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Geltende Fassung Referentenentwurf  
Vergaberechtstransformationsgesetz 

 Artikel 1 

Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen 

Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen 

§ 97 § 97 

Grundsätze der Vergabe Grundsätze der Vergabe 

(1) Öffentliche Aufträge und Konzessi-
onen werden im Wettbewerb und im Wege 
transparenter Verfahren vergeben. Dabei 
werden die Grundsätze der Wirtschaftlich-
keit und der Verhältnismäßigkeit gewahrt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Teilnehmer an einem Verga-
beverfahren sind gleich zu behandeln, es 
sei denn, eine Ungleichbehandlung ist auf-
grund dieses Gesetzes ausdrücklich gebo-
ten oder gestattet. 

(2) Die Teilnehmer an einem Verga-
beverfahren sind gleich zu behandeln, es 
sei denn, eine Ungleichbehandlung ist auf-
grund eines Gesetzes ausdrücklich gebo-
ten oder gestattet. 

(3) Bei der Vergabe werden Aspekte 
der Qualität und der Innovation sowie sozi-
ale und umweltbezogene Aspekte nach 
Maßgabe dieses Teils berücksichtigt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Mittelständische Interessen sind 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vor-
nehmlich zu berücksichtigen. Leistungen 
sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und 
getrennt nach Art oder Fachgebiet (Fach-
lose) zu vergeben. Mehrere Teil- oder 
Fachlose dürfen zusammen vergeben wer-
den, wenn wirtschaftliche oder technische 
Gründe dies erfordern. Wird ein Unterneh-
men, das nicht öffentlicher Auftraggeber 
oder Sektorenauftraggeber ist, mit der 
Wahrnehmung oder Durchführung einer öf-
fentlichen Aufgabe betraut, verpflichtet der 
öffentliche Auftraggeber oder Sektorenauf-
traggeber das Unternehmen, sofern es Un-
teraufträge vergibt, nach den Sätzen 1 bis 
3 zu verfahren. 

(4) Mittelständische Interessen sind 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vor-
nehmlich zu berücksichtigen. Leistungen 
sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und 
getrennt nach Art oder Fachgebiet (Fach-
lose) zu vergeben. Mehrere Teil- oder 
Fachlose dürfen ganz oder teilweise zu-
sammen vergeben werden, wenn wirt-
schaftliche, technische oder zeitliche 
Gründe dies rechtfertigen. Auftraggeber 
sollen Auftragnehmer verpflichten, bei 
der Erteilung von Unteraufträgen mittel-
ständische Interessen besonders zu be-
rücksichtigen. Wird ein Unternehmen, das 
nicht öffentlicher Auftraggeber oder Sekto-
renauftraggeber ist, mit der Wahrnehmung 
oder Durchführung einer öffentlichen Auf-
gabe betraut, verpflichtet der öffentliche 
Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber 
das Unternehmen, sofern es Unteraufträge 
vergibt, nach den Sätzen 1 bis 3 zu verfah-
ren. 

(5) Für das Senden, Empfangen, Wei-
terleiten und Speichern von Daten in einem 
Vergabeverfahren verwenden Auftraggeber 
und Unternehmen grundsätzlich elektroni-
sche Mittel nach Maßgabe der aufgrund 
des § 113 erlassenen Verordnungen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Unternehmen haben Anspruch da-
rauf, dass die Bestimmungen über das 
Vergabeverfahren eingehalten werden. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 100 § 100 

Sektorenauftraggeber Sektorenauftraggeber 

(1) Sektorenauftraggeber sind  (1) u n v e r ä n d e r t  

1. öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 
Nummer 1 bis 3, die eine Sektorentä-
tigkeit gemäß § 102 ausüben, 

 

2. natürliche oder juristische Personen 
des privaten Rechts, die eine Sekto-
rentätigkeit gemäß § 102 ausüben, 
wenn  
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a) diese Tätigkeit auf der Grundlage 
von besonderen oder ausschließli-
chen Rechten ausgeübt wird, die 
von einer zuständigen Behörde 
gewährt wurden, oder 

 

b) öffentliche Auftraggeber gemäß § 
99 Nummer 1 bis 3 auf diese Per-
sonen einzeln oder gemeinsam ei-
nen beherrschenden Einfluss aus-
üben können. 

 

(2) Besondere oder ausschließliche 
Rechte im Sinne von Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe a sind Rechte, die dazu führen, 
dass die Ausübung dieser Tätigkeit einem 
oder mehreren Unternehmen vorbehalten 
wird und dass die Möglichkeit anderer Un-
ternehmen, diese Tätigkeit auszuüben, er-
heblich beeinträchtigt wird. Keine besonde-
ren oder ausschließlichen Rechte in die-
sem Sinne sind Rechte, die aufgrund eines 
Verfahrens nach den Vorschriften dieses 
Teils oder aufgrund eines sonstigen Ver-
fahrens gewährt wurden, das angemessen 
bekannt gemacht wurde und auf objektiven 
Kriterien beruht. 

(2) Besondere oder ausschließliche 
Rechte im Sinne von Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe a sind Rechte, die dazu führen, 
dass die Ausübung dieser Tätigkeit einem 
oder mehreren Unternehmen vorbehalten 
wird und dass die Möglichkeit anderer Un-
ternehmen, diese Tätigkeit auszuüben, er-
heblich beeinträchtigt wird. Keine besonde-
ren oder ausschließlichen Rechte in die-
sem Sinne sind Rechte, die aufgrund eines 
Verfahrens nach den Vorschriften dieses 
Teils oder aufgrund eines sonstigen Ver-
fahrens gewährt wurden, das angemessen 
bekannt gemacht wurde und auf objektiven 
Kriterien beruht. Zu den in Satz 2 genann-
ten Verfahren zählen dabei insbeson-
dere solche, die in Anhang II der Richtli-
nie 2014/25/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Februar 
2014 über die Vergabe von Aufträgen 
durch Auftraggeber im Bereich der Was-
ser-, Energie- und Verkehrsversorgung 
sowie der Postdienste und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 
94 vom 28.3.2014, S. 243) genannt sind. 

(3) Die Ausübung eines beherrschen-
den Einflusses im Sinne von Absatz 1 
Nummer 2 Buchstabe b wird vermutet, 
wenn ein öffentlicher Auftraggeber gemäß 
§ 99 Nummer 1 bis 3  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. unmittelbar oder mittelbar die Mehrheit 
des gezeichneten Kapitals des Unter-
nehmens besitzt, 

 

2. über die Mehrheit der mit den Anteilen 
am Unternehmen verbundenen Stimm-
rechte verfügt oder 
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3. mehr als die Hälfte der Mitglieder des 
Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf-
sichtsorgans des Unternehmens be-
stellen kann. 

 

§ 101 § 101 

Konzessionsgeber Konzessionsgeber 

(1) Konzessionsgeber sind  (1) Konzessionsgeber sind  

1. öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 
Nummer 1 bis 3, die eine Konzession 
vergeben, 

 

2. Sektorenauftraggeber gemäß § 100 
Absatz 1 Nummer 1, die eine Sekto-
rentätigkeit gemäß § 102 Absatz 2 
bis 6 ausüben und eine Konzession 
zum Zweck der Ausübung dieser Tätig-
keit vergeben, 

2. Sektorenauftraggeber gemäß § 100 
Absatz 1 Nummer 1, die eine Sekto-
rentätigkeit gemäß § 102 Absatz 2 
bis 7 ausüben und eine Konzession 
zum Zweck der Ausübung dieser Tä-
tigkeit vergeben, 

3. Sektorenauftraggeber gemäß § 100 
Absatz 1 Nummer 2, die eine Sekto-
rentätigkeit gemäß § 102 Absatz 2 
bis 6 ausüben und eine Konzession 
zum Zweck der Ausübung dieser Tätig-
keit vergeben. 

3. Sektorenauftraggeber gemäß § 100 
Absatz 1 Nummer 2, die eine Sekto-
rentätigkeit gemäß § 102 Absatz 2 
bis 7 ausüben und eine Konzession 
zum Zweck der Ausübung dieser Tä-
tigkeit vergeben. 

(2) § 100 Absatz 2 und 3 gilt entspre-
chend. 

(2) § 100 Absatz 2 und 3 gilt entspre-
chend. Zu den in § 100 Absatz 2 Satz 2 
genannten Verfahren zählen dabei ins-
besondere solche, die in Anhang III der 
Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 26. Feb-
ruar 2014 über die Konzessionsvergabe 
(ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 1) genannt 
sind. 

§ 102 § 102 

Sektorentätigkeiten Sektorentätigkeiten 

(1) Sektorentätigkeiten im Bereich 
Wasser sind  

(1) u n v e r ä n d e r t  
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1. die Bereitstellung oder das Betreiben 
fester Netze zur Versorgung der Allge-
meinheit im Zusammenhang mit der 
Gewinnung, der Fortleitung und der 
Abgabe von Trinkwasser, 

 

2. die Einspeisung von Trinkwasser in 
diese Netze. 

 

Als Sektorentätigkeiten gelten auch Tätig-
keiten nach Satz 1, die im Zusammenhang 
mit Wasserbau-, Bewässerungs- oder Ent-
wässerungsvorhaben stehen, sofern die 
zur Trinkwasserversorgung bestimmte 
Wassermenge mehr als 20 Prozent der Ge-
samtwassermenge ausmacht, die mit den 
entsprechenden Vorhaben oder Bewässe-
rungs- oder Entwässerungsanlagen zur 
Verfügung gestellt wird oder die im Zusam-
menhang mit der Abwasserbeseitigung 
oder -behandlung steht. Die Einspeisung 
von Trinkwasser in feste Netze zur Versor-
gung der Allgemeinheit durch einen Sekto-
renauftraggeber nach § 100 Absatz 1 Num-
mer 2 gilt nicht als Sektorentätigkeit, sofern 
die Erzeugung von Trinkwasser durch den 
betreffenden Auftraggeber erfolgt, weil des-
sen Verbrauch für die Ausübung einer Tä-
tigkeit erforderlich ist, die keine Sektorentä-
tigkeit nach den Absätzen 1 bis 4 ist, und 
die Einspeisung in das öffentliche Netz nur 
von dem Eigenverbrauch des betreffenden 
Auftraggebers abhängt und bei Zugrunde-
legung des Durchschnitts der letzten drei 
Jahre einschließlich des laufenden Jahres 
nicht mehr als 30 Prozent der gesamten 
Trinkwassererzeugung des betreffenden 
Auftraggebers ausmacht. 

 

(2) Sektorentätigkeiten im Bereich 
Elektrizität sind  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. die Bereitstellung oder das Betreiben 
fester Netze zur Versorgung der Allge-
meinheit im Zusammenhang mit der 
Erzeugung, der Fortleitung und der Ab-
gabe von Elektrizität, 

 

2. die Einspeisung von Elektrizität in 
diese Netze, es sei denn,  
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a) die Elektrizität wird durch den Sek-
torenauftraggeber nach § 100 Ab-
satz 1 Nummer 2 erzeugt, weil ihr 
Verbrauch für die Ausübung einer 
Tätigkeit erforderlich ist, die keine 
Sektorentätigkeit nach den Absät-
zen 1 bis 4 ist, und 

 

b) die Einspeisung hängt nur von 
dem Eigenverbrauch des Sekto-
renauftraggebers ab und macht 
bei Zugrundelegung des Durch-
schnitts der letzten drei Jahre ein-
schließlich des laufenden Jahres 
nicht mehr als 30 Prozent der ge-
samten Energieerzeugung des 
Sektorenauftraggebers aus. 

 

(3) Sektorentätigkeiten im Bereich von 
Gas und Wärme sind  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. die Bereitstellung oder das Betreiben 
fester Netze zur Versorgung der Allge-
meinheit im Zusammenhang mit der 
Erzeugung, der Fortleitung und der Ab-
gabe von Gas und Wärme, 

 

2. die Einspeisung von Gas und Wärme 
in diese Netze, es sei denn,  

 

a) die Erzeugung von Gas oder 
Wärme durch den Sektorenauf-
traggeber nach § 100 Absatz 1 
Nummer 2 ergibt sich zwangsläu-
fig aus der Ausübung einer Tätig-
keit, die keine Sektorentätigkeit 
nach den Absätzen 1 bis 4 ist, und 

 

b) die Einspeisung zielt nur darauf 
ab, diese Erzeugung wirtschaftlich 
zu nutzen und macht bei Zugrun-
delegung des Durchschnitts der 
letzten drei Jahre einschließlich 
des laufenden Jahres nicht mehr 
als 20 Prozent des Umsatzes des 
Sektorenauftraggebers aus. 
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(4) Sektorentätigkeiten im Bereich 
Verkehrsleistungen sind die Bereitstellung 
oder das Betreiben von Netzen zur Versor-
gung der Allgemeinheit mit Verkehrsleistun-
gen per Eisenbahn, automatischen Syste-
men, Straßenbahn, Trolleybus, Bus oder 
Seilbahn; ein Netz gilt als vorhanden, wenn 
die Verkehrsleistung gemäß den von einer 
zuständigen Behörde festgelegten Bedin-
gungen erbracht wird; dazu gehören die 
Festlegung der Strecken, die Transportka-
pazitäten und die Fahrpläne. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Sektorentätigkeiten im Bereich Hä-
fen und Flughäfen sind Tätigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Nutzung eines geo-
grafisch abgegrenzten Gebiets mit dem 
Zweck, für Luft-, See- oder Binnenschiff-
fahrtsverkehrsunternehmen Flughäfen, 
See- oder Binnenhäfen oder andere Termi-
naleinrichtungen bereitzustellen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Sektorentätigkeiten im Bereich 
fossiler Brennstoffe sind Tätigkeiten zur 
Nutzung eines geografisch abgegrenzten 
Gebiets zum Zweck  

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. der Förderung von Öl oder Gas oder  

2. der Exploration oder Förderung von 
Kohle oder anderen festen Brennstof-
fen. 

 

 (7) Sektorentätigkeiten im Bereich 
Postdienstleistungen sind 

 1. Postdienste, 

 2. andere Dienste als Postdienste, vo-
rausgesetzt, dass diese Dienstleis-
tungen von einer Stelle erbracht 
werden, die auch Postdienste im 
Sinne der Sätze 2 und 3 erbringt, 
und dass die in § 140 Absatz 1 ge-
nannten Bedingungen hinsichtlich 
der Dienstleistungen nach den Sät-
zen 2 und 3 nicht erfüllt sind. 
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 Im Sinne dieses Gesetzes sind Post-
dienste Dienste, die die Abholung, das 
Sortieren, den Transport und die Zustel-
lung von Postsendungen betreffen. Dies 
umfasst sowohl Dienstleistungen, die 
Universaldienstleistungen im Sinne des 
Postgesetzes darstellen, als auch 
Dienstleistungen, die nicht darunterfal-
len. Postsendungen sind adressierte 
Sendungen in der endgültigen Form, in 
der sie befördert werden, ungeachtet ih-
res Gewichts. Neben Briefsendungen 
handelt es sich dabei z. B. um Bücher, 
Kataloge, Zeitungen und Zeitschriften 
sowie um Postpakete, die Waren mit 
oder ohne Handelswert enthalten, unge-
achtet ihres Gewichts. Andere Dienste 
als Postdienste sind 

 1. Managementdienste für Postver-
sandstellen (Dienste vor dem Ver-
sand und nach dem Versand, wie 
beispielsweise Mailroom Manage-
ment) sowie, 

 2. Dienste, die nicht unter Satz 4 er-
fasste Sendungen wie etwa nicht 
adressierte Postwurfsendungen be-
treffen. 

(7) Für die Zwecke der Absätze 1 bis 
3 
zeugung und Produktion sowie den Groß- 
und Einzelhandel. Die Erzeugung von Gas 
fällt unter Absatz 6. 

(8) Für die Zwecke der Absätze 1 bis 

zeugung und Produktion sowie den Groß- 
und Einzelhandel. Die Erzeugung von Gas 
fällt unter Absatz 6. 

 (9) Für die Zwecke der Absätze 1 bis 

zeugung und Produktion sowie den Groß- 
und Einzelhandel. Die Erzeugung von Gas 
fällt unter Absatz 6. 
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§ 103 § 103 

Öffentliche Aufträge, Rahmenvereinba-
rungen und Wettbewerbe 

Öffentliche Aufträge, Rahmenvereinba-
rungen und Wettbewerbe 

(1) Öffentliche Aufträge sind entgeltli-
che Verträge zwischen öffentlichen Auftrag-
gebern oder Sektorenauftraggebern und 
Unternehmen über die Beschaffung von 
Leistungen, die die Lieferung von Waren, 
die Ausführung von Bauleistungen oder die 
Erbringung von Dienstleistungen zum Ge-
genstand haben. 

(1) Öffentliche Aufträge sind entgeltli-
che Verträge zwischen öffentlichen Auftrag-
gebern oder Sektorenauftraggebern und 
Unternehmen über die Beschaffung von 
Leistungen, die die Lieferung von Waren, 
die Ausführung von Bauleistungen oder die 
Erbringung von Dienstleistungen zum Ge-
genstand haben. Ein Vertrag ist 
entgeltlich im Sinne von Satz 1, wenn 
sich jede Partei rechtsverbindlich 
verpflichtet, eine Leistung im Gegenzug 
für eine andere zu erbringen. Leistung 
und Gegenleistung sind 
rechtsverbindlich im Sinne des Satzes 2, 
wenn ihre Erfüllung einklagbar ist. 

(2) Lieferaufträge sind Verträge zur 
Beschaffung von Waren, die insbesondere 
Kauf oder Ratenkauf oder Leasing, Miet-
verhältnisse oder Pachtverhältnisse mit 
oder ohne Kaufoption betreffen. Die Ver-
träge können auch Nebenleistungen um-
fassen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bauaufträge sind Verträge über 
die Ausführung oder die gleichzeitige Pla-
nung und Ausführung  

(3) Bauaufträge sind Verträge über 
die Ausführung oder sowohl die Planung 
als auch die Ausführung  

1. von Bauleistungen im Zusammenhang 
mit einer der Tätigkeiten, die in Anhang 
II der Richtlinie 2014/24/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Februar 2014 über die öffentli-
che Auftragsvergabe und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 
94 vom 28.3.2014, S. 65) und Anhang 
I der Richtlinie 2014/25/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Februar 2014 über die 
Vergabe von Aufträgen durch Auftrag-
geber im Bereich der Wasser-, Ener-
gie- und Verkehrsversorgung sowie 
der Postdienste und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 vom 
28.3.2014, S. 243) genannt sind, oder 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. eines Bauwerkes für den öffentlichen 
Auftraggeber oder Sektorenauftragge-
ber, das Ergebnis von Tief- oder Hoch-
bauarbeiten ist und eine wirtschaftliche 
oder technische Funktion erfüllen soll. 

2. u n v e r ä n d e r t  

Ein Bauauftrag liegt auch vor, wenn ein 
Dritter eine Bauleistung gemäß den vom öf-
fentlichen Auftraggeber oder Sektorenauf-
traggeber genannten Erfordernissen er-
bringt, die Bauleistung dem Auftraggeber 
unmittelbar wirtschaftlich zugutekommt und 
dieser einen entscheidenden Einfluss auf 
Art und Planung der Bauleistung hat. 

u n v e r ä n d e r t  

(4) Als Dienstleistungsaufträge gelten 
die Verträge über die Erbringung von Leis-
tungen, die nicht unter die Absätze 2 und 3 
fallen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Rahmenvereinbarungen sind Ver-
einbarungen zwischen einem oder mehre-
ren öffentlichen Auftraggebern oder Sekto-
renauftraggebern und einem oder mehre-
ren Unternehmen, die dazu dienen, die Be-
dingungen für die öffentlichen Aufträge, die 
während eines bestimmten Zeitraums ver-
geben werden sollen, festzulegen, insbe-
sondere in Bezug auf den Preis. Für die 
Vergabe von Rahmenvereinbarungen gel-
ten, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
dieselben Vorschriften wie für die Vergabe 
entsprechender öffentlicher Aufträge. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Wettbewerbe sind Auslobungsver-
fahren, die dem Auftraggeber aufgrund ver-
gleichender Beurteilung durch ein Preisge-
richt mit oder ohne Verteilung von Preisen 
zu einem Plan oder einer Planung verhel-
fen sollen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 105 § 105 

Konzessionen Konzessionen 

(1) Konzessionen sind entgeltliche 
Verträge, mit denen ein oder mehrere Kon-
zessionsgeber ein oder mehrere Unterneh-
men  

(1) u n v e r ä n d e r t  
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1. mit der Erbringung von Bauleistungen 
betrauen (Baukonzessionen); dabei 
besteht die Gegenleistung entweder al-
lein in dem Recht zur Nutzung des 
Bauwerks oder in diesem Recht zuzüg-
lich einer Zahlung; oder 

 

2. mit der Erbringung und der Verwaltung 
von Dienstleistungen betrauen, die 
nicht in der Erbringung von Bauleistun-
gen nach Nummer 1 bestehen (Dienst-
leistungskonzessionen); dabei besteht 
die Gegenleistung entweder allein in 
dem Recht zur Verwertung der Dienst-
leistungen oder in diesem Recht zu-
züglich einer Zahlung. 

 

(2) In Abgrenzung zur Vergabe öffent-
licher Aufträge geht bei der Vergabe einer 
Bau- oder Dienstleistungskonzession das 
Betriebsrisiko für die Nutzung des Bau-
werks oder für die Verwertung der Dienst-
leistungen auf den Konzessionsnehmer 
über. Dies ist der Fall, wenn  

(2) In Abgrenzung zur Vergabe öffent-
licher Aufträge geht bei der Vergabe einer 
Bau- oder Dienstleistungskonzession das 
Betriebsrisiko für die Nutzung des Bau-
werks oder für die Verwertung der Dienst-
leistungen auf den Konzessionsnehmer 
über. Dies ist der Fall, wenn 

1. unter normalen Betriebsbedingungen 
nicht gewährleistet ist, dass die Investi-
tionsaufwendungen oder die Kosten für 
den Betrieb des Bauwerks oder die Er-
bringung der Dienstleistungen wieder 
erwirtschaftet werden können, und 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Konzessionsnehmer den Unwäg-
barkeiten des Marktes tatsächlich aus-
gesetzt ist, sodass potenzielle ge-
schätzte Verluste des Konzessions-
nehmers nicht vernachlässigbar sind. 

2 .  u n v e r ä n d e r t  

Das Betriebsrisiko kann ein Nachfrage- 
oder Angebotsrisiko sein. 

u n v e r ä n d e r t  

 § 103 Absatz 1 Satz 2 und 3 gelten ent-
sprechend. 
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§ 106 § 106 

Schwellenwerte Schwellenwerte 

(1) Dieser Teil gilt für die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 
sowie die Ausrichtung von Wettbewerben, 
deren geschätzter Auftrags- oder Vertrags-
wert ohne Umsatzsteuer die jeweils festge-
legten Schwellenwerte erreicht oder über-
schreitet. § 114 Absatz 2 bleibt unberührt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der jeweilige Schwellenwert ergibt 
sich  

(2) Der jeweilige Schwellenwert ergibt 
sich  

1. für öffentliche Aufträge und Wettbe-
werbe, die von öffentlichen Auftragge-
bern vergeben werden, aus Artikel 4 
der Richtlinie 2014/24/EU in der jeweils 
geltenden Fassung; der sich hieraus 
für zentrale Regierungsbehörden erge-
bende Schwellenwert ist von allen 
obersten Bundesbehörden sowie allen 
oberen Bundesbehörden und ver-
gleichbaren Bundeseinrichtungen an-
zuwenden, 

1. für öffentliche Aufträge und Wettbe-
werbe, die von öffentlichen Auftragge-
bern vergeben werden, aus Artikel 4 
der Richtlinie 2014/24/EU in der jeweils 
geltenden Fassung; der sich hieraus 
für zentrale Regierungsbehörden erge-
bende Schwellenwert ist vom Bundes-
kanzleramt und den Bundesministe-
rien anzuwenden, 

2. für öffentliche Aufträge und Wettbe-
werbe, die von Sektorenauftraggebern 
zum Zweck der Ausübung einer Sekto-
rentätigkeit vergeben werden, aus Arti-
kel 15 der Richtlinie 2014/25/EU in der 
jeweils geltenden Fassung, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. für verteidigungs- oder sicherheitsspe-
zifische öffentliche Aufträge aus Artikel 
8 der Richtlinie 2009/81/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Juli 2009 über die Koordinie-
rung der Verfahren zur Vergabe be-
stimmter Bau-, Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträge in den Bereichen Vertei-
digung und Sicherheit und zur Ände-
rung der Richtlinien 2004/17/EG und 
2004/18/EG (ABl. L 216 vom 
20.8.2009, S. 76) in der jeweils gelten-
den Fassung, 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. für Konzessionen aus Artikel 8 der 
Richtlinie 2014/23/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
26. Februar 2014 über die Konzessi-
onsvergabe (ABl. L 94 vom 28.3.2014, 
S. 1) in der jeweils geltenden Fassung. 

4. u n v e r ä n d e r t  

(3) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie gibt die geltenden 
Schwellenwerte unverzüglich, nachdem sie 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröf-
fentlicht worden sind, im Bundesanzeiger 
bekannt. 

(aufgehoben) 

§ 107 § 107 

Allgemeine Ausnahmen Allgemeine Ausnahmen 

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden 
auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
und Konzessionen  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. zu Schiedsgerichts- und Schlichtungs-
dienstleistungen, 

 

2. für den Erwerb, die Miete oder die 
Pacht von Grundstücken, vorhandenen 
Gebäuden oder anderem unbewegli-
chem Vermögen sowie Rechten daran, 
ungeachtet ihrer Finanzierung, 

 

3. zu Arbeitsverträgen,  

4. zu Dienstleistungen des Katastrophen-
schutzes, des Zivilschutzes und der 
Gefahrenabwehr, die von gemeinnützi-
gen Organisationen oder Vereinigun-
gen erbracht werden und die unter die 
Referenznummern des Common Pro-
curement Vocabulary 75250000-3, 
75251000-0, 75251100-1, 75251110-4, 
75251120-7, 75252000-7, 75222000-8, 
98113100-9 und 85143000-3 mit Aus-
nahme des Einsatzes von Krankenwa-
gen zur Patientenbeförderung fallen; 
gemeinnützige Organisationen oder 
Vereinigungen im Sinne dieser Num-
mer sind insbesondere die Hilfsorgani-
sationen, die nach Bundes- oder Lan-
desrecht als Zivil- und Katastrophen-
schutzorganisationen anerkannt sind. 
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(2) Dieser Teil ist ferner nicht auf öf-
fentliche Aufträge und Konzessionen anzu-
wenden,  

(2) Dieser Teil ist ferner nicht auf öf-
fentliche Aufträge und Konzessionen anzu-
wenden, 

1. bei denen die Anwendung dieses Teils 
den Auftraggeber dazu zwingen würde, 
im Zusammenhang mit dem Vergabe-
verfahren oder der Auftragsausführung 
Auskünfte zu erteilen, deren Preisgabe 
seiner Ansicht nach wesentlichen Si-
cherheitsinteressen der Bundesrepub-
lik Deutschland im Sinne des Artikels 
346 Absatz 1 Buchstabe a des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union widerspricht, oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die dem Anwendungsbereich des Arti-
kels 346 Absatz 1 Buchstabe b des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union unterliegen. 

2. u n v e r ä n d e r t  

Wesentliche Sicherheitsinteressen im 
Sinne des Artikels 346 Absatz 1 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union können insbesondere berührt 
sein, wenn der öffentliche Auftrag oder die 
Konzession verteidigungsindustrielle 
Schlüsseltechnologien betrifft. Ferner kön-
nen im Fall des Satzes 1 Nummer 1 we-
sentliche Sicherheitsinteressen im Sinne 
des Artikels 346 Absatz 1 Buchstabe a des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union insbesondere berührt sein, 
wenn der öffentliche Auftrag oder die Kon-
zession  

u n v e r ä n d e r t  

1. sicherheitsindustrielle Schlüsseltech-
nologien betreffen oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Leistungen betreffen, die  2. Leistungen betreffen, die 

a) für den Grenzschutz, die Bekämp-
fung des Terrorismus oder der or-
ganisierten Kriminalität oder für 
verdeckte Tätigkeiten der Polizei 
oder der Sicherheitskräfte be-
stimmt sind, oder 

a) für den Grenzschutz, die Be-
kämpfung des Terrorismus 
oder der organisierten Krimina-
lität, für Zwecke nachrichten-
dienstlicher Tätigkeiten oder 
für verdeckte Tätigkeiten der 
Polizei oder der Sicherheits-
kräfte bestimmt sind, oder 

b) Verschlüsselung betreffen  
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und soweit ein besonders hohes Maß 
an Vertraulichkeit erforderlich ist. 

u n v e r ä n d e r t  

§ 108 § 108 

Ausnahmen bei öffentlich-öffentlicher 
Zusammenarbeit 

Anwendungsbereich bei öffentlich-öf-
fentlicher Zusammenarbeit 

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden 
auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, 
die von einem öffentlichen Auftraggeber im 
Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 an eine ju-
ristische Person des öffentlichen oder pri-
vaten Rechts vergeben werden, wenn  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. der öffentliche Auftraggeber über die 
juristische Person eine ähnliche Kon-
trolle wie über seine eigenen Dienst-
stellen ausübt, 

 

2. mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten 
der juristischen Person der Ausführung 
von Aufgaben dienen, mit denen sie 
von dem öffentlichen Auftraggeber 
oder von einer anderen juristischen 
Person, die von diesem kontrolliert 
wird, betraut wurde, und 

 

3. an der juristischen Person keine di-
rekte private Kapitalbeteiligung be-
steht, mit Ausnahme nicht beherr-
schender Formen der privaten Kapital-
beteiligung und Formen der privaten 
Kapitalbeteiligung ohne Sperrminorität, 
die durch gesetzliche Bestimmungen 
vorgeschrieben sind und die keinen 
maßgeblichen Einfluss auf die kontrol-
lierte juristische Person vermitteln. 

 

(2) Die Ausübung einer Kontrolle im 
Sinne von Absatz 1 Nummer 1 wird vermu-
tet, wenn der öffentliche Auftraggeber ei-
nen ausschlaggebenden Einfluss auf die 
strategischen Ziele und die wesentlichen 
Entscheidungen der juristischen Person 
ausübt. Die Kontrolle kann auch durch eine 
andere juristische Person ausgeübt wer-
den, die von dem öffentlichen Auftraggeber 
auf gleiche Weise kontrolliert wird. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Absatz 1 gilt auch für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge, die von einer kontrol-
lierten juristischen Person, die zugleich öf-
fentlicher Auftraggeber im Sinne des § 99 
Nummer 1 bis 3 ist, an den kontrollierenden 
öffentlichen Auftraggeber oder an eine von 
diesem öffentlichen Auftraggeber kontrol-
lierte andere juristische Person vergeben 
werden. Voraussetzung ist, dass keine di-
rekte private Kapitalbeteiligung an der juris-
tischen Person besteht, die den öffentli-
chen Auftrag erhalten soll. Absatz 1 Num-
mer 3 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Dieser Teil ist nicht anzuwenden 
auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, 
bei denen der öffentliche Auftraggeber im 
Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 über eine 
juristische Person des privaten oder öffent-
lichen Rechts zwar keine Kontrolle im 
Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 ausübt, 
aber  

(4) Dieser Teil ist nicht anzuwenden 
auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, 
bei denen der öffentliche Auftraggeber im 
Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 über eine 
juristische Person des privaten oder öffent-
lichen Rechts zwar keine Kontrolle im 
Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 ausübt, 
aber  

1. der öffentliche Auftraggeber gemein-
sam mit anderen öffentlichen Auftrag-
gebern über die juristische Person eine 
ähnliche Kontrolle ausübt wie jeder der 
öffentlichen Auftraggeber über seine 
eigenen Dienststellen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten 
der juristischen Person der Ausführung 
von Aufgaben dienen, mit denen sie 
von den öffentlichen Auftraggebern 
oder von einer anderen juristischen 
Person, die von diesen Auftraggebern 
kontrolliert wird, betraut wurde, und 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. an der juristischen Person keine di-
rekte private Kapitalbeteiligung be-
steht; Absatz 1 Nummer 3 zweiter 
Halbsatz gilt entsprechend. 

3. u n v e r ä n d e r t  



 - 17 -   

 

Geltende Fassung Referentenentwurf  
Vergaberechtstransformationsgesetz 

 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 gelten ent-
sprechend. An der gemeinsamen Kon-
trolle können auch solche juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts betei-
ligt sein, die zu dem besonderen Zweck 
gegründet wurden, im Allgemeininte-
resse liegende Aufgaben nichtgewerbli-
cher Art zu erfüllen, die die weiteren Vo-
raussetzungen des § 99 Nummer 2 GWB 
nicht erfüllen. 

(5) Eine gemeinsame Kontrolle im 
Sinne von Absatz 4 Nummer 1 besteht, 
wenn  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. sich die beschlussfassenden Organe 
der juristischen Person aus Vertretern 
sämtlicher teilnehmender öffentlicher 
Auftraggeber zusammensetzen; ein 
einzelner Vertreter kann mehrere oder 
alle teilnehmenden öffentlichen Auf-
traggeber vertreten, 

 

2. die öffentlichen Auftraggeber gemein-
sam einen ausschlaggebenden Ein-
fluss auf die strategischen Ziele und 
die wesentlichen Entscheidungen der 
juristischen Person ausüben können 
und 

 

3. die juristische Person keine Interessen 
verfolgt, die den Interessen der öffentli-
chen Auftraggeber zuwiderlaufen. 

 

(6) Dieser Teil ist ferner nicht anzu-
wenden auf Verträge, die zwischen zwei 
oder mehreren öffentlichen Auftraggebern 
im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 ge-
schlossen werden, wenn  

(6) Dieser Teil ist ferner nicht anzu-
wenden auf öffentliche Aufträge, die zwi-
schen zwei oder mehreren öffentlichen Auf-
traggebern im Sinne des § 99 Nummer 1 
bis 3 geschlossen werden, wenn  

1. der Vertrag eine Zusammenarbeit zwi-
schen den beteiligten öffentlichen Auf-
traggebern begründet oder erfüllt, um 
sicherzustellen, dass die von ihnen zu 
erbringenden öffentlichen Dienstleis-
tungen im Hinblick auf die Erreichung 
gemeinsamer Ziele ausgeführt werden, 

1. der öffentliche Auftrag eine auf ei-
ner gemeinsamen Kooperationsver-
einbarung beruhende Zusammenar-
beit zwischen den beteiligten öffent-
lichen Auftraggebern zur Erreichung 
gemeinsamer Ziele begründet oder 
erfüllt, 
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2. die Durchführung der Zusammenarbeit 
nach Nummer 1 ausschließlich durch 
Überlegungen im Zusammenhang mit 
dem öffentlichen Interesse bestimmt 
wird und 

2. die Durchführung der Zusammenarbeit 
nach Nummer 1 ausschließlich durch 
Überlegungen im Zusammenhang mit 
dem öffentlichen Interesse bestimmt 
wird, 

3. die öffentlichen Auftraggeber auf dem 
Markt weniger als 20 Prozent der Tä-
tigkeiten erbringen, die durch die Zu-
sammenarbeit nach Nummer 1 erfasst 
sind. 

3. die öffentlichen Auftraggeber die 
von der Zusammenarbeit erfassten 
Tätigkeiten zu weniger als 20 Pro-
zent am offenen Markt gegenüber 
privaten Dritten erbringen und 

 4. kein privater Dritter unmittelbar auf-
grund der Zusammenarbeit einen 
Vorteil gegenüber seinen Wettbe-
werbern erhält. 

 Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. 

  (7) Eine Betrauung nach Absatz 1 
Nummer 2 liegt vor, wenn eine dem Zu-
ständigkeitsbereich des öffentlichen 
Auftraggebers unterfallende Aufgabe 
durch einen erkennbaren und inhaltlich 
festgelegten rechtsverbindlichen Akt an 
die juristische Person des öffentlichen 
oder privaten Rechts übertragen wurde. 
Die Betrauung kann auch solche Tätig-
keiten umfassen, die der öffentliche Auf-
traggeber oder eine andere von ihm 
kontrollierte juristische Person zur Er-
füllung einer Zusammenarbeit nach Ab-
satz 6 erbringt. Satz 1 und 2 gelten für 
eine Betrauung nach Absatz 4 Nummer 
2 entsprechend. 
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(7) Zur Bestimmung des prozentualen 
Anteils nach Absatz 1 Nummer 2, Absatz 4 
Nummer 2 und Absatz 6 Nummer 3 wird 
der durchschnittliche Gesamtumsatz der 
letzten drei Jahre vor Vergabe des öffentli-
chen Auftrags oder ein anderer geeigneter 
tätigkeitsgestützter Wert herangezogen. 
Ein geeigneter tätigkeitsgestützter Wert 
sind zum Beispiel die Kosten, die der juristi-
schen Person oder dem öffentlichen Auf-
traggeber in dieser Zeit in Bezug auf Liefer-
, Bau- und Dienstleistungen entstanden 
sind. Liegen für die letzten drei Jahre keine 
Angaben über den Umsatz oder einen ge-
eigneten alternativen tätigkeitsgestützten 
Wert wie zum Beispiel Kosten vor oder sind 
sie nicht aussagekräftig, genügt es, wenn 
der tätigkeitsgestützte Wert insbesondere 
durch Prognosen über die Geschäftsent-
wicklung glaubhaft gemacht wird. 

(8) Zur Bestimmung des prozentualen 
Anteils nach Absatz 1 Nummer 2, Absatz 4 
Nummer 2 und Absatz 6 Nummer 3 wird 
der durchschnittliche Gesamtumsatz der 
letzten drei Jahre vor Vergabe des öffentli-
chen Auftrags oder ein anderer geeigneter 
tätigkeitsgestützter Wert herangezogen. 
Ein geeigneter tätigkeitsgestützter Wert 
sind zum Beispiel die Kosten, die der juristi-
schen Person oder dem öffentlichen Auf-
traggeber in dieser Zeit in Bezug auf Liefer-
, Bau- und Dienstleistungen entstanden 
sind. Liegen für die letzten drei Jahre keine 
Angaben über den Umsatz oder einen ge-
eigneten alternativen tätigkeitsgestützten 
Wert wie zum Beispiel Kosten vor oder sind 
sie nicht aussagekräftig, genügt es, wenn 
der tätigkeitsgestützte Wert insbesondere 
durch Prognosen über die Geschäftsent-
wicklung glaubhaft gemacht wird. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten ent-
sprechend für Sektorenauftraggeber im 
Sinne des § 100 Absatz 1 Nummer 1 hin-
sichtlich der Vergabe von öffentlichen Auf-
trägen sowie für Konzessionsgeber im 
Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 1 und 2 
hinsichtlich der Vergabe von Konzessio-
nen. 

(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten ent-
sprechend für Sektorenauftraggeber im 
Sinne des § 100 Absatz 1 Nummer 1 hin-
sichtlich der Vergabe von öffentlichen Auf-
trägen sowie für Konzessionsgeber im 
Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 1 und 2 
hinsichtlich der Vergabe von Konzessio-
nen. 

 (10) Sonstige Formen öffentlich-öf-
fentlicher Zusammenarbeit außerhalb 
dieses Teils bleiben unberührt. Dieser 
Teil ist insbesondere nicht anzuwenden, 
wenn Auftraggeber Leistungen selbst 
erbringen, auch in Zusammenarbeit mit 
anderen öffentlichen Stellen, oder Leis-
tungen durch andere Mittel als öffentli-
che Aufträge, Konzessionen oder Wett-
bewerbe organisieren. Dieser Teil gilt 
ferner regelmäßig nicht für die Erbrin-
gung von Leistungen auf Grundlage von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 
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§ 111 § 111 

Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen, deren Teile unterschied-
lichen rechtlichen Regelungen unterlie-

gen 

Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen, deren Teile unterschied-
lichen rechtlichen Regelungen unterlie-

gen 

(1) Sind die verschiedenen Teile ei-
nes öffentlichen Auftrags, die jeweils unter-
schiedlichen rechtlichen Regelungen unter-
liegen, objektiv trennbar, so dürfen ge-
trennte Aufträge für jeden Teil oder darf ein 
Gesamtauftrag vergeben werden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Werden getrennte Aufträge verge-
ben, so wird jeder einzelne Auftrag nach 
den Vorschriften vergeben, die auf seine 
Merkmale anzuwenden sind. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Wird ein Gesamtauftrag vergeben,  (3) u n v e r ä n d e r t  

1. kann der Auftrag ohne Anwendung die-
ses Teils vergeben werden, wenn ein 
Teil des Auftrags die Voraussetzungen 
des § 107 Absatz 2 Nummer 1 oder 2 
erfüllt und die Vergabe eines Gesamt-
auftrags aus objektiven Gründen ge-
rechtfertigt ist, 

 

2. kann der Auftrag nach den Vorschriften 
über die Vergabe von verteidigungs- 
oder sicherheitsspezifischen Aufträgen 
vergeben werden, wenn ein Teil des 
Auftrags diesen Vorschriften unterliegt 
und die Vergabe eines Gesamtauftrags 
aus objektiven Gründen gerechtfertigt 
ist, 

 

3. sind die Vorschriften zur Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen durch Sektoren-
auftraggeber anzuwenden, wenn ein 
Teil des Auftrags diesen Vorschriften 
unterliegt und der Wert dieses Teils 
den geltenden Schwellenwert erreicht 
oder überschreitet; dies gilt auch dann, 
wenn der andere Teil des Auftrags den 
Vorschriften über die Vergabe von 
Konzessionen unterliegt, 
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4. sind die Vorschriften zur Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen durch öffentliche 
Auftraggeber anzuwenden, wenn ein 
Teil des Auftrags den Vorschriften zur 
Vergabe von Konzessionen und ein 
anderer Teil des Auftrags den Vor-
schriften zur Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen durch öffentliche Auftragge-
ber unterliegt und wenn der Wert die-
ses Teils den geltenden Schwellenwert 
erreicht oder überschreitet, 

 

5. sind die Vorschriften dieses Teils anzu-
wenden, wenn ein Teil des Auftrags 
den Vorschriften dieses Teils und ein 
anderer Teil des Auftrags sonstigen 
Vorschriften außerhalb dieses Teils un-
terliegt; dies gilt ungeachtet des Wer-
tes des Teils, der sonstigen Vorschrif-
ten außerhalb dieses Teils unterliegen 
würde und ungeachtet ihrer rechtlichen 
Regelung. 

 

(4) Sind die verschiedenen Teile ei-
nes öffentlichen Auftrags, die jeweils unter-
schiedlichen rechtlichen Regelungen unter-
liegen, objektiv nicht trennbar,  

(4) Sind die verschiedenen Teile ei-
nes öffentlichen Auftrags, die jeweils unter-
schiedlichen rechtlichen Regelungen unter-
liegen, objektiv nicht trennbar,  

1. wird der Auftrag nach den Vorschriften 
vergeben, denen der Hauptgegenstand 
des Auftrags zuzuordnen ist; enthält 
der Auftrag Elemente einer Dienstleis-
tungskonzession und eines Lieferauf-
trags, wird der Hauptgegenstand da-
nach bestimmt, welcher geschätzte 
Wert der jeweiligen Dienst- oder Liefer-
leistungen höher ist, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. kann der Auftrag ohne Anwendung der 
Vorschriften dieses Teils oder gemäß 
den Vorschriften über die Vergabe von 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifi-
schen öffentlichen Aufträgen vergeben 
werden, wenn der Auftrag Elemente 
enthält, auf die § 107 Absatz 2 Num-
mer 1 oder 2 anzuwenden ist. 

2. kann der Auftrag oder die Konzes-
sion, wenn Elemente enthalten sind, 
auf die § 107 Absatz 2 Nummer 1 
oder 2 anzuwenden ist, ohne An-
wendung der Vorschriften dieses 
Teils vergeben werden; andernfalls 
kann der Auftrag oder die Konzes-
sion gemäß den Vorschriften über 
die Vergabe von verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischen öffentlichen 
Aufträgen oder gemäß den Vor-
schriften über die Vergabe von Kon-
zessionen vergeben werden. 
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(5) Die Entscheidung, einen Gesamt-
auftrag oder getrennte Aufträge zu verge-
ben, darf nicht zu dem Zweck getroffen 
werden, die Auftragsvergabe von den Vor-
schriften zur Vergabe öffentlicher Aufträge 
und Konzessionen auszunehmen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Auf die Vergabe von Konzessio-
nen sind die Absätze 1, 2 und 3 Nummer 1 
und 2 sowie die Absätze 4 und 5 entspre-
chend anzuwenden. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

 § 112a 

 Bewerber und Bieter aus Drittstaaten 

 (1) Auftraggeber dürfen die Teil-
nahme an einem Vergabeverfahren ganz 
oder teilweise auf Bewerber oder Bieter 
beschränken, die ansässig sind 

 1. in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union, 

 2. in einem Staat, der Vertragspartei 
des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum ist, 

 3. in einem Staat, der Vertragspartei 
des Übereinkommens über das öf-
fentliche Beschaffungswesen von 
1994 (ABl. C 256 vom 3.9.1996, S. 1), 
geändert durch das Protokoll zur 
Änderung des Übereinkommens 
über das öffentliche Beschaffungs-
wesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2), 
ist, und 

 4. in einem Staat, der Vertragspartei ei-
nes anderen, für die Europäische 
Union bindenden internationalen 
Übereinkommens mit Regelungen 
zur öffentlichen Beschaffung ist. 
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 (2) Abweichend von Absatz 1 dür-
fen Auftraggeber auch Bewerber und 
Bieter, die in einem Staat im Sinne von 
Absatz 1 Nummern 3 und 4 ansässig 
sind, ganz oder teilweise von der Teil-
nahme an einem Vergabeverfahren aus-
schließen, wenn der öffentliche Auftrag 
oder die Konzession nicht in den An-
wendungsbereich des für den Bewerber 
oder Bieter maßgeblichen Abkommens 
oder Übereinkommens fällt. 

 (3) Die Berechtigung zur Beschrän-
kung der Teilnahme an Vergabeverfah-
ren nach den Absätzen 1 und 2 gilt nur 
für die Vergabe von öffentlichen Aufträ-
gen und Konzessionen im Zusammen-
hang mit kritischen Dienstleistungen im 
Sinne des BSI-Gesetzes und für die 
Vergabe verteidigungs- oder sicher-
heitsspezifischer öffentlicher Aufträge). 

 (4) Beschränken Auftraggeber die 
Teilnahme an Vergabeverfahren auf 
Grundlage der Absätze 1 und 2, so ge-
ben sie dem erfolgreichen Bieter ver-
bindlich vor, 

 6. keine Unteraufträge an Unterneh-
men zu vergeben, die in einem von 
der Beschränkung betroffenen Dritt-
staat ansässig sind, 

 7. dem Auftraggeber spätestens bei 
Vertragserfüllung auf Verlangen ge-
eignete Nachweise vorzulegen und 

 8. im Falle einer Nichteinhaltung der 
Verpflichtung eine angemessene 
Vertragsstrafe zu zahlen, die ver-
wirkt ist, wenn der erfolgreiche Bie-
ter die Verpflichtung schuldhaft ver-
letzt. 

 (5) Die Beschränkungen nach Ab-
satz 1 und Absatz 2 sowie die Verpflich-
tungen nach Absatz 4 müssen mit Hin-
weis auf diese Vorschriften in der Auf-
tragsbekanntmachung und den Verga-
beunterlagen aufgeführt werden. 
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 (6) Weitergehende Berechtigungen 
von Auftraggebern zur Beschränkung 
der Teilnahme an einem Vergabeverfah-
ren in anderen Rechtsvorschriften blei-
ben unberührt. 

§ 113 § 113 

Verordnungsermächtigung Verordnungsermächtigung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnungen mit Zustim-
mung des Bundesrates die Einzelheiten zur 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen sowie zur Ausrichtung von 
Wettbewerben zu regeln. Diese Ermächti-
gung umfasst die Befugnis zur Regelung 
von Anforderungen an den Auftragsgegen-
stand und an das Vergabeverfahren, insbe-
sondere zur Regelung  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. der Schätzung des Auftrags- oder Ver-
tragswertes, 

 

2. der Leistungsbeschreibung, der Be-
kanntmachung, der Verfahrensarten 
und des Ablaufs des Vergabeverfah-
rens, der Nebenangebote, der Vergabe 
von Unteraufträgen sowie der Vergabe 
öffentlicher Aufträge und Konzessio-
nen, die soziale und andere besondere 
Dienstleistungen betreffen, 

 

3. der besonderen Methoden und Instru-
mente in Vergabeverfahren und für 
Sammelbeschaffungen einschließlich 
der zentralen Beschaffung, 

 

4. des Sendens, Empfangens, Weiterlei-
tens und Speicherns von Daten ein-
schließlich der Regelungen zum In-
krafttreten der entsprechenden Ver-
pflichtungen, 

 

5. der Auswahl und Prüfung der Unter-
nehmen und Angebote sowie des Ab-
schlusses des Vertrags, 

 

6. der Aufhebung des Vergabeverfah-
rens, 
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7. der verteidigungs- oder sicherheitsspe-
zifischen Anforderungen im Hinblick 
auf den Geheimschutz, auf die allge-
meinen Regelungen zur Wahrung der 
Vertraulichkeit, auf die Versorgungssi-
cherheit sowie auf die besonderen Re-
gelungen für die Vergabe von Unter-
aufträgen, 

 

8. der Voraussetzungen, nach denen 
Sektorenauftraggeber, Konzessionsge-
ber oder Auftraggeber nach dem Bun-
desberggesetz von der Verpflichtung 
zur Anwendung dieses Teils befreit 
werden können, sowie des dabei anzu-
wendenden Verfahrens einschließlich 
der erforderlichen Ermittlungsbefug-
nisse des Bundeskartellamtes und der 
Einzelheiten der Kostenerhebung; Voll-
streckungserleichterungen dürfen vor-
gesehen werden. 

 

Die Rechtsverordnungen sind dem Bun-
destag zuzuleiten. Die Zuleitung erfolgt vor 
der Zuleitung an den Bundesrat. Die 
Rechtsverordnungen können durch Be-
schluss des Bundestages geändert oder 
abgelehnt werden. Der Beschluss des Bun-
destages wird der Bundesregierung zuge-
leitet. Hat sich der Bundestag nach Ablauf 
von drei Sitzungswochen seit Eingang der 
Rechtsverordnungen nicht mit ihnen be-
fasst, so werden die unveränderten Rechts-
verordnungen dem Bundesrat zugeleitet. 

 

 (2) Die Bundesregierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrats die in Vor-
schriften dieses Gesetzes oder in einer 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung enthaltenen Ver-
weise auf die Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen zu ändern, so-
weit dies zur Anpassung an eine Ände-
rung der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen erforderlich ist. 
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§ 114 § 114 

Monitoring und Vergabestatistik Monitoring; Vergabestatistik; Datenser-
vice Öffentlicher Einkauf 

(1) Die obersten Bundesbehörden 
und die Länder erstatten in ihrem jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie über die 
Anwendung der Vorschriften dieses Teils 
und der aufgrund des § 113 erlassenen 
Rechtsverordnungen bis zum 15. Februar 
2017 und danach auf Anforderung schrift-
lich Bericht. Zu berichten ist regelmäßig 
über die jeweils letzten drei Kalenderjahre, 
die der Anforderung vorausgegangen sind. 

(1) Die obersten Bundesbehörden 
und die Länder erstatten in ihrem jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Klimaschutz über 
die Anwendung der Vorschriften dieses 
Teils und der aufgrund des § 113 erlasse-
nen Rechtsverordnungen bis zum 15. Feb-
ruar 2017 und danach auf Anforderung 
schriftlich Bericht. Zu berichten ist regelmä-
ßig über die jeweils letzten drei Kalender-
jahre, die der Anforderung vorausgegangen 
sind. 

(2) Das Statistische Bundesamt er-
stellt im Auftrag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Energie eine Vergabe-
statistik. Zu diesem Zweck übermitteln Auf-
traggeber im Sinne des § 98 an das Statis-
tische Bundesamt Daten zu öffentlichen 
Aufträgen im Sinne des § 103 Absatz 1 un-
abhängig von deren geschätzten Auftrags-
wert und zu Konzessionen im Sinne des § 
105. Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Einzelheiten der Vergabestatistik sowie 
der Datenübermittlung durch die meldende 
Stelle einschließlich des technischen Ab-
laufs, des Umfangs der zu übermittelnden 
Daten, der Wertgrenzen für die Erhebung 
sowie den Zeitpunkt des Inkrafttretens und 
der Anwendung der entsprechenden Ver-
pflichtungen zu regeln. 

(2) Das Statistische Bundesamt er-
stellt im Auftrag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Klimaschutz eine Ver-
gabestatistik. Zu diesem Zweck übermitteln 
Auftraggeber im Sinne des § 98 an das 
Statistische Bundesamt Daten zu öffentli-
chen Aufträgen im Sinne des § 103 Absatz 
1 unabhängig von deren geschätzten Auf-
tragswert und zu Konzessionen im Sinne 
des § 105. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Einzelheiten der Vergabe-
statistik sowie der Datenübermittlung durch 
die meldende Stelle einschließlich des 
technischen Ablaufs, des Umfangs der zu 
übermittelnden Daten, der Wertgrenzen für 
die Erhebung sowie den Zeitpunkt des In-
krafttretens und der Anwendung der ent-
sprechenden Verpflichtungen zu regeln. 

 (3) Der Datenservice Öffentlicher 
Einkauf, über den elektronische Be-
kanntmachungen an das Amt für Veröf-
fentlichungen der Europäischen Union 
durch öffentliche Auftraggeber im Sinne 
des § 98 zu übermitteln sind, ist beim 
Beschaffungsamt des BMI eingerichtet 
und wird dort betrieben. 
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§ 116 § 116 

Besondere Ausnahmen Besondere Ausnahmen 

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden 
auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
durch öffentliche Auftraggeber, wenn diese 
Aufträge Folgendes zum Gegenstand ha-
ben:  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. Rechtsdienstleistungen, die eine der 
folgenden Tätigkeiten betreffen:  

 

a) Vertretung eines Mandanten durch 
einen Rechtsanwalt in  

 

aa) Gerichts- oder Verwaltungs-
verfahren vor nationalen oder 
internationalen Gerichten, Be-
hörden oder Einrichtungen, 

 

bb) nationalen oder internationa-
len Schiedsgerichts- oder 
Schlichtungsverfahren, 

 

b) Rechtsberatung durch einen 
Rechtsanwalt, sofern diese zur 
Vorbereitung eines Verfahrens im 
Sinne von Buchstabe a dient oder 
wenn konkrete Anhaltspunkte da-
für vorliegen und eine hohe Wahr-
scheinlichkeit besteht, dass die 
Angelegenheit, auf die sich die 
Rechtsberatung bezieht, Gegen-
stand eines solchen Verfahrens 
werden wird, 

 

c) Beglaubigungen und Beurkundun-
gen, sofern sie von Notaren vorzu-
nehmen sind, 

 



 - 28 -   

 

Geltende Fassung Referentenentwurf  
Vergaberechtstransformationsgesetz 

d) Tätigkeiten von gerichtlich bestell-
ten Betreuern, Vormündern, Pfle-
gern, Verfahrensbeiständen, 
Sachverständigen oder Verwaltern 
oder sonstige Rechtsdienstleistun-
gen, deren Erbringer durch ein 
Gericht dafür bestellt oder durch 
Gesetz dazu bestimmt werden, um 
bestimmte Aufgaben unter der 
Aufsicht dieser Gerichte wahrzu-
nehmen, oder 

 

e) Tätigkeiten, die zumindest teil-
weise mit der Ausübung von ho-
heitlichen Befugnissen verbunden 
sind, 

 

2. Forschungs- und Entwicklungsdienst-
leistungen, es sei denn, es handelt 
sich um Forschungs- und Entwick-
lungsdienstleistungen, die unter die 
Referenznummern des Common Pro-
curement Vocabulary 73000000-2 bis 
73120000-9, 73300000-5, 73420000-2 
und 73430000-5 fallen und bei denen  

 

a) die Ergebnisse ausschließlich Ei-
gentum des Auftraggebers für sei-
nen Gebrauch bei der Ausübung 
seiner eigenen Tätigkeit werden 
und 

 

b) die Dienstleistung vollständig 
durch den Auftraggeber vergütet 
wird, 

 

3. den Erwerb, die Entwicklung, die Pro-
duktion oder die Koproduktion von 
Sendematerial für audiovisuelle Medi-
endienste oder Hörfunkmediendienste, 
wenn diese Aufträge von Anbietern 
von audiovisuellen Mediendiensten 
oder Hörfunkmediendiensten vergeben 
werden, die Ausstrahlungszeit oder die 
Bereitstellung von Sendungen, wenn 
diese Aufträge an Anbieter von audio-
visuellen Mediendiensten oder Hör-
funkmediendiensten vergeben werden, 
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4. finanzielle Dienstleistungen im Zusam-
menhang mit der Ausgabe, dem Ver-
kauf, dem Ankauf oder der Übertra-
gung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten, Dienstleistungen 
der Zentralbanken sowie mit der Euro-
päischen Finanzstabilisierungsfazilität 
und dem Europäischen Stabilitätsme-
chanismus durchgeführte Transaktio-
nen, 

 

5. Kredite und Darlehen, auch im Zusam-
menhang mit der Ausgabe, dem Ver-
kauf, dem Ankauf oder der Übertra-
gung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten oder 

 

6. Dienstleistungen, die an einen öffentli-
chen Auftraggeber nach § 99 Nummer 
1 bis 3 vergeben werden, der ein auf 
Gesetz oder Verordnung beruhendes 
ausschließliches Recht hat, die Leis-
tungen zu erbringen. 

 

(2) Dieser Teil ist ferner nicht auf öf-
fentliche Aufträge und Wettbewerbe anzu-
wenden, die hauptsächlich den Zweck ha-
ben, dem öffentlichen Auftraggeber die Be-
reitstellung oder den Betrieb öffentlicher 
Kommunikationsnetze oder die Bereitstel-
lung eines oder mehrerer elektronischer 
Kommunikationsdienste für die Öffentlich-
keit zu ermöglichen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

 (3) Dieser Teil ist darüber hinaus 
nicht anzuwenden auf die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen durch einen Sek-
torenauftraggeber im Sinne von § 102 
bei der Vergabe von Aufträgen, die der 
Durchführung einer der folgenden Tätig-
keiten dienen: 

 6. Mehrwertdienste, die mit elektroni-
schen Mitteln verknüpft sind und 
gänzlich mit diesen Mitteln erbracht 
werden (einschließlich der abgesi-
cherten Übermittlung von ver-
schlüsselten Dokumenten mit elekt-
ronischen Mitteln, Adressenverwal-
tungsdiensten und der Übermittlung 
von registrierten E- Mail-Sendun-
gen, 
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 2. Finanzdienstleistungen im Zusam-
menhang mit der Ausgabe, dem Ver-
kauf, dem Kauf oder der Übertra-
gung von Wertpapieren oder ande-
ren Finanzinstrumenten, sowie ge-
mäß den CPV-Codes 6610 00 00-1 
bis 66720000-3, insbesondere Post-
anweisungen und -überweisungen, 

 3. philatelistische Dienstleistungen 
oder 

 4. logistische Dienstleistungen, bei de-
nen die materielle Auslieferung, La-
gerung oder eine Kombination des 
Vorgenannten mit anderen nicht 
postalischen Aufgaben kombiniert 
wird. 

 § 120a 

 Berücksichtigung sozialer und umwelt-
bezogener Kriterien 

 (1) Bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge werden soziale und umweltbe-
zogene Aspekte berücksichtigt. Zu die-
sem Zweck sollen öffentliche Auftragge-
ber im Rahmen der Leistungsbeschrei-
bung oder, soweit im Einzelfall mit Blick 
auf den Auftragsgegenstand geeigneter, 
auf anderen Stufen des Vergabeverfah-
rens mindestens ein soziales oder ein 
umweltbezogenes Kriterium im Sinne 
der Absätze 2 und 3 berücksichtigen. 
Die Kriterien müssen mit dem Auftrags-
gegenstand in Verbindung stehen und 
zu dessen Wert und den konkreten Be-
schaffungszielen verhältnismäßig sein. 
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 (2) Umweltbezogen ist ein Kriterium 
insbesondere dann, wenn es darauf ab-
zielt, dass zu beschaffende Waren, Bau- 
und Dienstleistungen, soweit möglich 
über ihren gesamten Lebenszyklus, kli-
maschonend, biodiversitätsfördernd, 
rohstoffschonend, energiesparend, was-
sersparend, schadstoffarm, abfallarm, 
langlebig, reparaturfreundlich, wieder-
verwendbar, recyclingfähig, unter Ein-
satz von Abfällen oder Rezyklaten oder 
aus nachwachsenden Rohstoffen oder 
möglichst gut geeignet zur umweltver-
träglichen Abfallbewirtschaftung herge-
stellt, erbracht oder ausgeführt werden. 

 (3) Sozial ist ein Kriterium insbe-
sondere dann, wenn es darauf abzielt, 
dass zu beschaffende Waren, Bau- und 
Dienstleistungen unter fairen Arbeits- 
und Handelsbedingungen, unter Ermög-
lichung der Beschäftigung von Langzeit-
arbeitslosen, Benachteiligten oder Men-
schen mit Behinderungen, unter Förde-
rung der Gleichstellung von Geschlech-
tern, ethnischen Gruppen, Benachteilig-
ten oder Menschen mit Behinderungen, 
unter Einsatz sozialer Innovationen, un-
ter Beachtung der Menschen- und Ar-
beitnehmerrechte oder unter Beachtung 
der Kernarbeitsnormen der Internationa-
len Arbeitsorganisation (IAO) entlang 
der globalen Wertschöpfungskette her-
gestellt, erbracht oder ausgeführt wer-
den. Sozial ist ein Kriterium auch dann, 
wenn es darauf abzielt, dass zu beschaf-
fende Waren, Bau- und Dienstleistungen 
Benachteiligten oder Menschen mit Be-
hinderungen in besonderem Maße zu-
gänglich sind. Die Verpflichtung des 
Auftragnehmers zur Einhaltung tarifli-
cher oder nicht-tariflicher Arbeitsbedin-
gungen bei der Ausführung des Auf-
trags genügt den Anforderungen an das 
soziale Kriterium im Sinne der Absätze 1 
und 4 nicht, soweit die Auferlegung die-
ser Verpflichtung in Erfüllung einer ge-
setzlichen Vorgabe oder einer Vorgabe 
auf Grund eines Gesetzes erfolgt. 
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 (4) Bei der Beschaffung von Waren, 
Bau- und Dienstleistungen, die gemäß 
den auf Grundlage von Absatz 5 erlasse-
nen allgemeinen Verwaltungsvorschrif-
ten für eine umweltbezogen nachhaltige 
Beschaffung besonders geeignet sind, 
müssen öffentliche Auftraggeber bei der 
Leistungsbeschreibung oder, soweit im 
Einzelfall mit Blick auf den Auftragsge-
genstand geeigneter, auf anderen Stufen 
des Vergabeverfahrens mindestens ein 
umweltbezogenes Kriterium berücksich-
tigen. Satz 1 gilt hinsichtlich der Berück-
sichtigung mindestens eines sozialen 
Kriteriums entsprechend für die Be-
schaffung von Waren, Bau- und Dienst-
leistungen, die für eine sozial nachhal-
tige Beschaffung besonders geeignet 
sind. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

 (5) Die Bundesregierung erlässt mit 
Zustimmung des Bundesrates allge-
meine Verwaltungsvorschriften über 
Leistungen, die 

 1. für eine umweltbezogen nachhaltige 
Beschaffung besonders geeignet 
sind, 

 2. für eine sozial nachhaltige Beschaf-
fung besonders geeignet sind 

 3. nicht beschafft werden dürfen; die 
Beschaffung solcher Leistungen 
bleibt hierbei erlaubt, wenn dies aus 
Gründen des öffentlichen Interesses 
dringend geboten ist. 
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 Bei der Auswahl der in den allge-
meinen Verwaltungsvorschriften nach 
Satz 1 Nummern 1 und 2 benannten 
Leistungen ist zu berücksichtigen, ob 
die Einhaltung der Vorgaben des Absat-
zes 4 bei der Beschaffung der betreffen-
den Leistung für die öffentlichen Auf-
traggeber mit vertretbarem Aufwand 
möglich ist. Zudem ist hierbei die Be-
deutung einer sozial und umweltbezo-
gen nachhaltigen Beschaffung gerade 
dieser Leistungen für die Förderung so-
zialer und umweltbezogener Nachhaltig-
keit insgesamt zu berücksichtigen. Satz 
3 gilt entsprechend für die Auswahl der 
in den allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften nach Satz 1 Nummer 3 benann-
ten Leistungen. In den allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften nach Satz 1 kann 
die Bundesregierung allgemein oder für 
einzelne Leistungen vorgeben, dass die 
Vorgaben aus Absatz 4 auch bei der Be-
schaffung von Waren, Bau- und Dienst-
leistungen gelten, die in den allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften nicht be-
nannt sind, soweit dort als besonders 
geeignet benannte Waren oder Dienst-
leistungen ein nicht unerheblicher Be-
standteil der zu beschaffenden Ware 
sind oder in nicht unerheblichem Maße 
für die Ausführung der zu beschaffen-
den Leistung verwendet werden. 

§ 121 § 121 

Leistungsbeschreibung Leistungsbeschreibung 

(1) In der Leistungsbeschreibung ist 
der Auftragsgegenstand so eindeutig und 
erschöpfend wie möglich zu beschreiben, 
sodass die Beschreibung für alle Unterneh-
men im gleichen Sinne verständlich ist und 
die Angebote miteinander verglichen wer-
den können. Die Leistungsbeschreibung 
enthält die Funktions- oder Leistungsanfor-
derungen oder eine Beschreibung der zu 
lösenden Aufgabe, deren Kenntnis für die 
Erstellung des Angebots erforderlich ist, so-
wie die Umstände und Bedingungen der 
Leistungserbringung. 

(1) In der Leistungsbeschreibung ist 
der Auftragsgegenstand so eindeutig wie 
möglich zu beschreiben, sodass die Be-
schreibung für alle Unternehmen im glei-
chen Sinne verständlich ist und die Ange-
bote miteinander verglichen werden kön-
nen. Die Leistungsbeschreibung enthält die 
Funktions- oder Leistungsanforderungen 
oder eine Beschreibung der zu lösenden 
Aufgabe, deren Kenntnis für die Erstellung 
des Angebots erforderlich ist, sowie die 
Umstände und Bedingungen der Leistungs-
erbringung. 
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(2) Bei der Beschaffung von Leistun-
gen, die zur Nutzung durch natürliche Per-
sonen vorgesehen sind, sind bei der Erstel-
lung der Leistungsbeschreibung außer in 
ordnungsgemäß begründeten Fällen die 
Zugänglichkeitskriterien für Menschen mit 
Behinderungen oder die Konzeption für alle 
Nutzer zu berücksichtigen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Leistungsbeschreibung ist den 
Vergabeunterlagen beizufügen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 122 § 122 

Eignung Eignung 

(1) Öffentliche Aufträge werden an 
fachkundige und leistungsfähige (geeig-
nete) Unternehmen vergeben, die nicht 
nach den §§ 123 oder 124 ausgeschlossen 
worden sind. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Ein Unternehmen ist geeignet, 
wenn es die durch den öffentlichen Auftrag-
geber im Einzelnen zur ordnungsgemäßen 
Ausführung des öffentlichen Auftrags fest-
gelegten Kriterien (Eignungskriterien) er-
füllt. Die Eignungskriterien dürfen aus-
schließlich Folgendes betreffen:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Befähigung und Erlaubnis zur Berufs-
ausübung, 

 

2. wirtschaftliche und finanzielle Leis-
tungsfähigkeit, 

 

3. technische und berufliche Leistungsfä-
higkeit. 

 

(3) Der Nachweis der Eignung und 
des Nichtvorliegens von Ausschlussgrün-
den nach den §§ 123 und 124 kann ganz 
oder teilweise durch die Teilnahme an 
Präqualifizierungssystemen erbracht wer-
den. 

(3) Der Nachweis der Eignung und 
des Nichtvorliegens von Ausschlussgrün-
den nach den §§ 123 und 124. Der Nach-
weis soll durch Eigenerklärungen erfol-
gen; über Eigenerklärungen hinausge-
hende Unterlagen sollen im Verlauf des 
Verfahrens nur von aussichtsreichen 
Bewerbern oder Bietern verlangt werden 
kann ganz oder teilweise durch die Teil-
nahme an Präqualifizierungssystemen er-
bracht werden. 
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(4) Eignungskriterien müssen mit dem 
Auftragsgegenstand in Verbindung und zu 
diesem in einem angemessenen Verhältnis 
stehen. Sie sind in der Auftragsbekanntma-
chung, der Vorinformation oder der Auffor-
derung zur Interessensbestätigung aufzu-
führen. 

(4) Eignungskriterien und Eignungs-
nachweise müssen mit dem Auftragsge-
genstand in Verbindung und zu diesem so-
wie dem Auftragswert in einem angemes-
senen Verhältnis stehen. Der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit nach § 97 Ab-
satz 1 Satz 2 ist zu wahren. Sie sind in 
der Auftragsbekanntmachung, der Vorinfor-
mation oder der Aufforderung zur Interes-
sensbestätigung anzugeben. In der Be-
kanntmachung kann auf die elektroni-
sche Adresse der Vergabeunterlagen 
verwiesen werden, soweit aus der Be-
kanntmachung ausreichend transparent 
wird, an welcher Stelle der Vergabeun-
terlagen die Eignungskriterien aufge-
führt sind. 

§ 124 § 124 

Fakultative Ausschlussgründe Fakultative Ausschlussgründe 

(1) Öffentliche Auftraggeber können 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen 
zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens 
von der Teilnahme an einem Vergabever-
fahren ausschließen, wenn  

(1) Öffentliche Auftraggeber können 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen 
zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens 
von der Teilnahme an einem Vergabever-
fahren ausschließen, wenn  

1. das Unternehmen bei der Ausführung 
öffentlicher Aufträge nachweislich ge-
gen geltende umwelt-, sozial- oder ar-
beitsrechtliche Verpflichtungen versto-
ßen hat, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, 
über das Vermögen des Unterneh-
mens ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares Verfahren beantragt 
oder eröffnet worden ist, die Eröffnung 
eines solchen Verfahrens mangels 
Masse abgelehnt worden ist, sich das 
Unternehmen im Verfahren der Liqui-
dation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. das Unternehmen im Rahmen der be-
ruflichen Tätigkeit nachweislich eine 
schwere Verfehlung begangen hat, 
durch die die Integrität des Unterneh-
mens infrage gestellt wird; § 123 Ab-
satz 3 ist entsprechend anzuwenden, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. der öffentliche Auftraggeber über hin-
reichende Anhaltspunkte dafür verfügt, 
dass das Unternehmen mit anderen 
Unternehmen Vereinbarungen getrof-
fen oder Verhaltensweisen aufeinander 
abgestimmt hat, die eine Verhinde-
rung, Einschränkung oder Verfäl-
schung des Wettbewerbs bezwecken 
oder bewirken, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. ein Interessenkonflikt bei der Durchfüh-
rung des Vergabeverfahrens besteht, 
der die Unparteilichkeit und Unabhän-
gigkeit einer für den öffentlichen Auf-
traggeber tätigen Person bei der 
Durchführung des Vergabeverfahrens 
beeinträchtigen könnte und der durch 
andere, weniger einschneidende Maß-
nahmen nicht wirksam beseitigt wer-
den kann, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus 
resultiert, dass das Unternehmen be-
reits in die Vorbereitung des Vergabe-
verfahrens einbezogen war, und diese 
Wettbewerbsverzerrung nicht durch 
andere, weniger einschneidende Maß-
nahmen beseitigt werden kann, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. das Unternehmen eine wesentliche 
Anforderung bei der Ausführung eines 
früheren öffentlichen Auftrags oder 
Konzessionsvertrags erheblich oder 
fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und 
dies zu einer vorzeitigen Beendigung, 
zu Schadensersatz oder zu einer ver-
gleichbaren Rechtsfolge geführt hat, 

7. das Unternehmen bei der Erfüllung 
einer wesentlichen Anforderung bei 
der Ausführung eines öffentlichen 
Auftrags oder Konzessionsvertrags 
erhebliche oder dauerhafte Mängel 
erkennen lassen hat, die die vorzei-
tige Beendigung dieses früheren 
Auftrags, Schadenersatz oder an-
dere vergleichbare Rechtsfolgen 
nach sich gezogen haben, 
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8. das Unternehmen in Bezug auf Aus-
schlussgründe oder Eignungskriterien 
eine schwerwiegende Täuschung be-
gangen oder Auskünfte zurückgehalten 
hat oder nicht in der Lage ist, die erfor-
derlichen Nachweise zu übermitteln, 
oder 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. das Unternehmen  9. u n v e r ä n d e r t  

a) versucht hat, die Entscheidungs-
findung des öffentlichen Auftrag-
gebers in unzulässiger Weise zu 
beeinflussen, 

 

b) versucht hat, vertrauliche Informa-
tionen zu erhalten, durch die es 
unzulässige Vorteile beim Verga-
beverfahren erlangen könnte, oder 

 

c) fahrlässig oder vorsätzlich irrefüh-
rende Informationen übermittelt 
hat, die die Vergabeentscheidung 
des öffentlichen Auftraggebers er-
heblich beeinflussen könnten, oder 
versucht hat, solche Informationen 
zu übermitteln. 

 

(2) § 21 des Arbeitnehmer-Entsende-
gesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 
19 des Mindestlohngesetzes, § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und 
§ 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtenge-
setzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2959) 
bleiben unberührt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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§ 127 § 127 

Zuschlag Zuschlag 

(1) Der Zuschlag wird auf das wirt-
schaftlichste Angebot erteilt. Grundlage da-
für ist eine Bewertung des öffentlichen Auf-
traggebers, ob und inwieweit das Angebot 
die vorgegebenen Zuschlagskriterien er-
füllt. Das wirtschaftlichste Angebot be-
stimmt sich nach dem besten Preis-Leis-
tungs-Verhältnis. Zu dessen Ermittlung 
können neben dem Preis oder den Kosten 
auch qualitative, umweltbezogene oder so-
ziale Aspekte berücksichtigt werden. 

(1) Der Zuschlag wird auf das wirt-
schaftlichste Angebot erteilt. Grundlage da-
für ist eine Bewertung des öffentlichen Auf-
traggebers, ob und inwieweit das Angebot 
die vorgegebenen Zuschlagskriterien er-
füllt. Das wirtschaftlichste Angebot be-
stimmt sich nach dem besten Preis-Leis-
tungs-Verhältnis. Vorbehaltlich der in § 
120a geregelten Vorgaben zur Berück-
sichtigung sozialer und umweltbezoge-
ner Kriterien können zu dessen Ermitt-
lung neben dem Preis oder den Kosten 
auch qualitative, umweltbezogene oder 
soziale Aspekte berücksichtigt werden. 

(2) Verbindliche Vorschriften zur 
Preisgestaltung sind bei der Ermittlung des 
wirtschaftlichsten Angebots zu beachten. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Zuschlagskriterien müssen mit 
dem Auftragsgegenstand in Verbindung 
stehen. Diese Verbindung ist auch dann 
anzunehmen, wenn sich ein Zuschlagskri-
terium auf Prozesse im Zusammenhang mit 
der Herstellung, Bereitstellung oder Entsor-
gung der Leistung, auf den Handel mit der 
Leistung oder auf ein anderes Stadium im 
Lebenszyklus der Leistung bezieht, auch 
wenn sich diese Faktoren nicht auf die ma-
teriellen Eigenschaften des Auftragsgegen-
standes auswirken. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Zuschlagskriterien müssen so 
festgelegt und bestimmt sein, dass die 
Möglichkeit eines wirksamen Wettbewerbs 
gewährleistet wird, der Zuschlag nicht will-
kürlich erteilt werden kann und eine wirk-
same Überprüfung möglich ist, ob und in-
wieweit die Angebote die Zuschlagskrite-
rien erfüllen. Lassen öffentliche Auftragge-
ber Nebenangebote zu, legen sie die Zu-
schlagskriterien so fest, dass sie sowohl 
auf Hauptangebote als auch auf Nebenan-
gebote anwendbar sind. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Die Zuschlagskriterien und deren 
Gewichtung müssen in der Auftragsbe-
kanntmachung oder den Vergabeunterla-
gen aufgeführt werden. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 128 § 128 

Auftragsausführung Auftragsausführung 

(1) Unternehmen haben bei der Aus-
führung des öffentlichen Auftrags alle für 
sie geltenden rechtlichen Verpflichtungen 
einzuhalten, insbesondere Steuern, Abga-
ben und Beiträge zur Sozialversicherung zu 
entrichten, die arbeitsschutzrechtlichen Re-
gelungen einzuhalten und den Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern wenigstens 
diejenigen Mindestarbeitsbedingungen ein-
schließlich des Mindestentgelts zu gewäh-
ren, die nach dem Mindestlohngesetz, ei-
nem nach dem Tarifvertragsgesetz mit den 
Wirkungen des Arbeitnehmer-Entsendege-
setzes für allgemein verbindlich erklärten 
Tarifvertrag oder einer nach § 7, § 7a oder 
§ 11 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
oder einer nach § 3a des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes erlassenen Rechts-
verordnung für die betreffende Leistung 
verbindlich vorgegeben werden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Öffentliche Auftraggeber können 
darüber hinaus besondere Bedingungen für 
die Ausführung eines Auftrags (Ausfüh-
rungsbedingungen) festlegen, sofern diese 
mit dem Auftragsgegenstand entsprechend 
§ 127 Absatz 3 in Verbindung stehen. Die 
Ausführungsbedingungen müssen sich aus 
der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen ergeben. Sie können 
insbesondere wirtschaftliche, innovations-
bezogene, umweltbezogene, soziale oder 
beschäftigungspolitische Belange oder den 
Schutz der Vertraulichkeit von Informatio-
nen umfassen. 

(2) Öffentliche Auftraggeber können 
darüber hinaus besondere Bedingungen für 
die Ausführung eines Auftrags (Ausfüh-
rungsbedingungen) festlegen, sofern diese 
mit dem Auftragsgegenstand entsprechend 
§ 127 Absatz 3 in Verbindung stehen. Die 
Ausführungsbedingungen müssen sich aus 
der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen ergeben. Vorbehaltlich 
der in § 120a geregelten Vorgaben zur 
Berücksichtigung sozialer und umwelt-
bezogener Bedingungen können sie ins-
besondere wirtschaftliche, innovations-
bezogene, umweltbezogene, soziale 
oder beschäftigungspolitische Belange 
oder den Schutz der Vertraulichkeit von 
Informationen umfassen. 
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§ 135 § 135 

Unwirksamkeit Unwirksamkeit 

(1) Ein öffentlicher Auftrag ist von An-
fang an unwirksam, wenn der öffentliche 
Auftraggeber  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. gegen § 134 verstoßen hat oder  

2. den Auftrag ohne vorherige Veröffentli-
chung einer Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union ver-
geben hat, ohne dass dies aufgrund 
Gesetzes gestattet ist, 

 

und dieser Verstoß in einem Nachprüfungs-
verfahren festgestellt worden ist. 

 

(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 
kann nur festgestellt werden, wenn sie im 
Nachprüfungsverfahren innerhalb von 30 
Kalendertagen nach der Information der 
betroffenen Bieter und Bewerber durch den 
öffentlichen Auftraggeber über den Ab-
schluss des Vertrags, jedoch nicht später 
als sechs Monate nach Vertragsschluss 
geltend gemacht worden ist. Hat der Auf-
traggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt 
der Europäischen Union bekannt gemacht, 
endet die Frist zur Geltendmachung der 
Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach Ver-
öffentlichung der Bekanntmachung der Auf-
tragsvergabe im Amtsblatt der Europäi-
schen Union. 

(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 
kann nur festgestellt werden, wenn sie im 
Nachprüfungsverfahren innerhalb von 30 
Kalendertagen nach der Information der 
betroffenen Bieter und Bewerber durch den 
öffentlichen Auftraggeber über den Ab-
schluss des Vertrags einschließlich einer 
Zusammenfassung der einschlägigen 
Gründe entsprechend § 134 Absatz 1 
Satz 1, jedoch nicht später als sechs Mo-
nate nach Vertragsschluss geltend ge-
macht worden ist. Hat der Auftraggeber die 
Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäi-
schen Union bekannt gemacht, endet die 
Frist zur Geltendmachung der Unwirksam-
keit 30 Kalendertage nach Veröffentlichung 
der Bekanntmachung der Auftragsvergabe 
im Amtsblatt der Europäischen Union, so-
fern in der Bekanntmachung die Anga-
ben entsprechend Absatz 3 Satz 2 ent-
halten sind. Nach Ablauf der Fristen in 
Satz 1 und 2 ist ein Antrag nach § 160 
unstatthaft. 

(3) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 
Nummer 2 tritt nicht ein, wenn  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. der öffentliche Auftraggeber der An-
sicht ist, dass die Auftragsvergabe 
ohne vorherige Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Eu-
ropäischen Union zulässig ist, 
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2. der öffentliche Auftraggeber eine Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Euro-
päischen Union veröffentlicht hat, mit 
der er die Absicht bekundet, den Ver-
trag abzuschließen, und 

 

3. der Vertrag nicht vor Ablauf einer Frist 
von mindestens zehn Kalendertagen, 
gerechnet ab dem Tag nach der Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung, 
abgeschlossen wurde. 

 

Die Bekanntmachung nach Satz 1 Nummer 
2 muss den Namen und die Kontaktdaten 
des öffentlichen Auftraggebers, die Be-
schreibung des Vertragsgegenstands, die 
Begründung der Entscheidung des Auftrag-
gebers, den Auftrag ohne vorherige Veröf-
fentlichung einer Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union zu ver-
geben, und den Namen und die Kontaktda-
ten des Unternehmens, das den Zuschlag 
erhalten soll, umfassen. 

 

  (4) Abweichend von Absatz 1 kann 
auf Antrag des Auftraggebers oder von 
Amts wegen ein Vertrag nicht als von 
Anfang an unwirksam erachtet werden, 
wenn nach Prüfung aller maßgeblichen 
Gesichtspunkte zwingende Gründe ei-
nes Allgemeininteresses es ausnahms-
weise rechtfertigen, die Wirkung des 
Vertrages zu erhalten. In Fällen des Sat-
zes 1 hat die Vergabekammer oder das 
Beschwerdegericht alternative Sanktio-
nen zur Feststellung der Unwirksamkeit 
zu erlassen. Diese müssen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein. 
Sie umfassen die Verhängung einer 
Geldsanktion gegen den Auftraggeber 
oder die Verkürzung der Laufzeit des 
Vertrages. 
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§ 145 § 145 

Besondere Ausnahmen für die Vergabe 
von verteidigungs- oder sicherheitsspe-

zifischen öffentlichen Aufträgen 

Besondere Ausnahmen für die Vergabe 
von verteidigungs- oder sicherheitsspe-

zifischen öffentlichen Aufträgen 

Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf 
die Vergabe von verteidigungs- oder si-
cherheitsspezifischen öffentlichen Aufträ-
gen, die  

u n v e r ä n d e r t  

1. den Zwecken nachrichtendienstlicher 
Tätigkeiten dienen, 

1. den Zwecken nachrichtendienstlicher 
Tätigkeiten, einschließlich des militä-
rischen Nachrichtenwesens, dienen, 

2. im Rahmen eines Kooperationspro-
gramms vergeben werden, das  

2. u n v e r ä n d e r t  

a) auf Forschung und Entwicklung 
beruht und 

 

b) mit mindestens einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen 
Union für die Entwicklung eines 
neuen Produkts und gegebenen-
falls die späteren Phasen des ge-
samten oder eines Teils des Le-
benszyklus dieses Produkts durch-
geführt wird; 

 

beim Abschluss eines solchen Abkom-
mens teilt die Europäische Kommis-
sion den Anteil der Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben an den Ge-
samtkosten des Programms, die Ver-
einbarung über die Kostenteilung und 
gegebenenfalls den geplanten Anteil 
der Beschaffungen je Mitgliedstaat mit, 
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3. in einem Staat außerhalb der Europäi-
schen Union vergeben werden; zu die-
sen Aufträgen gehören auch zivile Be-
schaffungen im Rahmen des Einsatzes 
von Streitkräften oder von Polizeien 
des Bundes oder der Länder außer-
halb des Gebiets der Europäischen 
Union, wenn der Einsatz es erfordert, 
dass im Einsatzgebiet ansässige Un-
ternehmen beauftragt werden; zivile 
Beschaffungen sind Beschaffungen 
nicht-militärischer Produkte und Be-
schaffungen von Bau- oder Dienstleis-
tungen für logistische Zwecke, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. die Bundesregierung, eine Landesre-
gierung oder eine Gebietskörperschaft 
an eine andere Regierung oder an eine 
Gebietskörperschaft eines anderen 
Staates vergibt und die Folgendes zum 
Gegenstand haben:  

4. u n v e r ä n d e r t  

a) die Lieferung von Militärausrüs-
tung im Sinne des § 104 Absatz 2 
oder die Lieferung von Ausrüs-
tung, die im Rahmen eines Ver-
schlusssachenauftrags im Sinne 
des § 104 Absatz 3 vergeben wird, 

 

b) Bau- und Dienstleistungen, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit 
dieser Ausrüstung stehen, 

 

c) Bau- und Dienstleistungen speziell 
für militärische Zwecke oder 

 

d) Bau- und Dienstleistungen, die im 
Rahmen eines Verschlusssachen-
auftrags im Sinne des § 104 Ab-
satz 3 vergeben werden, 

 

5. Finanzdienstleistungen mit Ausnahme 
von Versicherungsdienstleistungen 
zum Gegenstand haben, 

5. u n v e r ä n d e r t  
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6. Forschungs- und Entwicklungsdienst-
leistungen zum Gegenstand haben, es 
sei denn, die Ergebnisse werden aus-
schließlich Eigentum des Auftragge-
bers für seinen Gebrauch bei der Aus-
übung seiner eigenen Tätigkeit und die 
Dienstleistung wird vollständig durch 
den Auftraggeber vergütet, oder 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. besonderen Verfahrensregeln unterlie-
gen,  

7. besonderen Verfahrensregeln unterlie-
gen,  

a) die sich aus einem internationalen 
Abkommen oder einer internatio-
nalen Vereinbarung ergeben, das 
oder die zwischen einem oder 
mehreren Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union und einem oder 
mehreren Staaten, die nicht Ver-
tragsparteien des Übereinkom-
mens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sind, geschlossen 
wurde, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) die sich aus einem internationalen 
Abkommen oder einer internatio-
nalen Vereinbarung im Zusam-
menhang mit der Stationierung 
von Truppen ergeben, das oder 
die Unternehmen eines Mitglied-
staates der Europäischen Union 
oder eines anderen Staates be-
trifft, oder 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) die für eine internationale Organi-
sation gelten, wenn diese für ihre 
Zwecke Beschaffungen tätigt oder 
wenn ein Mitgliedstaat öffentliche 
Aufträge nach diesen Regeln ver-
geben muss. 

c) die für eine internationale Organi-
sation gelten, wenn diese für ihre 
Zwecke einschließlich ihrer sat-
zungsgemäßen Zwecke, Be-
schaffungen tätigt oder wenn ein 
Mitgliedstaat öffentliche Aufträge 
nach diesen Regeln vergeben 
muss. 
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§ 152 § 152 

Anforderungen im Konzessionsvergabe-
verfahren 

Anforderungen im Konzessionsvergabe-
verfahren 

(1) Zur Leistungsbeschreibung ist § 
121 Absatz 1 und 3 entsprechend anzu-
wenden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Konzessionen werden an geeig-
nete Unternehmen im Sinne des § 122 ver-
geben. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Zuschlag wird auf der Grund-
lage objektiver Kriterien erteilt, die sicher-
stellen, dass die Angebote unter wirksamen 
Wettbewerbsbedingungen bewertet wer-
den, sodass ein wirtschaftlicher Gesamt-
vorteil für den Konzessionsgeber ermittelt 
werden kann. Die Zuschlagskriterien müs-
sen mit dem Konzessionsgegenstand in 
Verbindung stehen und dürfen dem Kon-
zessionsgeber keine uneingeschränkte 
Wahlfreiheit einräumen. Sie können quali-
tative, umweltbezogene oder soziale Be-
lange umfassen. Die Zuschlagskriterien 
müssen mit einer Beschreibung einherge-
hen, die eine wirksame Überprüfung der 
von den Bietern übermittelten Informatio-
nen gestatten, damit bewertet werden 
kann, ob und inwieweit die Angebote die 
Zuschlagskriterien erfüllen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Vorschriften zur Auftragsaus-
führung nach § 128 und zu den zwingend 
zu berücksichtigenden Ausführungsbedin-
gungen nach § 129 sind entsprechend an-
zuwenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

 (5) Die Vorgaben des § 120a sind 
entsprechend anzuwenden. 

§ 157 § 157 

Besetzung, Unabhängigkeit Besetzung, Unabhängigkeit 

(1) Die Vergabekammern üben ihre 
Tätigkeit im Rahmen der Gesetze unab-
hängig und in eigener Verantwortung aus. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Die Vergabekammern entscheiden 
in der Besetzung mit einem Vorsitzenden 
und zwei Beisitzern, von denen einer ein 
ehrenamtlicher Beisitzer ist. Der Vorsit-
zende und der hauptamtliche Beisitzer 
müssen Beamte auf Lebenszeit mit der Be-
fähigung zum höheren Verwaltungsdienst 
oder vergleichbar fachkundige Angestellte 
sein. Der Vorsitzende oder der hauptamtli-
che Beisitzer muss die Befähigung zum 
Richteramt haben; in der Regel soll dies 
der Vorsitzende sein. Die Beisitzer sollen 
über gründliche Kenntnisse des Vergabe-
wesens, die ehrenamtlichen Beisitzer auch 
über mehrjährige praktische Erfahrungen 
auf dem Gebiet des Vergabewesens verfü-
gen. Bei der Überprüfung der Vergabe von 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
Aufträgen im Sinne des § 104 können die 
Vergabekammern abweichend von Satz 1 
auch in der Besetzung mit einem Vorsitzen-
den und zwei hauptamtlichen Beisitzern 
entscheiden. 

(2) Die Vergabekammern entscheiden 
in der Besetzung mit einem Vorsitzenden 
und zwei Beisitzern, von denen einer ein 
ehrenamtlicher Beisitzer ist, soweit die 
Entscheidung in diesem Gesetz nicht 
dem Vorsitzenden oder hauptamtlichen 
Beisitzer übertragen ist. Der Vorsitzende 
und der hauptamtliche Beisitzer müssen 
Beamte auf Lebenszeit mit der Befähigung 
zum höheren Verwaltungsdienst oder ver-
gleichbar fachkundige Angestellte sein. Der 
Vorsitzende oder der hauptamtliche Beisit-
zer muss die Befähigung zum Richteramt 
haben; in der Regel soll dies der Vorsit-
zende sein. Die Beisitzer sollen über gründ-
liche Kenntnisse des Vergabewesens, die 
ehrenamtlichen Beisitzer auch über mehr-
jährige praktische Erfahrungen auf dem 
Gebiet des Vergabewesens verfügen. Bei 
der Überprüfung der Vergabe von verteidi-
gungs- oder sicherheitsspezifischen Aufträ-
gen im Sinne des § 104 können die Verga-
bekammern abweichend von Satz 1 auch 
in der Besetzung mit einem Vorsitzenden 
und zwei hauptamtlichen Beisitzern ent-
scheiden. Der Vorsitzende oder der 
hauptamtliche Beisitzer trifft Verfahrens-
entscheidungen einschließlich verfah-
rensleitender Verfügungen. Die Verga-
bekammern können Einzelheiten in ei-
ner Geschäftsordnung regeln. 

(3) Die Kammer kann das Verfahren 
dem Vorsitzenden oder dem hauptamtli-
chen Beisitzer ohne mündliche Verhand-
lung durch unanfechtbaren Beschluss zur 
alleinigen Entscheidung übertragen. Diese 
Übertragung ist nur möglich, sofern die Sa-
che keine wesentlichen Schwierigkeiten in 
tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht auf-
weist und die Entscheidung nicht von 
grundsätzlicher Bedeutung sein wird. 

(3) Die Kammer kann das Verfahren 
dem Vorsitzenden oder dem hauptamtli-
chen Beisitzer ohne mündliche Verhand-
lung durch unanfechtbaren Beschluss zur 
alleinigen Entscheidung übertragen. Diese 
Übertragung ist möglich, sofern die Sache 
keine besonderen Schwierigkeiten in tat-
sächlicher oder rechtlicher Hinsicht auf-
weist und die Entscheidung nicht von 
grundsätzlicher Bedeutung sein wird. 

(4) Die Mitglieder der Kammer werden 
für eine Amtszeit von fünf Jahren bestellt. 
Sie entscheiden unabhängig und sind nur 
dem Gesetz unterworfen. 

(4) Die Mitglieder der Kammer werden 
für eine Amtszeit von fünf Jahren bestellt. 
Sie entscheiden unabhängig und sind nur 
dem Gesetz unterworfen. § 839 Absatz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuches gilt für 
die Mitglieder der Vergabekammer ent-
sprechend. 
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§ 158 § 158 

Einrichtung, Organisation Einrichtung, Organisation, Form 

(1) Der Bund richtet die erforderliche 
Anzahl von Vergabekammern beim Bun-
deskartellamt ein. Einrichtung und Beset-
zung der Vergabekammern sowie die Ge-
schäftsverteilung bestimmt der Präsident 
des Bundeskartellamts. Ehrenamtliche Bei-
sitzer und deren Stellvertreter ernennt er 
auf Vorschlag der Spitzenorganisationen 
der öffentlich-rechtlichen Kammern. Der 
Präsident des Bundeskartellamts erlässt 
nach Genehmigung durch das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie eine 
Geschäftsordnung und veröffentlicht diese 
im Bundesanzeiger. 

(1) Der Bund richtet die erforderliche 
Anzahl von Vergabekammern beim Bun-
deskartellamt ein. Einrichtung und Beset-
zung der Vergabekammern sowie die Ge-
schäftsverteilung bestimmt der Präsident 
des Bundeskartellamts. Ehrenamtliche Bei-
sitzer und deren Stellvertreter ernennt er 
auf Vorschlag der Spitzenorganisationen 
der öffentlich-rechtlichen Kammern. Der 
Präsident des Bundeskartellamts erlässt 
nach Genehmigung durch das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Klimaschutz 
eine Geschäftsordnung und veröffentlicht 
diese im Bundesanzeiger. 

(2) Die Einrichtung, Organisation und 
Besetzung der in diesem Abschnitt genann-
ten Stellen (Nachprüfungsbehörden) der 
Länder bestimmen die nach Landesrecht 
zuständigen Stellen, mangels einer solchen 
Bestimmung die Landesregierung, die die 
Ermächtigung weiter übertragen kann. Die 
Länder können gemeinsame Nachprü-
fungsbehörden einrichten. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

 (3) Das Nachprüfungsverfahren 
wird in Textform geführt, soweit die 
Vergabekammer wegen besonderer Er-
fordernisse im Einzelfall keine abwei-
chende Vorgabe macht. Alle Entschei-
dungen und Verfügungen der Vergabe-
kammern sowie deren Übermittlung er-
folgen in Textform, soweit dieser Teil 
nichts anderes vorsieht. 

§ 160 § 160 

Einleitung, Antrag Einleitung, Antrag 

(1) Die Vergabekammer leitet ein 
Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Antragsbefugt ist jedes Unterneh-
men, das ein Interesse an dem öffentlichen 
Auftrag oder der Konzession hat und eine 
Verletzung in seinen Rechten nach § 97 
Absatz 6 durch Nichtbeachtung von Verga-
bevorschriften geltend macht. Dabei ist dar-
zulegen, dass dem Unternehmen durch die 
behauptete Verletzung der Vergabevor-
schriften ein Schaden entstanden ist oder 
zu entstehen droht. 

(2) Antragsbefugt ist jedes Unterneh-
men, das ein Interesse an dem öffentlichen 
Auftrag oder der Konzession hat und eine 
Verletzung in seinen Rechten nach § 97 
Absatz 6 durch Nichtbeachtung von Verga-
bevorschriften geltend macht. Dabei ist dar-
zulegen, dass dem Unternehmen durch die 
behauptete Verletzung der Vergabevor-
schriften ein Schaden entstanden ist oder 
zu entstehen droht. Die Antragsbefugnis 
entfällt bei Missbrauch des Antrag- oder 
Beschwerderechts gemäß § 180 Ab-
satz 2. 

(3) Der Antrag ist unzulässig, soweit  (3) Der Antrag ist unzulässig, soweit  

1. der Antragsteller den geltend gemach-
ten Verstoß gegen Vergabevorschrif-
ten vor Einreichen des Nachprüfungs-
antrags erkannt und gegenüber dem 
Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist 
von zehn Kalendertagen gerügt hat; 
der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 
2 bleibt unberührt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, 
die aufgrund der Bekanntmachung er-
kennbar sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der in der Bekanntmachung be-
nannten Frist zur Bewerbung oder zur 
Angebotsabgabe gegenüber dem Auf-
traggeber gerügt werden, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, 
die erst in den Vergabeunterlagen er-
kennbar sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der Frist zur Bewerbung oder 
zur Angebotsabgabe gegenüber dem 
Auftraggeber gerügt werden, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. mehr als 15 Kalendertage nach Ein-
gang der Mitteilung des Auftraggebers, 
einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, 
vergangen sind. 

4. u n v e r ä n d e r t  

Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Fest-
stellung der Unwirksamkeit des Vertrags 
nach § 135 Absatz 1 Nummer 2. § 134 Ab-
satz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Fest-
stellung der Unwirksamkeit des Vertrags 
nach § 135 Absatz 1 Nummer 2, soweit 
nicht der Auftraggeber den Antragsstel-
ler über das Verfahren informiert hat. § 
134 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
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§ 161 § 161 

Form, Inhalt Form, Inhalt 

(1) Der Antrag ist schriftlich bei der 
Vergabekammer einzureichen und unver-
züglich zu begründen. Er soll ein bestimm-
tes Begehren enthalten. Ein Antragsteller 
ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt, Sitz oder Geschäftsleitung im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes hat einen 
Empfangsbevollmächtigten im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes zu benennen. 

(1) Der Antrag ist in Textform bei der 
Vergabekammer einzureichen und unver-
züglich zu begründen. Er soll ein bestimm-
tes Begehren enthalten. Ein Antragsteller 
ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt, Sitz oder Geschäftsleitung im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes hat einen 
Empfangsbevollmächtigten im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes zu benennen. Ein 
elektronisches Dokument ist eingegan-
gen, sobald es auf der für den Empfän-
ger bestimmten Einrichtung der Verga-
bekammer gespeichert ist. 

(2) Die Begründung muss die Be-
zeichnung des Antragsgegners, eine Be-
schreibung der behaupteten Rechtsverlet-
zung mit Sachverhaltsdarstellung und die 
Bezeichnung der verfügbaren Beweismittel 
enthalten sowie darlegen, dass die Rüge 
gegenüber dem Auftraggeber erfolgt ist; sie 
soll, soweit bekannt, die sonstigen Beteilig-
ten benennen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 162 § 162 

Verfahrensbeteiligte, Beiladung Verfahrensbeteiligte, Beiladung 

Verfahrensbeteiligte sind der Antrag-
steller, der Auftraggeber und die Unterneh-
men, deren Interessen durch die Entschei-
dung schwerwiegend berührt werden und 
die deswegen von der Vergabekammer 
beigeladen worden sind. Die Entscheidung 
über die Beiladung ist unanfechtbar. 

Verfahrensbeteiligte sind der Antrag-
steller, der Auftraggeber und die Unterneh-
men, deren Interessen durch die Entschei-
dung schwerwiegend berührt werden und 
die deswegen von der Vergabekammer 
beigeladen worden sind. Die Entscheidung 
über die Beiladung ergeht durch den Vor-
sitzenden oder den hauptamtlichen Bei-
sitzer in Textform und ist unanfechtbar. 
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§ 163 § 163 

Untersuchungsgrundsatz Untersuchungsgrundsatz 

(1) Die Vergabekammer erforscht den 
Sachverhalt von Amts wegen. Sie kann 
sich dabei auf das beschränken, was von 
den Beteiligten vorgebracht wird oder ihr 
sonst bekannt sein muss. Zu einer umfas-
senden Rechtmäßigkeitskontrolle ist die 
Vergabekammer nicht verpflichtet. Sie ach-
tet bei ihrer gesamten Tätigkeit darauf, 
dass der Ablauf des Vergabeverfahrens 
nicht unangemessen beeinträchtigt wird. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Vergabekammer prüft den An-
trag darauf, ob er offensichtlich unzulässig 
oder unbegründet ist. Dabei berücksichtigt 
die Vergabekammer auch einen vorsorglich 
hinterlegten Schriftsatz (Schutzschrift) des 
Auftraggebers. Sofern der Antrag nicht of-
fensichtlich unzulässig oder unbegründet 
ist, übermittelt die Vergabekammer dem 
Auftraggeber eine Kopie des Antrags und 
fordert bei ihm die Akten an, die das Verga-
beverfahren dokumentieren (Vergabeak-
ten). Der Auftraggeber hat die Vergabeak-
ten der Kammer sofort zur Verfügung zu 
stellen. Die §§ 57 bis 59 Absatz 1 bis 4, § 
59a Absatz 1 bis 3 und § 59b sowie § 61 
gelten entsprechend. 

(2) Der Vorsitzende oder der haupt-
amtliche Beisitzer prüft den Antrag darauf, 
ob er offensichtlich unzulässig oder unbe-
gründet ist. Dabei berücksichtigt er auch ei-
nen vorsorglich hinterlegten Schriftsatz 
(Schutzschrift) des Auftraggebers. Sofern 
der Antrag nicht offensichtlich unzulässig 
oder unbegründet ist, übermittelt der Vor-
sitzende oder der hauptamtliche Beisit-
zer dem Auftraggeber eine Kopie des An-
trags in Textform und fordert beim Auf-
traggeber die Akten an, die das Vergabe-
verfahren dokumentieren (Vergabeakten). 
Der Auftraggeber hat die Vergabeakten der 
Kammer sofort nach den Vorgaben des 
Vorsitzenden oder hauptamtlichen Be-
sitzers soweit möglich als elektronische 
Kopie zur Verfügung zu stellen. Die §§ 57 
bis 59 Absatz 1 bis 4, § 59a Absatz 1 bis 3 
und § 59b sowie § 61 gelten entsprechend. 

§ 165 § 165 

Akteneinsicht Akteneinsicht 

(1) Die Beteiligten können die Akten 
bei der Vergabekammer einsehen und sich 
durch die Geschäftsstelle auf ihre Kosten 
Ausfertigungen, Auszüge oder Abschriften 
erteilen lassen. 

(1) Die Beteiligten können die Akten 
bei der Vergabekammer einsehen und sich 
durch die Geschäftsstelle auf ihre Kosten 
Ausfertigungen, Auszüge oder Abschriften 
erteilen lassen. Die Vergabekammer soll 
die Akteneinsicht elektronisch durch 
Übermittlung oder zum Abruf auf einem 
sicheren Übermittlungsweg gewähren. 



 - 51 -   

 

Geltende Fassung Referentenentwurf  
Vergaberechtstransformationsgesetz 

(2) Die Vergabekammer hat die Ein-
sicht in die Unterlagen zu versagen, soweit 
dies aus wichtigen Gründen, insbesondere 
des Geheimschutzes oder zur Wahrung 
von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis-
sen, geboten ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Jeder Beteiligte hat mit Übersen-
dung seiner Akten oder Stellungnahmen 
auf die in Absatz 2 genannten Geheim-
nisse hinzuweisen und diese in den Unter-
lagen entsprechend kenntlich zu machen. 
Erfolgt dies nicht, kann die Vergabekam-
mer von seiner Zustimmung auf Einsicht 
ausgehen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Versagung der Akteneinsicht 
kann nur im Zusammenhang mit der sofor-
tigen Beschwerde in der Hauptsache ange-
griffen werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 166 § 166 

Mündliche Verhandlung Mündliche Verhandlung 

(1) Die Vergabekammer entscheidet 
aufgrund einer mündlichen Verhandlung, 
die sich auf einen Termin beschränken soll. 
Alle Beteiligten haben Gelegenheit zur 
Stellungnahme. Mit Zustimmung der Betei-
ligten oder bei Unzulässigkeit oder bei of-
fensichtlicher Unbegründetheit des Antrags 
kann nach Lage der Akten entschieden 
werden. 

(1) Die Vergabekammer entscheidet 
aufgrund einer mündlichen Verhandlung, 
die sich auf einen Termin beschränken soll. 
Alle Beteiligten haben Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. Mit Zustimmung der Beteiligten 
oder bei Unzulässigkeit oder bei offensicht-
licher Unbegründetheit des Antrags kann 
nach Lage der Akten entschieden werden. 
Nach Lage der Akten kann auch ent-
schieden werden, soweit dies der Be-
schleunigung dient und die Sache keine 
besonderen Schwierigkeiten in rechtli-
cher oder tatsächlicher Hinsicht auf-
weist. 

(2) Auch wenn die Beteiligten in dem 
Verhandlungstermin nicht erschienen oder 
nicht ordnungsgemäß vertreten sind, kann 
in der Sache verhandelt und entschieden 
werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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 (3) Die Vergabekammer kann die 
mündliche Verhandlung auf Antrag oder 
von Amts wegen als Videoverhandlung 
durchführen, bei der die Verhandlung 
sowie etwaige Vernehmungen zeitgleich 
in Bild und Ton an den jeweiligen Auf-
enthaltsort der Beteiligten und der Mit-
glieder der Vergabekammer übertragen 
werden. Die Bild- und Tonübertragung 
kann auch nur für Teile der mündlichen 
Verhandlung, insbesondere Vernehmun-
gen, oder für einzelne Beteiligte erfol-
gen. Absatz 2 sowie § 128 a Absatz 3 
Satz 1 der Zivilprozessordnung gelten 
entsprechend. 

 (4) Entscheidungen nach Absatz 1 
Satz 3 und 4 sowie Absatz 3 Satz 1 und 
2 ergehen durch den Vorsitzenden oder 
den hauptamtlichen Beisitzer und sind 
unanfechtbar. 

§ 167 § 167 

Beschleunigung Beschleunigung 

(1) Die Vergabekammer trifft und be-
gründet ihre Entscheidung schriftlich inner-
halb einer Frist von fünf Wochen ab Ein-
gang des Antrags. Bei besonderen tatsäch-
lichen oder rechtlichen Schwierigkeiten 
kann der Vorsitzende im Ausnahmefall die 
Frist durch Mitteilung an die Beteiligten um 
den erforderlichen Zeitraum verlängern. 
Dieser Zeitraum soll nicht länger als zwei 
Wochen dauern. Er begründet diese Verfü-
gung schriftlich. 

(1) Die Vergabekammer trifft und be-
gründet ihre Entscheidung schriftlich inner-
halb einer Frist von fünf Wochen ab Ein-
gang des Antrags. Bei besonderen tatsäch-
lichen oder rechtlichen Schwierigkeiten 
kann der Vorsitzende oder der hauptamt-
liche Beisitzer im Ausnahmefall die Frist 
durch Mitteilung an die Beteiligten um den 
erforderlichen Zeitraum verlängern. Dieser 
Zeitraum soll nicht länger als zwei Wochen 
dauern und nicht durch erneute Ent-
scheidung verlängert werden. Er begrün-
det diese Verfügung in Textform. 

(2) Die Beteiligten haben an der Auf-
klärung des Sachverhalts mitzuwirken, wie 
es einem auf Förderung und raschen Ab-
schluss des Verfahrens bedachten Vorge-
hen entspricht. Den Beteiligten können 
Fristen gesetzt werden, nach deren Ablauf 
weiterer Vortrag unbeachtet bleiben kann. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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§ 168 § 168 

Entscheidung der Vergabekammer Entscheidung der Vergabekammer 

(1) Die Vergabekammer entscheidet, 
ob der Antragsteller in seinen Rechten ver-
letzt ist und trifft die geeigneten Maßnah-
men, um eine Rechtsverletzung zu beseiti-
gen und eine Schädigung der betroffenen 
Interessen zu verhindern. Sie ist an die An-
träge nicht gebunden und kann auch unab-
hängig davon auf die Rechtmäßigkeit des 
Vergabeverfahrens einwirken. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Ein wirksam erteilter Zuschlag 
kann nicht aufgehoben werden. Hat sich 
das Nachprüfungsverfahren durch Erteilung 
des Zuschlags, durch Aufhebung oder 
durch Einstellung des Vergabeverfahrens 
oder in sonstiger Weise erledigt, stellt die 
Vergabekammer auf Antrag eines Beteilig-
ten fest, ob eine Rechtsverletzung vorgele-
gen hat. § 167 Absatz 1 gilt in diesem Fall 
nicht. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Entscheidung der Vergabe-
kammer ergeht durch Verwaltungsakt. Die 
Vollstreckung richtet sich, auch gegen ei-
nen Hoheitsträger, nach den Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzen des Bundes und 
der Länder. Die Höhe des Zwangsgeldes 
beträgt mindestens 1 000 Euro und höchs-
tens 10 Millionen Euro. § 61 Absatz 1 und 
2 gilt entsprechend. 

(3) Die Entscheidung der Vergabe-
kammer ergeht in Textform durch Verwal-
tungsakt. Die Vollstreckung richtet sich, 
auch gegen einen Hoheitsträger, nach den 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzen des 
Bundes und der Länder. Die Höhe des 
Zwangsgeldes beträgt mindestens 1 000 
Euro und höchstens 10 Millionen Euro. § 
61 Absatz 1 und 2 gilt entsprechend. 

§ 169 § 169 

Aussetzung des Vergabeverfahrens Aussetzung des Vergabeverfahrens 

(1) Informiert die Vergabekammer den 
Auftraggeber in Textform über den Antrag 
auf Nachprüfung, darf dieser vor einer Ent-
scheidung der Vergabekammer und dem 
Ablauf der Beschwerdefrist nach § 172 Ab-
satz 1 den Zuschlag nicht erteilen. 

(1) Informiert der Vorsitzende oder 
der hauptamtliche Beisitzer den Auftrag-
geber in Textform über den Antrag auf 
Nachprüfung, darf dieser vor einer Ent-
scheidung der Vergabekammer und dem 
Ablauf der Beschwerdefrist nach § 172 Ab-
satz 1 den Zuschlag nicht erteilen. 
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(2) Die Vergabekammer kann dem 
Auftraggeber auf seinen Antrag oder auf 
Antrag des Unternehmens, das nach § 134 
vom Auftraggeber als das Unternehmen 
benannt ist, das den Zuschlag erhalten soll, 
gestatten, den Zuschlag nach Ablauf von 
zwei Wochen seit Bekanntgabe dieser Ent-
scheidung zu erteilen, wenn unter Berück-
sichtigung aller möglicherweise geschädig-
ten Interessen sowie des Interesses der 
Allgemeinheit an einem raschen Abschluss 
des Vergabeverfahrens die nachteiligen 
Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis 
zum Abschluss der Nachprüfung die damit 
verbundenen Vorteile überwiegen. Bei der 
Abwägung ist das Interesse der Allgemein-
heit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der 
Aufgaben des Auftraggebers zu berück-
sichtigen; bei verteidigungs- oder sicher-
heitsspezifischen Aufträgen im Sinne des § 
104 sind zusätzlich besondere Verteidi-
gungs- und Sicherheitsinteressen zu be-
rücksichtigen. Die besonderen Verteidi-
gungs- und Sicherheitsinteressen überwie-
gen in der Regel, wenn der öffentliche Auf-
trag oder die Konzession im unmittelbaren 
Zusammenhang steht mit  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. einer Krise,  

2. einem mandatierten Einsatz der Bun-
deswehr, 

 

3. einer einsatzgleichen Verpflichtung der 
Bundeswehr oder 

 

4. einer Bündnisverpflichtung.  
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Die Vergabekammer berücksichtigt dabei 
auch die allgemeinen Aussichten des An-
tragstellers im Vergabeverfahren, den Auf-
trag oder die Konzession zu erhalten. Die 
Erfolgsaussichten des Nachprüfungsan-
trags müssen nicht in jedem Fall Gegen-
stand der Abwägung sein. Das Beschwer-
degericht kann auf Antrag das Verbot des 
Zuschlags nach Absatz 1 wiederherstellen; 
§ 168 Absatz 2 Satz 1 bleibt unberührt. 
Wenn die Vergabekammer den Zuschlag 
nicht gestattet, kann das Beschwerdege-
richt auf Antrag des Auftraggebers unter 
den Voraussetzungen der Sätze 1 bis 4 
den sofortigen Zuschlag gestatten. Für das 
Verfahren vor dem Beschwerdegericht gilt 
§ 176 Absatz 2 Satz 1 und 2 und Absatz 3 
entsprechend. Eine sofortige Beschwerde 
nach § 171 Absatz 1 ist gegen Entschei-
dungen der Vergabekammer nach diesem 
Absatz nicht zulässig. 

 

(3) Sind Rechte des Antragstellers 
aus § 97 Absatz 6 im Vergabeverfahren auf 
andere Weise als durch den drohenden Zu-
schlag gefährdet, kann die Kammer auf be-
sonderen Antrag mit weiteren vorläufigen 
Maßnahmen in das Vergabeverfahren ein-
greifen. Sie legt dabei den Beurteilungs-
maßstab des Absatzes 2 Satz 1 zugrunde. 
Diese Entscheidung ist nicht selbständig 
anfechtbar. Die Vergabekammer kann die 
von ihr getroffenen weiteren vorläufigen 
Maßnahmen nach den Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzen des Bundes und der Län-
der durchsetzen; die Maßnahmen sind so-
fort vollziehbar. § 86a Satz 2 gilt entspre-
chend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Macht der Auftraggeber das Vor-
liegen der Voraussetzungen nach § 117 
Nummer 1 bis 3 oder § 150 Nummer 1 oder 
6 geltend, entfällt das Verbot des Zu-
schlags nach Absatz 1 fünf Werktage nach 
Zustellung eines entsprechenden Schrift-
satzes an den Antragsteller; die Zustellung 
ist durch die Vergabekammer unverzüglich 
nach Eingang des Schriftsatzes vorzuneh-
men. Auf Antrag kann das Beschwerdege-
richt das Verbot des Zuschlags wiederher-
stellen. § 176 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 
Satz 1 sowie Absatz 3 und 4 ist entspre-
chend anzuwenden. 

(4) Macht der Auftraggeber das Vor-
liegen der Voraussetzungen nach § 117 
Nummer 1 bis 3 oder § 150 Nummer 1 oder 
6 geltend, entfällt das Verbot des Zu-
schlags nach Absatz 1 fünf Werktage nach 
Zustellung eines entsprechenden Schrift-
satzes an den Antragsteller; die Zustellung 
ist durch den Vorsitzenden oder den 
hauptamtlichen Beisitzer unverzüglich 
nach Eingang des Schriftsatzes veran-
lasst. Auf Antrag kann das Beschwerdege-
richt das Verbot des Zuschlags wiederher-
stellen. § 176 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 
Satz 1 sowie Absatz 3 und 4 ist entspre-
chend anzuwenden. 

§ 172 § 172 

Frist, Form, Inhalt Frist, Form, Inhalt 

(1) Die sofortige Beschwerde ist bin-
nen einer Notfrist von zwei Wochen, die mit 
der Zustellung der Entscheidung, im Fall 
des § 171 Absatz 2 mit dem Ablauf der 
Frist beginnt, schriftlich bei dem Beschwer-
degericht einzulegen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die sofortige Beschwerde ist zu-
gleich mit ihrer Einlegung zu begründen. 
Die Beschwerdebegründung muss enthal-
ten:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. die Erklärung, inwieweit die Entschei-
dung der Vergabekammer angefochten 
und eine abweichende Entscheidung 
beantragt wird, 

 

2. die Angabe der Tatsachen und Be-
weismittel, auf die sich die Beschwerde 
stützt. 

 

(3) Die Beschwerdeschrift muss durch 
einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 
Dies gilt nicht für Beschwerden von juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Mit der Einlegung der Beschwerde 
sind die anderen Beteiligten des Verfah-
rens vor der Vergabekammer vom Be-
schwerdeführer durch Übermittlung einer 
Ausfertigung der Beschwerdeschrift zu un-
terrichten. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

 (5) Die Vergabekammer übermittelt 
die Verfahrensakte einschließlich der 
Vergabeakte an das zuständige Oberlan-
desgericht in Textform. Die Übermitt-
lung wird durch den Vor-sitzenden oder 
den hauptamtlichen Beisitzer veran-
lasst. 

§ 173 § 173 

Wirkung Wirkung 

(1) Die sofortige Beschwerde hat auf-
schiebende Wirkung gegenüber der Ent-
scheidung der Vergabekammer. Die auf-
schiebende Wirkung entfällt zwei Wochen 
nach Ablauf der Beschwerdefrist. Hat die 
Vergabekammer den Antrag auf Nachprü-
fung abgelehnt, so kann das Beschwerde-
gericht auf Antrag des Beschwerdeführers 
die aufschiebende Wirkung bis zur Ent-
scheidung über die Beschwerde verlän-
gern. 

(1) Die sofortige Beschwerde hat auf-
schiebende Wirkung gegenüber der Ent-
scheidung der Vergabekammer. Die auf-
schiebende Wirkung entfällt zwei Wochen 
nach Ablauf der Beschwerdefrist. Hat die 
Vergabekammer den Antrag auf Nachprü-
fung abgelehnt, so kann das Beschwerde-
gericht auf Antrag des Beschwerdeführers 
die aufschiebende Wirkung bis zur Ent-
scheidung über die Beschwerde aus-
nahmsweise verlängern. 

(2) Das Gericht lehnt den Antrag nach 
Absatz 1 Satz 3 ab, wenn unter Berück-
sichtigung aller möglicherweise geschädig-
ten Interessen die nachteiligen Folgen ei-
ner Verzögerung der Vergabe bis zur Ent-
scheidung über die Beschwerde die damit 
verbundenen Vorteile überwiegen. Bei der 
Abwägung ist das Interesse der Allgemein-
heit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der 
Aufgaben des Auftraggebers zu berück-
sichtigen; bei verteidigungs- oder sicher-
heitsspezifischen Aufträgen im Sinne des § 
104 sind zusätzlich besondere Verteidi-
gungs- und Sicherheitsinteressen zu be-
rücksichtigen. Die besonderen Verteidi-
gungs- und Sicherheitsinteressen überwie-
gen in der Regel, wenn der öffentliche Auf-
trag oder die Konzession im unmittelbaren 
Zusammenhang steht mit  

(2) Das Gericht gibt dem Antrag nach 
Absatz 1 Satz 3 nur statt, wenn unter Be-
rücksichtigung aller möglicherweise ge-
schädigten Interessen die vorteilhaften 
Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis 
zur Entscheidung über die Beschwerde die 
damit verbundenen Nachteile überwiegen. 
Bei der Abwägung ist das Interesse der All-
gemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfül-
lung der Aufgaben des Auftraggebers zu 
berücksichtigen; bei verteidigungs- oder si-
cherheitsspezifischen Aufträgen im Sinne 
des § 104 sind zusätzlich besondere Ver-
teidigungs- und Sicherheitsinteressen zu 
berücksichtigen. Die besonderen Verteidi-
gungs- und Sicherheitsinteressen überwie-
gen in der Regel, wenn der öffentliche Auf-
trag oder die Konzession im unmittelbaren 
Zusammenhang steht mit  
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1. einer Krise, 1. einer Krise, 

2. einem mandatierten Einsatz der Bun-
deswehr, 

2. einem mandatierten Einsatz der Bun-
deswehr, 

3. einer einsatzgleichen Verpflichtung der 
Bundeswehr oder 

3. einer einsatzgleichen Verpflichtung der 
Bundeswehr oder 

4. einer Bündnisverpflichtung. 4. einer Bündnisverpflichtung. 

Das Gericht berücksichtigt bei seiner Ent-
scheidung auch die Erfolgsaussichten der 
Beschwerde, die allgemeinen Aussichten 
des Antragstellers im Vergabeverfahren, 
den öffentlichen Auftrag oder die Konzes-
sion zu erhalten, und das Interesse der All-
gemeinheit an einem raschen Abschluss 
des Vergabeverfahrens. 

Das Gericht berücksichtigt bei seiner Ent-
scheidung vorrangig die Erfolgsaussichten 
der Beschwerde, die allgemeinen Aussich-
ten des Antragstellers im Vergabeverfah-
ren, den öffentlichen Auftrag oder die Kon-
zession zu erhalten, und das Interesse der 
Allgemeinheit an einem raschen Abschluss 
des Vergabeverfahrens. 

(3) Hat die Vergabekammer dem An-
trag auf Nachprüfung durch Untersagung 
des Zuschlags stattgegeben, so unterbleibt 
dieser, solange nicht das Beschwerdege-
richt die Entscheidung der Vergabekammer 
nach § 176 oder § 178 aufhebt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 175 § 175 

Verfahrensvorschriften Verfahrensvorschriften 

(1) Vor dem Beschwerdegericht müs-
sen sich die Beteiligten durch einen 
Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertre-
ten lassen. Juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts können sich durch Be-
amte oder Angestellte mit Befähigung zum 
Richteramt vertreten lassen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die §§ 65, 69 bis 72 mit Aus-
nahme der Verweisung auf § 227 Absatz 3 
der Zivilprozessordnung, § 75 Absatz 1 bis 
3, § 76 Absatz 1 und 6, die §§ 165 und 167 
Absatz 2 Satz 1 sind entsprechend anzu-
wenden. 

(2) Die §§ 65, 69 bis 72 mit Aus-
nahme der Verweisung auf § 227 Absatz 3 
der Zivilprozessordnung, § 75 Absatz 1 bis 
3, § 76 Absatz 1 und 6, die §§ 165 und 167 
Absatz 2 Satz 1 sind entsprechend anzu-
wenden. Die mündliche Verhandlung 
kann im Wege der Bild- und Tonübertra-
gung nach § 128a der Zivilprozessord-
nung durchgeführt werden. 
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§ 176 § 176 

Vorabentscheidung über den Zuschlag Vorabentscheidung über den Zuschlag 

(1) Auf Antrag des Auftraggebers oder 
auf Antrag des Unternehmens, das nach § 
134 vom Auftraggeber als das Unterneh-
men benannt ist, das den Zuschlag erhal-
ten soll, kann das Gericht den weiteren 
Fortgang des Vergabeverfahrens und den 
Zuschlag gestatten, wenn unter Berück-
sichtigung aller möglicherweise geschädig-
ten Interessen die nachteiligen Folgen ei-
ner Verzögerung der Vergabe bis zur Ent-
scheidung über die Beschwerde die damit 
verbundenen Vorteile überwiegen. Bei der 
Abwägung ist das Interesse der Allgemein-
heit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der 
Aufgaben des Auftraggebers zu berück-
sichtigen; bei verteidigungs- oder sicher-
heitsspezifischen Aufträgen im Sinne des § 
104 sind zusätzlich besondere Verteidi-
gungs- und Sicherheitsinteressen zu be-
rücksichtigen. Die besonderen Verteidi-
gungs- und Sicherheitsinteressen überwie-
gen in der Regel, wenn der öffentliche Auf-
trag oder die Konzession im unmittelbaren 
Zusammenhang steht mit  

(1) Auf Antrag des Auftraggebers oder 
auf Antrag des Unternehmens, das nach § 
134 vom Auftraggeber als das Unterneh-
men benannt ist, das den Zuschlag erhal-
ten soll, kann das Gericht den weiteren 
Fortgang des Vergabeverfahrens und den 
Zuschlag gestatten, wenn unter Berück-
sichtigung aller möglicherweise geschädig-
ten Interessen die vorteilhaften Folgen ei-
ner Verzögerung der Vergabe bis zur Ent-
scheidung über die Beschwerde die damit 
verbundenen Nachteile nicht überwiegen. 
Bei der Abwägung ist das Interesse der All-
gemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfül-
lung der Aufgaben des Auftraggebers zu 
berücksichtigen; bei verteidigungs- oder si-
cherheitsspezifischen Aufträgen im Sinne 
des § 104 sind zusätzlich besondere Ver-
teidigungs- und Sicherheitsinteressen zu 
berücksichtigen. Die besonderen Verteidi-
gungs- und Sicherheitsinteressen überwie-
gen in der Regel, wenn der öffentliche Auf-
trag oder die Konzession im unmittelbaren 
Zusammenhang steht mit  

1. einer Krise, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. einem mandatierten Einsatz der Bun-
deswehr, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. einer einsatzgleichen Verpflichtung der 
Bundeswehr oder 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. einer Bündnisverpflichtung. 4. u n v e r ä n d e r t  

 Das Gericht berücksichtigt bei seiner Ent-
scheidung auch die Erfolgsaussichten der 
sofortigen Beschwerde, die allgemeinen 
Aussichten des Antragstellers im Vergabe-
verfahren, den öffentlichen Auftrag oder die 
Konzession zu erhalten, und das Interesse 
der Allgemeinheit an einem raschen Ab-
schluss des Vergabeverfahrens. 

 Das Gericht berücksichtigt bei seiner Ent-
scheidung vorrangig die Erfolgsaussichten 
der sofortigen Beschwerde, die allgemei-
nen Aussichten des Antragstellers im 
Vergabeverfahren, den öffentlichen Auftrag 
oder die Konzession zu erhalten, und das 
Interesse der Allgemeinheit an einem ra-
schen Abschluss des Vergabeverfahrens. 
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(2) Der Antrag ist schriftlich zu stellen 
und gleichzeitig zu begründen. Die zur Be-
gründung des Antrags vorzutragenden Tat-
sachen sowie der Grund für die Eilbedürf-
tigkeit sind glaubhaft zu machen. Bis zur 
Entscheidung über den Antrag kann das 
Verfahren über die Beschwerde ausgesetzt 
werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Entscheidung ist unverzüglich, 
längstens innerhalb von fünf Wochen nach 
Eingang des Antrags zu treffen und zu be-
gründen; bei besonderen tatsächlichen 
oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der 
Vorsitzende im Ausnahmefall die Frist 
durch begründete Mitteilung an die Beteilig-
ten um den erforderlichen Zeitraum verlän-
gern. Die Entscheidung kann ohne mündli-
che Verhandlung ergehen. Ihre Begrün-
dung erläutert Rechtmäßigkeit oder 
Rechtswidrigkeit des Vergabeverfahrens. § 
175 ist anzuwenden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Gegen eine Entscheidung nach 
dieser Vorschrift ist ein Rechtsmittel nicht 
zulässig. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 177 § 177 

Ende des Vergabeverfahrens nach Ent-
scheidung des Beschwerdegerichts 

(aufgehoben) 

Ist der Auftraggeber mit einem Antrag 
nach § 176 vor dem Beschwerdegericht un-
terlegen, gilt das Vergabeverfahren nach 
Ablauf von zehn Tagen nach Zustellung 
der Entscheidung als beendet, wenn der 
Auftraggeber nicht die Maßnahmen zur 
Herstellung der Rechtmäßigkeit des Ver-
fahrens ergreift, die sich aus der Entschei-
dung ergeben; das Verfahren darf nicht 
fortgeführt werden. 

(aufgehoben) 

§ 187 § 187 

Übergangs- und Schlussbestimmungen Übergangs- und Schlussbestimmungen 

(1) § 29 ist nach dem 31. Dezember 
2027 nicht mehr anzuwenden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Vergabeverfahren, die vor dem 18. 
April 2016 begonnen haben, einschließlich 
der sich an diese anschließenden Nachprü-
fungsverfahren sowie am 18. April 2016 an-
hängige Nachprüfungsverfahren werden 
nach dem Recht zu Ende geführt, das zum 
Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens 
galt. 

(2) Vergabeverfahren, die vor dem 18. 
April 2016 begonnen haben, einschließlich 
der sich an diese anschließenden Nachprü-
fungsverfahren sowie am [Einsetzen: Da-
tum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] 
anhängige Nachprüfungsverfahren werden 
nach dem Recht zu Ende geführt, das zum 
Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens 
galt. 

(3) Mit Ausnahme von § 33c Absatz 5 
sind die §§ 33a bis 33f nur auf Schadens-
ersatzansprüche anwendbar, die nach dem 
26. Dezember 2016 entstanden sind. § 33h 
ist auf nach dem 26. Dezember 2016 ent-
standene Ansprüche nach § 33 Absatz 1 
oder § 33a Absatz 1 sowie auf vor dem 27. 
Dezember 2016 entstandene Unterlas-
sungs-, Beseitigungs- und Schadensersatz-
ansprüche wegen eines Verstoßes gegen 
eine Vorschrift im Sinne des § 33 Absatz 1 
oder gegen eine Verfügung der Kartellbe-
hörde anzuwenden, die am 9. Juni 2017 
noch nicht verjährt waren. Der Beginn, die 
Hemmung, die Ablaufhemmung und der 
Neubeginn der Verjährung der Ansprüche, 
die vor dem 27. Dezember 2016 entstan-
den sind, bestimmen sich jedoch für die 
Zeit bis zum 8. Juni 2017 nach den bisher 
für diese Ansprüche jeweils geltenden Ver-
jährungsvorschriften. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) § 33c Absatz 5 und die §§ 33g so-
wie 89b bis 89e sind unabhängig vom Zeit-
punkt der Entstehung der Schadensersatz-
ansprüche nur in Rechtsstreiten anzuwen-
den, in denen nach dem 26. Dezember 
2016 Klage erhoben worden ist. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) § 81a findet Anwendung, wenn 
das Erlöschen der nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten verantwortli-
chen juristischen Person oder Personen-
vereinigung oder die Verschiebung von 
Vermögen nach dem 9. Juni 2017 erfolgt. 
War die Tat zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
beendet, gehen die Regelungen des § 81 
Absatz 3a bis 3e vor. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) § 30 Absatz 2b findet nur Anwen-
dung auf Vereinbarungen, die nach dem 9. 
Juni 2017 und vor dem 31. Dezember 2027 
wirksam geworden sind. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Für einen Zusammenschluss, für 
den die Anmeldung nach § 39 zwischen 
dem 1. März 2020 und dem Ablauf des 31. 
Mai 2020 beim Bundeskartellamt eingegan-
gen ist, beträgt die Frist nach § 40 Absatz 1 
Satz 1 zwei Monate und die Frist nach § 40 
Absatz 2 Satz 2 sechs Monate. Satz 1 gilt 
auch im Fall des § 40 Absatz 5. Die Sätze 
1 und 2 gelten nicht, wenn am 29. Mai 
2020  

(7) u n v e r ä n d e r t  

1. die Frist nach § 40 Absatz 1 Satz 1 ab-
gelaufen war, ohne dass das Bundes-
kartellamt den anmeldenden Unterneh-
men mitgeteilt hat, dass es in die Prü-
fung des Zusammenschlusses (Haupt-
prüfverfahren) eingetreten ist, 

 

2. die Frist nach § 40 Absatz 2 Satz 2 ab-
gelaufen war oder 

 

3. der Zusammenschluss vom Bundes-
kartellamt freigegeben worden war. 

 

(8) § 81f Satz 1 ist in der Zeit bis zum 
Ablauf des 30. Juni 2021 nicht anzuwen-
den, soweit für die Zahlung einer Geldbuße 
Zahlungserleichterungen nach § 18 oder § 
93 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten gewährt sind. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) Die §§ 35 bis 41 sind nicht anzu-
wenden auf einen Zusammenschluss im 
Krankenhausbereich, soweit  

(9) u n v e r ä n d e r t  

1. der Zusammenschluss eine standort-
übergreifende Konzentration von meh-
reren Krankenhäusern oder einzelnen 
Fachrichtungen mehrerer Krankenhäu-
ser zum Gegenstand hat, 
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2. dem Zusammenschluss keine anderen 
wettbewerbsrechtlichen Vorschriften 
entgegenstehen und dies das Land bei 
Antragstellung nach § 14 Absatz 2 
Nummer 3 Buchstabe a der Kranken-
hausstrukturfonds-Verordnung bestä-
tigt hat, 

 

3. das Vorliegen der weiteren Vorausset-
zungen für eine Förderung nach § 12a 
Absatz 1 Satz 4 des Krankenhausfi-
nanzierungsgesetzes in Verbindung 
mit § 11 Absatz 1 Nummer 2 der Kran-
kenhausstrukturfonds-Verordnung in 
einem Auszahlungsbescheid nach § 15 
der Krankenhausstrukturfonds-Verord-
nung festgestellt wurde und 

 

4. der Zusammenschluss bis zum 31. De-
zember 2027 vollzogen wird. 

 

Ein Zusammenschluss im Sinne des Sat-
zes 1 ist dem Bundeskartellamt nach Voll-
zug anzuzeigen. Für die Evaluierung dieser 
Regelung sind die §§ 32e und 21 Absatz 3 
Satz 8 des Krankenhausentgeltgesetzes 
entsprechend anzuwenden. Für die Zwe-
cke der Evaluierung und zur Untersuchung 
der Auswirkungen dieser Regelung auf die 
Wettbewerbsverhältnisse und die Versor-
gungsqualität können Daten aus der amtli-
chen Krankenhausstatistik zusammenge-
führt werden. 

 

(10) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates im Hinblick auf das Ab-
kommen zwischen dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz der Bundes-
republik Deutschland und dem Eidgenössi-
schen Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft über Zusammenarbeit und 
Koordinierung der Wettbewerbsbehörden, 
zu bestimmen, dass 

(10) u n v e r ä n d e r t  
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1. Informationen ausschließlich in kartell-
behördlichen Verfahren und sich daran 
anschließenden Rechtsbehelfsverfah-
ren sowie nur für die Zwecke, für die 
sie von der schweizerischen Wettbe-
werbsbehörde übermittelt wurden, ver-
wendet werden dürfen und 

 

2. eine Pflicht zur Wahrung der Vertrau-
lichkeit sowie ein Ausschluss der Of-
fenlegung gegenüber anderen staatli-
chen Stellen sowie Dritten zu beachten 
ist, 

 

soweit sich die in dem Abkommen von der 
Bundesrepublik Deutschland übernomme-
nen Verpflichtungen und gewährten Rechte 
im Rahmen der nach den §§ 50a bis 50f 
zulässigen zwischenbehördlichen Zusam-
menarbeit halten. Bestimmungen einer 
Rechtsverordnung nach Satz 1 sind erst ab 
dem Tag anzuwenden, ab dem das in Satz 
1 bezeichnete Abkommen wirksam gewor-
den ist. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz gibt den Tag unter 
Angabe der Bezeichnung des Abkommens 
zwischen dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Eidgenössischen 
Departement für Wirtschaft, Bildung und 
Forschung der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft über Zusammenarbeit und Koor-
dinierung der Wettbewerbsbehörden und 
dessen Fundstelle im Bundesgesetzblatt 
bekannt. 

 

(11) Das Bundeskartellamt kann eine 
Verfügung nach § 32f Absatz 2 auch auf 
der Grundlage einer Sektoruntersuchung 
nach § 32e erlassen, die am 7. November 
2023 bereits abgeschlossen war, wenn die 
Veröffentlichung des Abschlussberichts 
nach § 32e Absatz 4 zu diesem Zeitpunkt 
weniger als ein Jahr zurücklag. In den Fäl-
len des Satzes 1 ist § 32f Absatz 7 mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die Frist am 
7. November 2023 zu laufen beginnt. 

(11) u n v e r ä n d e r t  
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Artikel 2 

 Änderung haushaltsrechtlicher 
Gesetze 

 Haushaltsgrundsätzegesetz 

§ 30 § 30 

Öffentliche Ausschreibungen Öffentliche Ausschreibungen 

Dem Abschluss von Verträgen über Liefe-
rungen und Leistungen muss eine Öffentli-
che Ausschreibung oder eine Beschränkte 
Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb 
vorausgehen, sofern nicht die Natur des 
Geschäfts oder besondere Umstände eine 
Ausnahme rechtfertigen. Teilnahmewettbe-
werb ist ein Verfahren, bei dem der öffentli-
che Auftraggeber nach vorheriger öffentli-
cher Aufforderung zur Teilnahme eine be-
schränkte Anzahl von geeigneten Unter-
nehmen nach objektiven, transparenten 
und nichtdiskriminierenden Kriterien aus-
wählt und zur Abgabe von Angeboten auf-
fordert. 

Dem Abschluss von Verträgen über Liefe-
rungen und Leistungen muss eine Öffentli-
che Ausschreibung oder eine Beschränkte 
Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb 
vorausgehen, sofern nicht die Natur des 
Geschäfts oder besondere Umstände eine 
Ausnahme rechtfertigen. Unterhalb der 
Schwellenwerte gemäß § 106 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann dem Abschluss auch eine Ver-
handlungsvergabe oder eine freihändige 
Vergabe vorausgehen, sofern ein Teil-
nahmewettbewerb durchgeführt wird. 
Teilnahmewettbewerb ist ein Verfahren, bei 
dem der öffentliche Auftraggeber nach vor-
heriger öffentlicher Aufforderung zur Teil-
nahme eine beschränkte Anzahl von geeig-
neten Unternehmen nach objektiven, trans-
parenten und nichtdiskriminierenden Krite-
rien auswählt und zur Abgabe von Angebo-
ten auffordert. 

  

Bundeshaushaltsordnung 
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§ 55 § 55 

Öffentliche Ausschreibung Öffentliche Ausschreibung 

(1) Dem Abschluss von Verträgen über Lie-
ferungen und Leistungen muss eine Öffent-
liche Ausschreibung oder eine Beschränkte 
Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb 
vorausgehen, sofern nicht die Natur des 
Geschäfts oder besondere Umstände eine 
Ausnahme rechtfertigen. Teilnahmewettbe-
werb ist ein Verfahren bei dem der öffentli-
che Auftraggeber nach vorheriger öffentli-
cher Aufforderung zur Teilnahme eine be-
schränkte Anzahl von geeigneten Unter-
nehmen nach objektiven, transparenten 
und nichtdiskriminierenden Kriterien aus-
wählt und zur Abgabe von Angeboten auf-
fordert. 

(1) Dem Abschluss von Verträgen über Lie-
ferungen und Leistungen muss eine Öffent-
liche Ausschreibung oder eine Beschränkte 
Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb 
vorausgehen, sofern nicht die Natur des 
Geschäfts oder besondere Umstände eine 
Ausnahme rechtfertigen. Unterhalb der 
Schwellenwerte gemäß § 106 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann dem Abschluss auch eine Ver-
handlungsvergabe oder eine freihändige 
Vergabe vorausgehen, sofern ein Teil-
nahmewettbewerb durchgeführt wird. 
Teilnahmewettbewerb ist ein Verfahren bei 
dem der öffentliche Auftraggeber nach vor-
heriger öffentlicher Aufforderung zur Teil-
nahme eine beschränkte Anzahl von geeig-
neten Unternehmen nach objektiven, trans-
parenten und nichtdiskriminierenden Krite-
rien auswählt und zur Abgabe von Angebo-
ten auffordert. 

(2) Beim Abschluß von Verträgen ist nach 
einheitlichen Richtlinien zu verfahren. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

 

 

 

Artikel 3 

 Folgeänderungen 

 

 

 

LNG-Beschleunigungsgesetz 

 

§ 9 § 9 

 

Beschleunigte Vergabe- und Nachprü-
fungsverfahren 

Beschleunigte Vergabe- und Nachprü-
fungsverfahren 
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(2) Für Nachprüfungsverfahren vor der 
Vergabekammer sind für Vorhaben nach § 
2 die vergaberechtlichen Vorschriften mit 
folgenden Maßgaben anzuwenden: 

( 2 )  u n v e r ä n d e r t  

6. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen kann auch nach Lage 
der Akten entschieden werden, soweit 
dies der Beschleunigung dient. Die 
mündliche Verhandlung kann im Wege 
der Bild- und Tonübertragung nach § 
128a der Zivilprozessordnung durchge-
führt werden. 

1. Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen kann auch nach Lage 
der Akten entschieden werden, soweit 
dies der Beschleunigung dient. (aufge-
hoben) 

2. Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz a 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen trifft und begründet die 
Vergabekammer ihre Entscheidung in-
nerhalb einer Frist von drei Wochen ab 
Eingang des Nachprüfungsantrags. 
Abweichend von § 167 Absatz 1 Satz 2 
und 3 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen kann die Ent-
scheidungsfrist von drei Wochen nur 
einmalig und höchstens um zwei Wo-
chen verlängert werden. 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. Bei der Auswahl der geeigneten Maß-
nahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen hat die Vergabekammer 
auch den Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu be-
rücksichtigen. 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 
2 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen über die vorzei-
tige Gestattung des Zuschlags sind zu-
sätzlich der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu be-
rücksichtigen. Das besondere Inte-
resse überwiegt in der Regel. Die Ent-
scheidung ist unverzüglich, spätestens 
innerhalb von einer Woche nach Ein-
gang des Antrags auf Voraberteilung 
des Zuschlags zu treffen und zu be-
gründen. Der Zuschlag kann abwei-
chend von § 169 Absatz 2 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen nach der Gestattung un-
mittelbar erteilt werden, sofern die 
Wartepflicht nach § 134 Absatz 2 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen nicht noch läuft. Bei Ent-
scheidungen nach § 169 Absatz 2 Satz 
6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist auch der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu be-
rücksichtigen, das in der Regel über-
wiegt. 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. Stellt die Vergabekammer im Nachprü-
fungsverfahren einen Verstoß des Auf-
traggebers im Sinne des § 135 Absatz 
1 Nummer 1 oder 2 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen fest, 
hat sie den Absatz 1 Nummer 4 bis 6 
zu beachten. 

5. u n v e r ä n d e r t  

(3) Für die sofortige Beschwerde sind für 
Vorhaben nach § 2 die vergaberechtli-
chen Vorschriften mit folgender Maß-
gabe anzuwenden: 

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. § 171 Absatz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ist mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass es 
auf die Frist in ihrer Ausgestaltung 
nach Absatz 2 Nummer 2 ankommt. 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Abweichend von § 172 Absatz1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen ist die sofortige Be-
schwerde innerhalb von einer Notfrist 
von einer Woche einzulegen. 

3. u n v e r ä n d e r t  
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3. Abweichend von § 173 Absatz 1 Satz 2 
und 3 des Gesetzes über Wettbe-
werbsbeschränkungen entfällt die auf-
schiebende Wirkung gegenüber der 
Entscheidung der Vergabekammer be-
reits eine Woche nach Ablauf der Be-
schwerdefrist und kann nur für bis zu 
sechs Wochen verlängert werden. Bei 
der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen sind zusätzlich 
der Zweck nach § 1 sowie das beson-
dere Interesse nach § 3 zu berücksich-
tigen, das in der Regel überwiegt. 

4 .  u n v e r ä n d e r t  

4. Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 
1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen sind zusätzlich 
der Zweck nach § 1 sowie das beson-
dere Interesse nach § 3 zu berücksich-
tigen, das in der Regel überwiegt. Ab-
weichend von § 176 Absatz 3 Satz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen ist die Vorabentschei-
dung über den Zuschlag längstens in-
nerhalb von einer Woche nach Ein-
gang des Antrags zu treffen und im 
Fall einer ausnahmsweisen Verlänge-
rung der Zweck nach § 1 sowie das 
besondere Interesse nach § 3 zu be-
rücksichtigen, das in der Regel über-
wiegt. 

5 .  u n v e r ä n d e r t  

5. § 177 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen ist nicht anzu-
wenden. 

5 .  ( a u f g e h o b e n )  

6. Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Ver-
bindung mit § 65 Absatz 1 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen kann das Gericht im Ausnahmefall 
nach Lage der Akten entscheiden, ins-
besondere wenn dies der Beschleuni-
gung dient und kein unmittelbarer Ein-
druck der Parteien oder direkter Aus-
tausch des tatsächlichen und rechtli-
chen Vortrags erforderlich ist. Die 
mündliche Verhandlung kann im Wege 
der Bild- und Tonübertragung nach § 
128a der Zivilprozessordnung durchge-
führt werden. 

6. Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Ver-
bindung mit § 65 Absatz 1 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen kann das Gericht im Ausnahmefall 
nach Lage der Akten entscheiden, ins-
besondere wenn dies der Beschleuni-
gung dient und kein unmittelbarer Ein-
druck der Parteien oder direkter Aus-
tausch des tatsächlichen und rechtli-
chen Vortrags erforderlich ist. (aufge-
hoben) 
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7. § 178 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass die Be-
schwerdeentscheidung innerhalb einer 
Frist von fünf Wochen ab Eingang der 
sofortigen Beschwerde zu treffen und 
zu begründen ist. Bei besonderen tat-
sächlichen oder rechtlichen Schwierig-
keiten kann der Vorsitzende im Aus-
nahmefall die Frist durch Mitteilung an 
die Beteiligten einmalig um höchstens 
zwei Wochen verlängern. Abweichend 
von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen ent-
scheidet das Gericht stets in der Sache 
selbst. 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. Für das Beschwerdegericht gilt Num-
mer 5 entsprechend. 

8. u n v e r ä n d e r t  

 

 

 

Bundeswehrbeschaffungsbe-
schleunigungsgesetz vom 11. 

Juli 2022 (BGBl. I S. 1078) 

 

§ 3 

 

§ 3 

 

Beschleunigte Vergabeverfahren 

 

Beschleunigte Vergabeverfahren 

(1) Abweichend von § 97 Absatz 4 Satz 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen dürfen mehrere Teil- oder 
Fachlose zusammen vergeben werden, 
wenn wirtschaftliche, technische oder zeitli-
che Gründe dies rechtfertigen. § 97 Absatz 
4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass das Unternehmen, das nicht 
öffentlicher Auftraggeber ist und mit der 
Wahrnehmung oder Durchführung einer öf-
fentlichen Aufgabe betraut ist, bei der 
Vergabe von Unteraufträgen auch nach 
Satz 1 dieses Absatzes zu verfahren hat. 

(aufgehoben) 
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(2) § 10 Absatz 1 der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit vom 12. Juli 
2012 (BGBl. I S. 1509), die zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 12. November 
2020 (BGBl. I S. 2392) geändert worden 
ist, ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
mehrere Teil- oder Fachlose zusammen 
vergeben werden dürfen, wenn wirtschaftli-
che, technische oder zeitliche Gründe dies 
rechtfertigen, insbesondere weil die Leis-
tungsbeschreibung die Systemfähigkeit der 
Leistung verlangt und dies durch den Auf-
tragsgegenstand gerechtfertigt ist. 

(aufgehoben) 

(3) Bei der Vergabe öffentlicher Bauauf-
träge dürfen mehrere Teil- oder Fachlose 
zusammen vergeben werden, wenn wirt-
schaftliche, technische oder zeitliche 
Gründe dies rechtfertigen. Wird ein Unter-
nehmen, das nicht öffentlicher Auftragge-
ber ist, mit der Wahrnehmung oder Durch-
führung einer öffentlichen Aufgabe betraut, 
verpflichtet der Auftraggeber das Unterneh-
men, sofern es Unteraufträge öffentlicher 
Bauaufträge an Dritte vergibt, auch nach 
Absatz 1 Satz 1 zu verfahren. 

(aufgehoben) 

(4) Abweichend von § 135 Absatz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen kann in einem Nachprüfungsver-
fahren bei Feststellung eines Verstoßes 
des Auftraggebers im Sinne des § 135 Ab-
satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen auf Antrag des Auftragge-
bers ein Vertrag nicht als unwirksam erach-
tet werden, wenn nach Prüfung aller maß-
geblichen Gesichtspunkte unter Berück-
sichtigung des Zweckes im Sinne des § 1, 
der besonderen Verteidigungs- und Sicher-
heitsinteressen sowie der unmittelbaren 
Stärkung der Einsatzfähigkeit der Bundes-
wehr zwingende Gründe eines Allgemeinin-
teresses es ausnahmsweise rechtfertigen, 
die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In 
Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekam-
mer oder das Beschwerdegericht alterna-
tive Sanktionen zur Feststellung der Un-
wirksamkeit nach Maßgabe des Absatzes 5 
zu erlassen. § 156 Absatz 3, § 179 Absatz 
1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen bleiben unberührt. 

(1)  Ergänzend zu § 135 Absatz 1 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen kann in einem Nachprüfungsverfahren 
bei Feststellung eines Verstoßes des Auf-
traggebers im Sinne des § 135 Absatz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen auf Antrag des Auftragge-
bers ein Vertrag nicht als unwirksam erach-
tet werden, wenn nach Prüfung aller maß-
geblichen Gesichtspunkte unter Berück-
sichtigung des Zweckes im Sinne des § 1, 
der besonderen Verteidigungs- und Sicher-
heitsinteressen sowie der unmittelbaren 
Stärkung der Einsatzfähigkeit der Bundes-
wehr zwingende Gründe eines Allgemeinin-
teresses es ausnahmsweise rechtfertigen, 
die Wirkung des Vertrages zu erhalten. In 
Fällen des Satzes 1 hat die Vergabekam-
mer oder das Beschwerdegericht alterna-
tive Sanktionen zur Feststellung der Un-
wirksamkeit nach Maßgabe des Absatzes 5 
zu erlassen. § 156 Absatz 3, § 179 Absatz 
1 und § 181 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen bleiben unberührt. 
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(5) Durch die Vergabekammer oder das 
Beschwerdegericht im Nachprüfungsver-
fahren zu erlassende alternative Sanktio-
nen nach Absatz 4 Satz 2 müssen wirk-
sam, verhältnismäßig und abschreckend 
sein. Sie umfassen die Verhängung einer 
Geldsanktion gegen den Auftraggeber oder 
die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. 
Eine Geldsanktion darf höchstens 15 Pro-
zent des Auftragswertes betragen. 

(2) Durch die Vergabekammer oder das 
Beschwerdegericht im Nachprüfungsver-
fahren zu erlassende alternative Sanktio-
nen nach Absatz 4 Satz 2 müssen wirk-
sam, verhältnismäßig und abschreckend 
sein. Sie umfassen die Verhängung einer 
Geldsanktion gegen den Auftraggeber oder 
die Verkürzung der Laufzeit des Vertrages. 
Eine Geldsanktion darf höchstens 15 Pro-
zent des Auftragswertes betragen. 

(6) Zwecke im Sinne des § 145 Nummer 7 
Buchstabe c des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen umfassen die sat-
zungsgemäßen Zwecke der internationalen 
Organisation. 

(aufgehoben) 

(7) Zur Beschleunigung der Beschaffungs-
vorhaben sind grundsätzlich im Rahmen 
der Markterkundung am Markt verfügbare 
Leistungen und Produkte zur Erfüllung der 
Fähigkeitsanforderungen zu identifizieren. 
Wird eine nicht bereits am Markt verfüg-
bare Leistung beschafft, soll die Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung auch umfassen, aus 
welchen Gründen eine nicht auf dem Markt 
verfügbare Leistung beschafft wird und in-
wieweit welcher zusätzliche Nutzen damit 
im Zusammenhang stehende Zusatzkosten 
rechtfertigt. 

(3) Zur Beschleunigung der Beschaffungs-
vorhaben sind grundsätzlich im Rahmen 
der Markterkundung am Markt verfügbare 
Leistungen und Produkte zur Erfüllung der 
Fähigkeitsanforderungen zu identifizieren. 
Wird eine nicht bereits am Markt verfüg-
bare Leistung beschafft, soll die Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung auch umfassen, aus 
welchen Gründen eine nicht auf dem Markt 
verfügbare Leistung beschafft wird und in-
wieweit welcher zusätzliche Nutzen damit 
im Zusammenhang stehende Zusatzkosten 
rechtfertigt. 

§ 4 § 4 

Gemeinsame europäische Beschaffung Gemeinsame europäische Beschaffung 
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(1) Abweichend von § 97 Absatz 2 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen dürfen Auftraggeber die Teilnahme an 
einem Vergabeverfahren auf Bewerber 
oder Bieter beschränken, die in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union ansäs-
sig sind, wenn der öffentliche Auftrag im 
Rahmen eines Kooperationsprogramms 
vergeben wird, welches mit mindestens ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union durchgeführt wird. Von der 
Beschränkung nach Satz 1 sind Bewerber 
und Bieter auszunehmen, die in einem 
Staat ansässig sind, der Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ist oder der dem Übereinkom-
men über das öffentliche Beschaffungswe-
sen von 1994 (ABl. C 256 vom 3.9.1996, 
S. 1), geändert durch das Protokoll zur Än-
derung des Übereinkommens über das öf-
fentliche Beschaffungswesen (ABl. L 68 
vom 7.3.2014, S. 2) oder anderen, für die 
Europäische Union bindenden internationa-
len Übereinkommen beigetreten ist, wenn 
der öffentliche Auftrag in den Anwendungs-
bereich des jeweiligen Übereinkommens 
fällt. Die Beschränkung nach Satz 1 muss 
mit Hinweis auf diese Vorschrift in der Auf-
tragsbekanntmachung und den Vergabeun-
terlagen aufgeführt werden. 

(1) Abweichend von § 97 Absatz 2 und un-
beschadet des § 112a des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen dürfen 
Auftraggeber die Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren auf Bewerber oder Bie-
ter beschränken, die in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union ansässig sind, 
wenn der öffentliche Auftrag im Rahmen ei-
nes Kooperationsprogramms vergeben 
wird, welches mit mindestens einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union 
durchgeführt wird. Von der Beschränkung 
nach Satz 1 sind Bewerber und Bieter aus-
zunehmen, die in einem Staat ansässig 
sind, der Vertragspartei des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ist 
oder der dem Übereinkommen über das öf-
fentliche Beschaffungswesen von 1994 
(ABl. C 256 vom 3.9.1996, S. 1), geändert 
durch das Protokoll zur Änderung des 
Übereinkommens über das öffentliche Be-
schaffungswesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, 
S. 2) oder anderen, für die Europäische 
Union bindenden internationalen Überein-
kommen beigetreten ist, wenn der öffentli-
che Auftrag in den Anwendungsbereich des 
jeweiligen Übereinkommens fällt. Die Be-
schränkung nach Satz 1 muss mit Hinweis 
auf diese Vorschrift in der Auftragsbekannt-
machung und den Vergabeunterlagen auf-
geführt werden. 

(2) Wird ein öffentlicher Auftrag gemäß § 
104 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen im Rahmen eines Kooperati-
onsprogramms, welches mit mindestens ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union durchgeführt wird, oder auf 
andere Weise gemeinsam mit einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder mit der Europäischen Union vergeben, 
und fällt dieser öffentliche Auftrag in den 
Anwendungsbereich des Teils 4 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. ist ferner § 97 Absatz 4 Satz 2 bis 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen nicht anzuwenden; 
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2. müssen Leistungen auch bei der 
Vergabe öffentlicher Bauaufträge 
nicht in der Menge aufgeteilt und 
nach Art oder Fachgebiet vergeben 
oder Auftragnehmer entsprechend 
für Unteraufträge verpflichtet wer-
den; 

 

3. können wesentliche Sicherheitsinte-
ressen der Bundesrepublik 
Deutschland im Sinne des § 107 
Absatz 2 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen insbeson-
dere auch berührt sein, wenn die 
gemeinsame Durchführung des öf-
fentlichen Auftrags wesentliche Si-
cherheitsinteressen eines anderen 
beteiligten Mitgliedstaates oder der 
Europäischen Union betrifft; 

 

4. ergänzend zu § 5 dieses Gesetzes 
und § 169 Absatz 2, § 173 Absatz 2 
und § 176 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen überwiegen die besonderen 
Verteidigungs- und Sicherheitsinte-
ressen in der Regel, sofern die ge-
meinsame Durchführung sonst von 
einem anderen teilnehmenden Mit-
gliedstaat abgebrochen würde; 

 

5. kann ein technisches Alleinstel-
lungsmerkmal im Sinne des § 12 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c 
der Vergabeverordnung Verteidi-
gung und Sicherheit auch dann vor-
liegen, wenn die Beschaffung von 
Ausrüstung, die bereits bei einem 
Mitgliedstaat im Einsatz ist, die ein-
zige ist, die die gemeinsame Durch-
führung des öffentlichen Auftrags 
ermöglicht. 
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Die Verfahrenserleichterungen nach Satz 1 
gelten auch für die gemeinsame Durchfüh-
rung mit mindestens einer Vertragspartei 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum. Sie gelten ferner, wenn 
die gemeinsame Durchführung mit mindes-
tens einem Drittstaat erfolgt, der dem Über-
einkommen über das öffentliche Beschaf-
fungswesen von 1994 (ABl. C 256 vom 
3.9.1996, S. 1), geändert durch das Proto-
koll zur Änderung des Übereinkommens 
über das öffentliche Beschaffungswesen 
(ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) oder ande-
ren für die Europäische Union bindenden 
internationalen Übereinkommen beigetre-
ten ist, und der öffentliche Auftrag in den 
Anwendungsbereich des jeweiligen Über-
einkommens fällt. 

 

§ 5 § 5 

Beschleunigte Verfahren vor der Vergabe-
kammer 

Beschleunigte Verfahren vor der Vergabe-
kammer 

(1) Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen kann auch nach Lage der 
Akten entschieden werden, soweit dies der 
Beschleunigung dient. Die mündliche Ver-
handlung kann im Wege der Bild- und Ton-
übertragung nach § 128a der Zivilprozess-
ordnung durchgeführt werden. 

(1) Ergänzend zu § 166 Absatz 1 Satz 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen kann auch nach Lage der 
Akten entschieden werden, soweit dies der 
Beschleunigung dient. (aufgehoben) 

(2) Bei der Auswahl der geeigneten Maß-
nahmen nach § 168 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen hat die Vergabekammer auch den 
Zweck nach § 1, die besonderen Verteidi-
gungs- und Sicherheitsinteressen sowie die 
unmittelbare Stärkung der Einsatzfähigkeit 
der Bundeswehr zu berücksichtigen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Bei der Abwägung nach § 169 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen über die vorzeitige Ge-
stattung des Zuschlags ist auch der Zweck 
des § 1 zu berücksichtigen. Die besonde-
ren Verteidigungs- und Sicherheitsinteres-
sen überwiegen in der Regel, wenn der öf-
fentliche Auftrag im unmittelbaren Zusam-
menhang mit der unmittelbaren Stärkung 
der Einsatzfähigkeit der Bundeswehr steht. 
Bei Entscheidungen nach § 169 Absatz 2 
Satz 6 und 7 und Absatz 3 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist 
auch der Zweck des § 1 zu berücksichti-
gen. Die besonderen Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen überwiegen in der 
Regel, wenn der öffentliche Auftrag im un-
mittelbaren Zusammenhang mit der unmit-
telbaren Stärkung der Einsatzfähigkeit der 
Bundeswehr steht. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Stellt die Vergabekammer im Nachprü-
fungsverfahren einen Verstoß des Auftrag-
gebers im Sinne des § 135 Absatz 1 Num-
mer 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen fest, hat sie § 3 Ab-
satz 4 und 5 zu beachten. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 6 § 6 

Beschleunigte sofortige Beschwerde Beschleunigte sofortige Beschwerde 

(1) Bei der Abwägung nach § 173 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen ist auch der Zweck des § 
1 zu berücksichtigen. Die besonderen Ver-
teidigungs- und Sicherheitsinteressen über-
wiegen in der Regel, wenn der öffentliche 
Auftrag im unmittelbaren Zusammenhang 
mit der unmittelbaren Stärkung der Einsatz-
fähigkeit der Bundeswehr steht. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbin-
dung mit § 166 Absatz 1 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen kann 
das Gericht im Ausnahmefall nach Lage 
der Akten entscheiden, insbesondere, 
wenn dies der Beschleunigung dient und 
kein unmittelbarer Eindruck der Parteien 
oder direkter Austausch des tatsächlichen 
und rechtlichen Vortrags erforderlich ist. 
Die mündliche Verhandlung kann im Wege 
der Bild- und Tonübertragung nach § 128a 
der Zivilprozessordnung durchgeführt wer-
den. 

(2) Ergänzend zu § 175 Absatz 2 in Verbin-
dung mit § 166 Absatz 1 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen kann 
das Gericht im Ausnahmefall nach Lage 
der Akten entscheiden, insbesondere, 
wenn dies der Beschleunigung dient und 
kein unmittelbarer Eindruck der Parteien 
oder direkter Austausch des tatsächlichen 
und rechtlichen Vortrags erforderlich ist. 
(aufgehoben) 

(3) Bei der Abwägung nach § 176 Absatz 1 
Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen ist auch der Zweck des § 
1 zu berücksichtigen. Die besonderen Ver-
teidigungs- und Sicherheitsinteressen über-
wiegen in der Regel, wenn der öffentliche 
Auftrag im unmittelbaren Zusammenhang 
mit der unmittelbaren Stärkung der Einsatz-
fähigkeit der Bundeswehr steht. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) § 177 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen ist nicht anzuwen-
den. 

(aufgehoben) 

(5) § 178 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die Beschwerdeent-
scheidung innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten ab Eingang der sofortigen Be-
schwerde zu treffen und zu begründen ist. 
Bei besonderen tatsächlichen oder rechtli-
chen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende 
die Frist durch Mitteilung an die Beteiligten 
einmalig um den erforderlichen Zeitraum 
verlängern, wobei dieser Zeitraum vier Wo-
chen nicht überschreiten soll. Abweichend 
von § 178 Satz 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entscheidet 
das Gericht stets in der Sache selbst. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(6) Für das Beschwerdegericht gilt § 5 Ab-
satz 4 entsprechend. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 7 § 7 

Verstärkte Berücksichtigung von Sicher-
heitsinteressen im Vergabeverfahren 

Verstärkte Berücksichtigung von Sicher-
heitsinteressen im Vergabeverfahren 
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(1) § 145 Nummer 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen umfasst 
auch Aufträge, die den Zwecken der Tätig-
keiten des militärischen Nachrichtenwe-
sens dienen. 

(aufgehoben) 

(2) Abweichend von § 97 Absatz 2 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen dürfen Auftraggeber Bewerber oder 
Bieter von der Teilnahme an einem Verga-
beverfahren ausschließen, wenn der Be-
werber oder Bieter in einem Staat außer-
halb der Europäischen Union ansässig ist, 
der nicht die notwendige Gewähr für die 
Wahrung der Sicherheitsinteressen der 
Bundesrepublik Deutschland bietet. 

(1) Abweichend von § 97 Absatz 2 und un-
beschadet des § 112a des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen dürfen 
Auftraggeber Bewerber oder Bieter von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn der Bewerber oder 
Bieter in einem Staat außerhalb der Euro-
päischen Union ansässig ist, der nicht die 
notwendige Gewähr für die Wahrung der 
Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland bietet. 

(3) § 9 Absatz 1 der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass Auftraggeber 
von Bietern verlangen können, in ihrem An-
gebot keine Unterauftragnehmer vorzuse-
hen, die in einem Staat außerhalb der Eu-
ropäischen Union ansässig sind, der nicht 
die notwendige Gewähr für die Wahrung 
der Sicherheitsinteressen der Bundesre-
publik Deutschland bietet. 

(aufgehoben) 

(4) § 9 Absatz 2 der Vergabeverordnung 
Verteidigung und Sicherheit ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass Auftraggeber 
dem Auftragnehmer vorgeben können, 
keine Unterauftragnehmer zu beauftragen, 
die in einem Staat außerhalb der Europäi-
schen Union ansässig sind, der nicht die 
notwendige Gewähr für die Wahrung der 
Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland bietet. 

(aufgehoben) 
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(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten nicht in Be-
zug auf Auftragnehmer und Unterauftrag-
nehmer, die in einem Staat ansässig sind, 
der Vertragspartei des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum ist. Sie 
gelten ferner nicht in Bezug auf Auftrag-
nehmer und Unterauftragnehmer, die in ei-
nem Drittstaat ansässig sind, der dem 
Übereinkommen über das öffentliche Be-
schaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 
vom 3.9.1996, S. 1), geändert durch das 
Protokoll zur Änderung des Übereinkom-
mens über das öffentliche Beschaffungs-
wesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) oder 
anderen, für die Europäische Union bin-
denden internationalen Übereinkommen 
beigetreten ist, wenn der öffentliche Auftrag 
in den Anwendungsbereich des jeweiligen 
Übereinkommens fällt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

 Sozialgesetzbuch (SGB) Fünf-
tes Buch (V) - Gesetzliche Kran-
kenversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes v. 20. Dezember 1988, 

BGBl. I S. 2477) 

§ 130a § 130a 

Rabatte der pharmazeutischen Unterneh-
men 

Rabatte der pharmazeutischen Unterneh-
men 

(1) bis (8)  u n v e r ä n d e r t  
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(8a) Zur Vermeidung von Lieferengpässen 
und zur Sicherstellung einer diversifizierten, 
bedarfsgerechten Versorgung mit patent-
freien Antibiotika bilden die Krankenkassen 
oder ihre Verbände für die Vergabe von 
Vereinbarungen nach Absatz 8 Satz 1 für 
diese Arzneimittel Lose nach § 97 Absatz 4 
Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen. Die Krankenkassen oder 
ihre Verbände legen jeweils die für die Ge-
währleistung der Liefersicherheit erforderli-
che Anzahl der Lose fest. Abweichend von 
§ 97 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen in Verbindung mit § 
69 Absatz 3 schreiben die Krankenkassen 
oder ihre Verbände mindestens die Hälfte 
der Lose so aus, dass Rabatte für die in 
Satz 1 genannten Arzneimittel mit pharma-
zeutischen Unternehmern nach Absatz 8 
Satz 1 vereinbart werden, die für die Her-
stellung dieser Arzneimittel in der Europäi-
schen Union oder einem Vertragsstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes produ-
zierte Wirkstoffe verwenden. Der Verwen-
dung von in der Europäischen Union oder 
in einem Vertragsstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes produzierten Wirkstof-
fen für die Herstellung der in Satz 1 ge-
nannten Arzneimittel steht die Verwendung 
von in einem Staat produzierten Wirkstof-
fen für die Herstellung der in Satz 1 ge-
nannten Arzneimittel gleich, sofern 

(8a) Zur Vermeidung von Lieferengpässen 
und zur Sicherstellung einer diversifizierten, 
bedarfsgerechten Versorgung mit patent-
freien Antibiotika bilden die Krankenkassen 
oder ihre Verbände für die Vergabe von 
Vereinbarungen nach Absatz 8 Satz 1 für 
diese Arzneimittel Lose nach § 97 Absatz 4 
Satz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen. Die Krankenkassen oder 
ihre Verbände legen jeweils die für die Ge-
währleistung der Liefersicherheit erforderli-
che Anzahl der Lose fest. Abweichend von 
§ 97 Absatz 2 und unbeschadet des § 
112a des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen in Verbindung mit § 69 Ab-
satz 3 schreiben die Krankenkassen oder 
ihre Verbände mindestens die Hälfte der 
Lose so aus, dass Rabatte für die in Satz 1 
genannten Arzneimittel mit pharmazeuti-
schen Unternehmern nach Absatz 8 Satz 1 
vereinbart werden, die für die Herstellung 
dieser Arzneimittel in der Europäischen 
Union oder einem Vertragsstaat des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes produzierte 
Wirkstoffe verwenden. Der Verwendung 
von in der Europäischen Union oder in ei-
nem Vertragsstaat des Europäischen Wirt-
schaftsraumes produzierten Wirkstoffen für 
die Herstellung der in Satz 1 genannten 
Arzneimittel steht die Verwendung von in 
einem Staat produzierten Wirkstoffen für 
die Herstellung der in Satz 1 genannten 
Arzneimittel gleich, sofern 

1. dieser Staat der dem Übereinkom-
men über das öffentliche Beschaf-
fungswesen von 1994 (ABl. C 256 
vom 3.9.1996, S. 1), das durch das 
Protokoll zur Änderung des Über-
einkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen (ABl. L 68 vom 
7.3.2014, S. 2) geändert worden ist, 
oder anderen, für die Europäische 
Union bindenden internationalen 
Übereinkommen beigetreten ist, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der jeweilige öffentliche Auftrag in 
den Anwendungsbereich des jewei-
ligen Übereinkommens fällt und 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. mindestens die Hälfte der zur Erfül-
lung der Vereinbarung nach Absatz 
8 Satz 1 benötigten Wirkstoffe für 
die Herstellung der in Satz 1 ge-
nannten Arzneimittel in der Europäi-
schen Union oder in einem Ver-
tragsstaat des Europäischen Wirt-
schaftsraumes produziert wird. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Die Beschränkungen nach den Sätzen 3 
und 4 müssen mit Hinweis auf diese Vor-
schriften in der Auftragsbekanntmachung 
und den Vergabeunterlagen aufgeführt 
werden. Die übrigen Lose schreiben die 
Krankenkassen oder ihre Verbände so aus, 
dass Vereinbarungen nach Absatz 8 Satz 1 
für die in Satz 1 genannten Arzneimittel mit 
mehr als einem pharmazeutischen Unter-
nehmer geschlossen werden. Die Lose 
nach Satz 3 ermöglichen dieselbe Liefer-
menge wie die Lose nach Satz 6. Gehen in 
einem der nach Satz 3 oder Satz 6 ausge-
schriebenen Lose keine oder keine zu-
schlagsfähigen Angebote ein, hat dies kei-
nen Einfluss auf die Erteilung des Zu-
schlags in den anderen nach Satz 3 oder 
Satz 6 ausgeschriebenen Losen. Das Bun-
desinstitut für Arzneimittel und Medizinpro-
dukte erteilt den Krankenkassen oder ihren 
Verbänden auf Antrag Auskunft zur Her-
stellungsstätte des bei der Herstellung des 
rabattierten Arzneimittels tatsächlich ver-
wendeten Wirkstoffs eines pharmazeuti-
schen Unternehmers, wenn dies für die 
Entscheidung über den Zuschlag oder die 
Überprüfung der Erfüllung der Vereinba-
rung nach Absatz 8 Satz 1 erforderlich ist. 
Sofern Arzneimittel im Zuständigkeitsbe-
reich des Paul-Ehrlich-Instituts betroffen 
sind, erfolgt die Erteilung der Auskunft im 
Einvernehmen mit dem Paul-Ehrlich-Insti-
tut. 

 

(8b) bis (9)  u n v e r ä n d e r t  

 Personenbeförderungsgesetz 
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§ 8b § 8b 

Vergabe öffentlicher Dienstleistungsauf-
träge 

Vergabe öffentlicher Dienstleistungsauf-
träge 

(1) Ein wettbewerbliches Vergabeverfahren 
nach Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 muss die Anforderun-
gen nach den Absätzen 2 bis 7 erfüllen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Bekanntmachung über das vorge-
sehene wettbewerbliche Vergabeverfahren 
muss allen in Betracht kommenden Bietern 
zugänglich sein. Sie kann auf der Internet-
seite www.bund.de veröffentlicht werden. 
Die Bekanntmachung muss alle für die Teil-
nahme an dem Vergabeverfahren erforder-
lichen Informationen enthalten, insbeson-
dere Informationen über 

(2) Die Bekanntmachung über das vor-
gesehene wettbewerbliche Vergabeverfah-
ren muss allen in Betracht kommenden Bie-
tern zugänglich sein. Sie soll auf der Inter-
netseite oeffentlichevergabe.de veröf-
fentlicht werden. Die Bekanntmachung 
muss alle für die Teilnahme an dem Verga-
beverfahren erforderlichen Informationen 
enthalten, insbesondere Informationen über 

1. den vorgesehenen Ablauf des wett-
bewerblichen Vergabeverfahrens, 

1 .  u n v e r ä n d e r t  

2. vorzulegende Nachweise der Fach-
kunde, Zuverlässigkeit und Leis-
tungsfähigkeit (Eignungsnachweis), 

2 .  u n v e r ä n d e r t  

3. Anforderungen an die Übermittlung 
von Unterlagen sowie 

3 .  u n v e r ä n d e r t  

4. Zuschlagskriterien einschließlich 
deren vorgesehener Gewichtung. 

4 .  u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Dienstleistungen sind eindeutig und 
umfassend zu beschreiben, sodass alle in 
Betracht kommenden Bieter die Beschrei-
bung im gleichen Sinne verstehen müssen 
und miteinander vergleichbare Angebote 
zu erwarten sind. Fristen sind unter Berück-
sichtigung der Komplexität der Dienstleis-
tungen angemessen zu setzen. 

(3) Die Dienstleistungen sind so ein-
deutig wie möglich zu beschreiben, so-
dass alle in Betracht kommenden Bieter die 
Beschreibung im gleichen Sinne verstehen 
müssen und miteinander vergleichbare An-
gebote zu erwarten sind. Fristen sind unter 
Berücksichtigung der Komplexität der 
Dienstleistungen angemessen zu setzen. 
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(4) Die Teilnehmer an dem wettbewerbli-
chen Vergabeverfahren sind gleich zu be-
handeln. Der Zuschlag ist auf das unter Be-
rücksichtigung aller Umstände wirtschaft-
lichste Angebot zu erteilen. 

(4) Die Teilnehmer an dem wettbe-
werblichen Vergabeverfahren sind gleich zu 
behandeln. § 112a Absätze 1 bis 5 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen gelten entsprechend. Der Zuschlag ist 
auf das unter Berücksichtigung aller Um-
stände wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. 

(5) Werden Unteraufträge zugelassen, 
kann vorgegeben werden, dass die Über-
tragung von Unteraufträgen nach wettbe-
werblichen Grundsätzen vorzunehmen ist. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Das Vergabeverfahren ist von Beginn 
an fortlaufend zu dokumentieren. Alle we-
sentlichen Entscheidungen sind zu begrün-
den. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Der Aufgabenträger hat die nicht be-
rücksichtigten Bieter über den Namen des 
ausgewählten Unternehmens, über die 
Gründe für ihre Nichtberücksichtigung und 
über den frühesten Zeitpunkt der Beauftra-
gung unverzüglich zu informieren. Die §§ 
134 und 135 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen gelten entspre-
chend. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

 

Artikel 4 

 Verordnung über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge 
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§ 2 § 2 

Vergabe von Bauaufträgen Vergabe von Bauaufträgen 

Für die Vergabe von Bauaufträgen 
sind Abschnitt 1 und Abschnitt 2, Unterab-
schnitt 2 anzuwenden. Im Übrigen ist Teil A 
Abschnitt 2 der Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 2019 
(BAnz AT 19.02.2019 B2), der zuletzt durch 
die Bekanntmachung vom 6. September 
2023 (BAnz AT 25.09.2023 B4) geändert 
worden ist, anzuwenden. 

Für die Vergabe von Bauaufträgen 
sind Abschnitt 1 und Abschnitt 2, Unterab-
schnitt 2 anzuwenden. Im Übrigen ist Teil A 
Abschnitt 2 der Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Januar 2019 
(BAnz AT 19.02.2019 B2), der zuletzt durch 
die Bekanntmachung vom 6. September 
2023 (BAnz AT 25.09.2023 B4) geändert 
worden ist, anzuwenden. Satz 2 gilt nicht 
für Planungsleistungen, die als Los ei-
nes Bauauftrags vergeben werden; auf 
ihre Vergabe ist diese Verordnung anzu-
wenden. 

§ 8 § 3 

Dokumentation und Vergabevermerk Dokumentation und Vergabevermerk 

(1) Der öffentliche Auftraggeber doku-
mentiert das Vergabeverfahren von Beginn 
an fortlaufend in Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, soweit dies für 
die Begründung von Entscheidungen auf 
jeder Stufe des Vergabeverfahrens erfor-
derlich ist. Dazu gehört zum Beispiel die 
Dokumentation der Kommunikation mit Un-
ternehmen und interner Beratungen, der 
Vorbereitung der Auftragsbekanntmachung 
und der Vergabeunterlagen, der Öffnung 
der Angebote, Teilnahmeanträge und Inte-
ressensbestätigungen, der Verhandlungen 
und der Dialoge mit den teilnehmenden Un-
ternehmen sowie der Gründe für Auswahl-
entscheidungen und den Zuschlag. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der öffentliche Auftraggeber fertigt 
über jedes Vergabeverfahren einen Ver-
merk in Textform nach § 126b des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs an. Dieser Vergabever-
merk umfasst mindestens Folgendes:  

(2) Der öffentliche Auftraggeber fertigt 
über jedes Vergabeverfahren einen Ver-
merk in Textform nach § 126b des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs an. Dieser Vergabever-
merk umfasst mindestens Folgendes:  
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1. den Namen und die Anschrift des öf-
fentlichen Auftraggebers sowie Gegen-
stand und Wert des Auftrags, der Rah-
menvereinbarung oder des dynami-
schen Beschaffungssystems, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Namen der berücksichtigten Be-
werber oder Bieter und die Gründe für 
ihre Auswahl, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die nicht berücksichtigten Angebote 
und Teilnahmeanträge sowie die Na-
men der nicht berücksichtigten Bewer-
ber oder Bieter und die Gründe für ihre 
Nichtberücksichtigung, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. die Gründe für die Ablehnung von An-
geboten, die für ungewöhnlich niedrig 
befunden wurden, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. den Namen des erfolgreichen Bieters 
und die Gründe für die Auswahl seines 
Angebots sowie, falls bekannt, den An-
teil am Auftrag oder an der Rahmen-
vereinbarung, den der Zuschlagsemp-
fänger an Dritte weiterzugeben beab-
sichtigt, und gegebenenfalls, soweit zu 
jenem Zeitpunkt bekannt, die Namen 
der Unterauftragnehmer des Hauptauf-
tragnehmers, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. bei Verhandlungsverfahren und wett-
bewerblichen Dialogen die in § 14 Ab-
satz 3 genannten Umstände, die die 
Anwendung dieser Verfahren rechtfer-
tigen, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. bei Verhandlungsverfahren ohne vor-
herigen Teilnahmewettbewerb die in § 
14 Absatz 4 genannten Umstände, die 
die Anwendung dieses Verfahrens 
rechtfertigen, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. gegebenenfalls die Gründe, aus denen 
der öffentliche Auftraggeber auf die 
Vergabe eines Auftrags, den Ab-
schluss einer Rahmenvereinbarung 
oder die Einrichtung eines dynami-
schen Beschaffungssystems verzichtet 
hat, 

8. u n v e r ä n d e r t  
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9. gegebenenfalls die Gründe, aus denen 
andere als elektronische Mittel für die 
Einreichung der Angebote verwendet 
wurden, 

9. u n v e r ä n d e r t  

10. gegebenenfalls Angaben zu aufge-
deckten Interessenkonflikten und ge-
troffenen Abhilfemaßnahmen, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. gegebenenfalls die Gründe, aufgrund 
derer mehrere Teil- oder Fachlose zu-
sammen vergeben wurden, und 

11. gegebenenfalls die Gründe, aufgrund 
derer mehrere Teil- oder Fachlose zu-
sammen vergeben wurden,  

12. gegebenenfalls die Gründe für die 
Nichtangabe der Gewichtung von Zu-
schlagskriterien. 

12. gegebenenfalls die Gründe für die 
Nichtangabe der Gewichtung von Zu-
schlagskriterien, und 

 13. gegebenenfalls die Gründe für die 
Nichtberücksichtigung eines sozia-
len oder eines umweltbezogenen Kri-
teriums bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens. 

(3) Der Vergabevermerk ist nicht er-
forderlich für Aufträge auf der Grundlage 
von Rahmenvereinbarungen, sofern diese 
gemäß § 21 Absatz 3 oder gemäß § 21 Ab-
satz 4 Nummer 1 geschlossen wurden. So-
weit die Vergabebekanntmachung die ge-
forderten Informationen enthält, kann sich 
der öffentliche Auftraggeber auf diese be-
ziehen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Dokumentation, der Vergabe-
vermerk sowie die Angebote, die Teilnah-
meanträge, die Interessensbekundungen, 
die Interessensbestätigungen und ihre An-
lagen sind bis zum Ende der Laufzeit des 
Vertrags oder der Rahmenvereinbarung 
aufzubewahren, mindestens jedoch für drei 
Jahre ab dem Tag des Zuschlags. Gleiches 
gilt für Kopien aller abgeschlossenen Ver-
träge, die mindestens den folgenden Auf-
tragswert haben:  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. 1 Million Euro im Falle von Liefer- oder 
Dienstleistungsaufträgen, 

 

2. 10 Millionen Euro im Falle von Bauauf-
trägen. 
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(5) Der Vergabevermerk oder dessen 
Hauptelemente sowie die abgeschlossenen 
Verträge sind der Europäischen Kommis-
sion sowie den zuständigen Aufsichts-oder 
Prüfbehörden auf deren Anforderung hin zu 
übermitteln. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) § 5 bleibt unberührt. (6) u n v e r ä n d e r t  

§ 10a § 10a 

Erstellung und Übermittlung von Be-
kanntmachungen; Datenaustauschstan-

dard eForms 

Erstellung und Übermittlung von Be-
kanntmachungen; Datenaustauschstan-

dard eForms 

(1) Auftragsbekanntmachungen, Vo-
rinformationen, Vergabebekanntmachun-
gen und Bekanntmachungen über Auf-
tragsänderungen (Bekanntmachungen) 
sind elektronisch nach den Vorgaben der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 
zu erstellen. Sofern nicht aufgrund von Ab-
satz 3 Satz 2 oder Absatz 4 etwas anderes 
geregelt ist, sind die Angaben zu den in Ta-
belle 2 des Anhangs der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2019/1780 für die Bekannt-
machungen als fakultativ gekennzeichne-
ten Angaben freiwillig. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Für Bekanntmachungen haben öf-
fentliche Auftraggeber den Datenaus-
tauschstandard eForms in der jeweils gel-
tenden Fassung zu verwenden. Der Daten-
austauschstandard eForms wird vom Bun-
desministerium des Innern und für Heimat 
im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Klimaschutz festge-
legt und unverzüglich im Bundesanzeiger 
bekannt gemacht. Soweit für die Inhalte 
von Datenfeldern des Datenaustauschstan-
dards eForms weitere oberste Bundesbe-
hörden fachlich zuständig sind, ist die Fest-
legung dieser Datenfelder vor ihrer Be-
kanntmachung jeweils auch mit ihnen ab-
zustimmen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Im Datenaustauschstandard e-
Forms können die Vorgaben der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2019/1780 für die 
Inhalte bestimmter Angaben in der Be-
kanntmachung konkretisiert werden. Ein-
zelne der in Tabelle 2 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 
als fakultativ gekennzeichnete Angaben 
können im Datenaustauschstandard e-
Forms für bestimmte Bekanntmachungen 
für verpflichtend oder als nicht erfassbar er-
klärt werden, sofern dies aus technischen 
Gründen oder aufgrund der Anforderungen 
nach Absatz 4 erforderlich ist. Änderungen 
des Datenaustauschstandards eForms 
werden vom Bundesministerium des Innern 
und für Heimat im Einvernehmen mit dem 
Bundeministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz festgelegt und im Bundesanzeiger 
bekannt gemacht. Absatz 2 Satz 3 gilt ent-
sprechend. Bei jeder Änderung sind das 
Datum der Bekanntmachung im Bundesan-
zeiger und das Datum, ab dem der geän-
derte Datenaustauschstandard eForms an-
zuwenden ist, anzugeben. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) In Tabelle 2 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 
als fakultativ gekennzeichnete Datenfelder 
sind für öffentliche Auftraggeber unbescha-
det der Vorgaben des Datenaustausch-
standards eForms nach Absatz 3 Satz 2 
verpflichtend, soweit sie strategische As-
pekte der Beschaffung betreffen. Strategi-
sche Aspekte der Beschaffung im Sinne 
des Satzes 1 sind:  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. Aspekte der Qualität und der Innova-
tion, einschließlich der Angabe, ob Ne-
benangebote zugelassen sind, 

 

2. soziale und umweltbezogene Aspekte, 
einschließlich der Datenfelder für die 
Beschaffung sauberer Straßenfahr-
zeuge, 

 

3. wesentliche Aspekte der Zuschlagskri-
terien, 

 

4. mittelständische Interessen sowie  
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5. die Identifizierung der Organisations-
einheiten. 

 

Die betroffenen Datenfelder sind im Daten-
austauschstandard eForms als ver-
pflichtende Datenfelder aufzunehmen. 

u n v e r ä n d e r t  

(5) Bekanntmachungen sind dem Amt 
für Veröffentlichungen der Europäischen 
Union elektronisch über den Datenservice 
Öffentlicher Einkauf zu übermitteln. Der Da-
tenservice Öffentlicher Einkauf ist beim Be-
schaffungsamt des BMI eingerichtet und 
wird dort betrieben. Die über den Datenser-
vice Öffentlicher Einkauf an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen 
Union übermittelten Bekanntmachungen 
werden auch über den Bekanntmachungs-
service des Datenservice Öffentlicher Ein-
kauf veröffentlicht und frei zugänglich zur 
Verfügung gestellt. Das Beschaffungsamt 
des BMI trifft die erforderlichen technischen 
und organisatorischen Maßnahmen, um die 
Verfügbarkeit, die Integrität, die Authentizi-
tät und die Vertraulichkeit der im Datenser-
vice Öffentlicher Einkauf verarbeiteten per-
sonenbezogenen Daten entsprechend dem 
jeweiligen Stand der Technik sicherzustel-
len. 

(5) Bekanntmachungen sind dem Amt 
für Veröffentlichungen der Europäischen 
Union elektronisch über den Datenservice 
Öffentlicher Einkauf zu übermitteln. Die über 
den Datenservice Öffentlicher Einkauf an 
das Amt für Veröffentlichungen der Europä-
ischen Union übermittelten Bekanntma-
chungen werden auch über den Bekannt-
machungsservice des Datenservice Öffent-
licher Einkauf veröffentlicht und frei zugäng-
lich zur Verfügung gestellt. Das Beschaf-
fungsamt des BMI trifft die erforderlichen 
technischen und organisatorischen Maß-
nahmen, um die Verfügbarkeit, die Integri-
tät, die Authentizität und die Vertraulichkeit 
der im Datenservice Öffentlicher Einkauf 
verarbeiteten personenbezogenen Daten 
entsprechend dem jeweiligen Stand der 
Technik sicherzustellen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten mit 
Blick auf § 7 Absatz 4 der Unterschwellen-
vergabeordnung nicht für die Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen, deren geschätzter 
Auftragswert ohne Umsatzsteuer die 
Schwellenwerte gemäß § 106 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
nicht erreicht. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 16 § 16 

Nicht offenes Verfahren Nicht offenes Verfahren 

(1) Bei einem nicht offenen Verfahren 
fordert der öffentliche Auftraggeber eine 
unbeschränkte Anzahl von Unternehmen 
im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs 
öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträ-
gen auf. Jedes interessierte Unternehmen 
kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Un-
ternehmen die vom öffentlichen Auftragge-
ber geforderten Informationen für die Prü-
fung ihrer Eignung. 

(1) Bei einem nicht offenen Verfahren 
fordert der öffentliche Auftraggeber eine un-
beschränkte Anzahl von Unternehmen im 
Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs öf-
fentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen 
auf. Jedes interessierte Unternehmen kann 
einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem 
Teilnahmeantrag übermitteln die Unterneh-
men die vom öffentlichen Auftraggeber ge-
forderten Unterlagen im Sinne des § 48 
Absatz 1 für die Prüfung ihrer Eignung. 

(2) Die Frist für den Eingang der Teil-
nahmeanträge (Teilnahmefrist) beträgt min-
destens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekannt-
machung. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Für den Fall, dass eine hinrei-
chend begründete Dringlichkeit die Einhal-
tung der Teilnahmefrist unmöglich macht, 
kann der öffentliche Auftraggeber eine Frist 
festlegen, die 15 Tage, gerechnet ab dem 
Tag nach der Absendung der Auftragsbe-
kanntmachung, nicht unterschreiten darf. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Nur diejenigen Unternehmen, die 
vom öffentlichen Auftraggeber nach Prü-
fung der übermittelten Informationen dazu 
aufgefordert werden, können ein Angebot 
einreichen. Der öffentliche Auftraggeber 
kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur 
Angebotsabgabe aufgefordert werden, ge-
mäß § 51 begrenzen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Angebotsfrist beträgt mindes-
tens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag nach 
der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Mit Ausnahme oberster Bundesbe-
hörden kann der öffentliche Auftraggeber 
die Angebotsfrist mit den Bewerbern, die 
zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, 
im gegenseitigen Einvernehmen festlegen, 
sofern allen Bewerbern dieselbe Frist für 
die Einreichung der Angebote gewährt 
wird. Erfolgt keine einvernehmliche Festle-
gung der Angebotsfrist, beträgt diese min-
destens zehn Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Für den Fall, dass eine hinrei-
chend begründete Dringlichkeit die Einhal-
tung der Angebotsfrist gemäß Absatz 5 un-
möglich macht, kann der öffentliche Auf-
traggeber eine Frist festlegen, die zehn 
Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Ab-
sendung der Aufforderung zur Angebotsab-
gabe, nicht unterschreiten darf. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Der öffentliche Auftraggeber kann 
die Angebotsfrist gemäß Absatz 5 um fünf 
Tage verkürzen, wenn er die elektronische 
Übermittlung der Angebote akzeptiert. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) § 15 Absatz 5 gilt entsprechend. (9) u n v e r ä n d e r t  

§ 17 § 17 

Verhandlungsverfahren Verhandlungsverfahren 

(1) Bei einem Verhandlungsverfahren 
mit Teilnahmewettbewerb fordert der öf-
fentliche Auftraggeber eine unbeschränkte 
Anzahl von Unternehmen im Rahmen eines 
Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Ab-
gabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes in-
teressierte Unternehmen kann einen Teil-
nahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnah-
meantrag übermitteln die Unternehmen die 
vom öffentlichen Auftraggeber geforderten 
Informationen für die Prüfung ihrer Eig-
nung. 

(1) Bei einem Verhandlungsverfahren 
mit Teilnahmewettbewerb fordert der öffent-
liche Auftraggeber eine unbeschränkte An-
zahl von Unternehmen im Rahmen eines 
Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Ab-
gabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes in-
teressierte Unternehmen kann einen Teil-
nahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnahme-
antrag übermitteln die Unternehmen die 
vom öffentlichen Auftraggeber geforderten 
Unterlagen im Sinne des § 48 Absatz 1 für 
die Prüfung ihrer Eignung. 

(2) Die Frist für den Eingang der Teil-
nahmeanträge (Teilnahmefrist) beträgt min-
destens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Auftragsbekannt-
machung. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Für den Fall, dass eine hinrei-
chend begründete Dringlichkeit die Einhal-
tung der Teilnahmefrist unmöglich macht, 
kann der öffentliche Auftraggeber eine Frist 
festlegen, die 15 Tage, gerechnet ab dem 
Tag nach der Absendung der Auftragsbe-
kanntmachung, nicht unterschreiten darf. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Nur diejenigen Unternehmen, die 
vom öffentlichen Auftraggeber nach Prü-
fung der übermittelten Informationen dazu 
aufgefordert werden, können ein Erstange-
bot einreichen. Der öffentliche Auftraggeber 
kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur 
Angebotsabgabe aufgefordert werden, ge-
mäß § 51 begrenzen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Bei einem Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb erfolgt keine 
öffentliche Aufforderung zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen, sondern unmittelbar 
eine Aufforderung zur Abgabe von Erstan-
geboten an die vom öffentlichen Auftragge-
ber ausgewählten Unternehmen. 

(5) Bei einem Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb erfolgt keine öf-
fentliche Aufforderung zur Abgabe von Teil-
nahmeanträgen, sondern unmittelbar eine 
Aufforderung zur Abgabe von Erstangebo-
ten an die vom öffentlichen Auftraggeber 
ausgewählten Unternehmen. Der Auftrag-
geber soll zwischen den Unternehmen, 
die zur Abgabe eines Erstangebots auf-
gefordert werden, wechseln und regel-
mäßig auch geeignete junge sowie kleine 
und mittlere Unternehmen zur Angebots-
abgabe auffordern. 

(6) Die Frist für den Eingang der Er-
stangebote beträgt beim Verhandlungsver-
fahren mit Teilnahmewettbewerb mindes-
tens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag nach 
der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Mit Ausnahme oberster Bundesbe-
hörden kann der öffentliche Auftraggeber 
die Angebotsfrist mit den Bewerbern, die 
zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, 
im gegenseitigen Einvernehmen festlegen, 
sofern allen Bewerbern dieselbe Frist für 
die Einreichung der Angebote gewährt 
wird. Erfolgt keine einvernehmliche Festle-
gung der Angebotsfrist, beträgt diese min-
destens zehn Tage, gerechnet ab dem Tag 
nach der Absendung der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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(8) Für den Fall, dass eine hinrei-
chend begründete Dringlichkeit die Einhal-
tung der Angebotsfrist gemäß Absatz 6 un-
möglich macht, kann der öffentliche Auf-
traggeber eine Frist festlegen, die zehn 
Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Ab-
sendung der Aufforderung zur Angebotsab-
gabe, nicht unterschreiten darf. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) Der öffentliche Auftraggeber kann 
die Angebotsfrist gemäß Absatz 6 um fünf 
Tage verkürzen, wenn er die elektronische 
Übermittlung der Angebote akzeptiert. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Der öffentliche Auftraggeber ver-
handelt mit den Bietern über die von ihnen 
eingereichten Erstangebote und alle Folge-
angebote, mit Ausnahme der endgültigen 
Angebote, mit dem Ziel, die Angebote in-
haltlich zu verbessern. Dabei darf über den 
gesamten Angebotsinhalt verhandelt wer-
den mit Ausnahme der vom öffentlichen 
Auftraggeber in den Vergabeunterlagen 
festgelegten Mindestanforderungen und 
Zuschlagskriterien. 

(10) u n v e r ä n d e r t  

(11) Der öffentliche Auftraggeber kann 
den Auftrag auf der Grundlage der Erstan-
gebote vergeben, ohne in Verhandlungen 
einzutreten, wenn er sich in der Auftragsbe-
kanntmachung oder in der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung diese Möglichkeit 
vorbehalten hat. 

(11) u n v e r ä n d e r t  

(12) Sofern der öffentliche Auftragge-
ber in der Auftragsbekanntmachung oder in 
den Vergabeunterlagen darauf hingewie-
sen hat, kann er die Verhandlungen in ver-
schiedenen aufeinanderfolgenden Phasen 
abwickeln, um so die Zahl der Angebote, 
über die verhandelt wird, anhand der vor-
gegebenen Zuschlagskriterien zu verrin-
gern. In der Schlussphase des Verfahrens 
müssen noch so viele Angebote vorliegen, 
dass der Wettbewerb gewährleistet ist, so-
fern ursprünglich eine ausreichende Anzahl 
von Angeboten oder geeigneten Bietern 
vorhanden war. 

(12) u n v e r ä n d e r t  
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(13) Der öffentliche Auftraggeber stellt 
sicher, dass alle Bieter bei den Verhandlun-
gen gleichbehandelt werden. Insbesondere 
enthält er sich jeder diskriminierenden Wei-
tergabe von Informationen, durch die be-
stimmte Bieter gegenüber anderen begüns-
tigt werden könnten. Er unterrichtet alle 
Bieter, deren Angebote nicht gemäß Ab-
satz 12 ausgeschieden wurden, in Textform 
nach § 126b des Bürgerlichen Gesetz-
buchs über etwaige Änderungen der Leis-
tungsbeschreibung, insbesondere der tech-
nischen Anforderungen oder anderer Be-
standteile der Vergabeunterlagen, die nicht 
die Festlegung der Mindestanforderungen 
und Zuschlagskriterien betreffen. Im An-
schluss an solche Änderungen gewährt der 
öffentliche Auftraggeber den Bietern ausrei-
chend Zeit, um ihre Angebote zu ändern 
und gegebenenfalls überarbeitete Ange-
bote einzureichen. Der öffentliche Auftrag-
geber darf vertrauliche Informationen eines 
an den Verhandlungen teilnehmenden Bie-
ters nicht ohne dessen Zustimmung an die 
anderen Teilnehmer weitergeben. Eine sol-
che Zustimmung darf nicht allgemein, son-
dern nur in Bezug auf die beabsichtigte Mit-
teilung bestimmter Informationen erteilt 
werden. 

(13) u n v e r ä n d e r t  

(14) Beabsichtigt der öffentliche Auf-
traggeber, die Verhandlungen abzuschlie-
ßen, so unterrichtet er die verbleibenden 
Bieter und legt eine einheitliche Frist für die 
Einreichung neuer oder überarbeiteter An-
gebote fest. Er vergewissert sich, dass die 
endgültigen Angebote die Mindestanforde-
rungen erfüllen, und entscheidet über den 
Zuschlag auf der Grundlage der Zuschlags-
kriterien. 

(14) u n v e r ä n d e r t  

(15) In einem Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb nach § 14 Ab-
satz 4 Nummer 3 ist der öffentliche Auftrag-
geber von den Verpflichtungen der §§ 9 bis 
13, des § 53 Absatz 1 sowie der §§ 54 und 
55 befreit. 

(15) In einem Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb nach § 14 Ab-
satz 4 Nummer 3 ist der öffentliche Auftrag-
geber von den Verpflichtungen der §§ 9 bis 
13, des § 15 Absatz 5 Satz 2, des § 53 Ab-
satz 1 sowie der §§ 54 und 55 befreit. 
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§ 18 § 18 

Wettbewerblicher Dialog Wettbewerblicher Dialog 

(1) In der Auftragsbekanntmachung 
oder den Vergabeunterlagen zur Durchfüh-
rung eines wettbewerblichen Dialogs be-
schreibt der öffentliche Auftraggeber seine 
Bedürfnisse und Anforderungen an die zu 
beschaffende Leistung. Gleichzeitig nennt 
und erläutert er die hierbei zugrunde geleg-
ten Zuschlagskriterien und legt einen vor-
läufigen Zeitrahmen für den Dialog fest. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der öffentliche Auftraggeber for-
dert eine unbeschränkte Anzahl von Unter-
nehmen im Rahmen eines Teilnahmewett-
bewerbs öffentlich zur Abgabe von Teilnah-
meanträgen auf. Jedes interessierte Unter-
nehmen kann einen Teilnahmeantrag ab-
geben. Mit dem Teilnahmeantrag übermit-
teln die Unternehmen die vom öffentlichen 
Auftraggeber geforderten Informationen für 
die Prüfung ihrer Eignung. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert 
eine unbeschränkte Anzahl von Unterneh-
men im Rahmen eines Teilnahmewettbe-
werbs öffentlich zur Abgabe von Teilnahme-
anträgen auf. Jedes interessierte Unterneh-
men kann einen Teilnahmeantrag abgeben. 
Mit dem Teilnahmeantrag übermitteln die 
Unternehmen die vom öffentlichen Auftrag-
geber geforderten Unterlagen im Sinne 
des § 48 Absatz 1 für die Prüfung ihrer Eig-
nung. 

(3) Die Frist für den Eingang der Teil-
nahmeanträge beträgt mindestens 30 
Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Ab-
sendung der Auftragsbekanntmachung. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Nur diejenigen Unternehmen, die 
vom öffentlichen Auftraggeber nach Prü-
fung der übermittelten Informationen dazu 
aufgefordert werden, können am Dialog 
teilnehmen. Der öffentliche Auftraggeber 
kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur 
Teilnahme am Dialog aufgefordert werden, 
gemäß § 51 begrenzen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Der öffentliche Auftraggeber eröff-
net mit den ausgewählten Unternehmen ei-
nen Dialog, in dem er ermittelt und festlegt, 
wie seine Bedürfnisse und Anforderungen 
am besten erfüllt werden können. Dabei 
kann er mit den ausgewählten Unterneh-
men alle Aspekte des Auftrags erörtern. Er 
sorgt dafür, dass alle Unternehmen bei 
dem Dialog gleichbehandelt werden, gibt 
Lösungsvorschläge oder vertrauliche Infor-
mationen eines Unternehmens nicht ohne 
dessen Zustimmung an die anderen Unter-
nehmen weiter und verwendet diese nur im 
Rahmen des jeweiligen Vergabeverfah-
rens. Eine solche Zustimmung darf nicht 
allgemein, sondern nur in Bezug auf die 
beabsichtigte Mitteilung bestimmter Infor-
mationen erteilt werden. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Der öffentliche Auftraggeber kann 
vorsehen, dass der Dialog in verschiede-
nen aufeinanderfolgenden Phasen geführt 
wird, sofern der öffentliche Auftraggeber 
darauf in der Auftragsbekanntmachung 
oder in den Vergabeunterlagen hingewie-
sen hat. In jeder Dialogphase kann die Zahl 
der zu erörternden Lösungen anhand der 
vorgegebenen Zuschlagskriterien verringert 
werden. Der öffentliche Auftraggeber hat 
die Unternehmen zu informieren, wenn de-
ren Lösungen nicht für die folgende Dia-
logphase vorgesehen sind. In der Schluss-
phase müssen noch so viele Lösungen vor-
liegen, dass der Wettbewerb gewährleistet 
ist, sofern ursprünglich eine ausreichende 
Anzahl von Lösungen oder geeigneten Bie-
tern vorhanden war. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Der öffentliche Auftraggeber 
schließt den Dialog ab, wenn er die Lösun-
gen ermittelt hat, mit denen die Bedürfnisse 
und Anforderungen an die zu beschaffende 
Leistung befriedigt werden können. Die im 
Verfahren verbliebenen Teilnehmer sind 
hierüber zu informieren. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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(8) Nach Abschluss des Dialogs for-
dert der öffentliche Auftraggeber die Unter-
nehmen auf, auf der Grundlage der einge-
reichten und in der Dialogphase näher aus-
geführten Lösungen ihr endgültiges Ange-
bot vorzulegen. Die Angebote müssen alle 
Einzelheiten enthalten, die zur Ausführung 
des Projekts erforderlich sind. Der öffentli-
che Auftraggeber kann Klarstellungen und 
Ergänzungen zu diesen Angeboten verlan-
gen. Diese Klarstellungen oder Ergänzun-
gen dürfen nicht dazu führen, dass wesent-
liche Bestandteile des Angebots oder des 
öffentlichen Auftrags einschließlich der in 
der Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen festgelegten Bedürf-
nisse und Anforderungen grundlegend ge-
ändert werden, wenn dadurch der Wettbe-
werb verzerrt wird oder andere am Verfah-
ren beteiligte Unternehmen diskriminiert 
werden. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) Der öffentliche Auftraggeber hat 
die Angebote anhand der in der Auftrags-
bekanntmachung oder den Vergabeunter-
lagen festgelegten Zuschlagskriterien zu 
bewerten. Der öffentliche Auftraggeber 
kann mit dem Unternehmen, dessen Ange-
bot als das wirtschaftlichste ermittelt wurde, 
mit dem Ziel Verhandlungen führen, im An-
gebot enthaltene finanzielle Zusagen oder 
andere Bedingungen zu bestätigen, die in 
den Auftragsbedingungen abschließend 
festgelegt werden. Dies darf nicht dazu füh-
ren, dass wesentliche Bestandteile des An-
gebots oder des öffentlichen Auftrags ein-
schließlich der in der Auftragsbekanntma-
chung oder den Vergabeunterlagen festge-
legten Bedürfnisse und Anforderungen 
grundlegend geändert werden, der Wettbe-
werb verzerrt wird oder andere am Verfah-
ren beteiligte Unternehmen diskriminiert 
werden. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Der öffentliche Auftraggeber kann 
Prämien oder Zahlungen an die Teilnehmer 
am Dialog vorsehen. 

(10) u n v e r ä n d e r t  
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§ 19 § 19 

Innovationspartnerschaft Innovationspartnerschaft 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann 
für die Vergabe eines öffentlichen Auftrags 
eine Innovationspartnerschaft mit dem Ziel 
der Entwicklung einer innovativen Liefer- 
oder Dienstleistung und deren anschließen-
den Erwerb eingehen. Der Beschaffungs-
bedarf, der der Innovationspartnerschaft 
zugrunde liegt, darf nicht durch auf dem 
Markt bereits verfügbare Liefer- oder 
Dienstleistungen befriedigt werden können. 
Der öffentliche Auftraggeber beschreibt in 
der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen die Nachfrage nach der 
innovativen Liefer- oder Dienstleistung. Da-
bei ist anzugeben, welche Elemente dieser 
Beschreibung Mindestanforderungen dar-
stellen. Es sind Eignungskriterien vorzuge-
ben, die die Fähigkeiten der Unternehmen 
auf dem Gebiet der Forschung und Ent-
wicklung sowie die Ausarbeitung und Um-
setzung innovativer Lösungen betreffen. 
Die bereitgestellten Informationen müssen 
so genau sein, dass die Unternehmen Art 
und Umfang der geforderten Lösung erken-
nen und entscheiden können, ob sie eine 
Teilnahme an dem Verfahren beantragen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der öffentliche Auftraggeber for-
dert eine unbeschränkte Anzahl von Unter-
nehmen im Rahmen eines Teilnahmewett-
bewerbs öffentlich zur Abgabe von Teilnah-
meanträgen auf. Jedes interessierte Unter-
nehmen kann einen Teilnahmeantrag ab-
geben. Mit dem Teilnahmeantrag übermit-
teln die Unternehmen die vom öffentlichen 
Auftraggeber geforderten Informationen für 
die Prüfung ihrer Eignung. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert 
eine unbeschränkte Anzahl von Unterneh-
men im Rahmen eines Teilnahmewettbe-
werbs öffentlich zur Abgabe von Teilnahme-
anträgen auf. Jedes interessierte Unterneh-
men kann einen Teilnahmeantrag abgeben. 
Mit dem Teilnahmeantrag übermitteln die 
Unternehmen die vom öffentlichen Auftrag-
geber geforderten Unterlagen im Sinne 
des § 48 Absatz 1 für die Prüfung ihrer Eig-
nung. 

(3) Die Frist für den Eingang der Teil-
nahmeanträge beträgt mindestens 30 
Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Ab-
sendung der Auftragsbekanntmachung. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Nur diejenigen Unternehmen, die 
vom öffentlichen Auftraggeber infolge einer 
Bewertung der übermittelten Informationen 
dazu aufgefordert werden, können ein An-
gebot in Form von Forschungs- und Inno-
vationsprojekten einreichen. Der öffentliche 
Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Be-
werber, die zur Angebotsabgabe aufgefor-
dert werden, gemäß § 51 begrenzen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der öffentliche Auftraggeber ver-
handelt mit den Bietern über die von ihnen 
eingereichten Erstangebote und alle Folge-
angebote, mit Ausnahme der endgültigen 
Angebote, mit dem Ziel, die Angebote in-
haltlich zu verbessern. Dabei darf über den 
gesamten Auftragsinhalt verhandelt werden 
mit Ausnahme der vom öffentlichen Auf-
traggeber in den Vergabeunterlagen fest-
gelegten Mindestanforderungen und Zu-
schlagskriterien. Sofern der öffentliche Auf-
traggeber in der Auftragsbekanntmachung 
oder in den Vergabeunterlagen darauf hin-
gewiesen hat, kann er die Verhandlungen 
in verschiedenen aufeinanderfolgenden 
Phasen abwickeln, um so die Zahl der An-
gebote, über die verhandelt wird, anhand 
der vorgegebenen Zuschlagskriterien zu 
verringern. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Der öffentliche Auftraggeber trägt 
dafür Sorge, dass alle Bieter bei den Ver-
handlungen gleichbehandelt werden. Ins-
besondere enthält er sich jeder diskriminie-
renden Weitergabe von Informationen, 
durch die bestimmte Bieter gegenüber an-
deren begünstigt werden könnten. Er unter-
richtet alle Bieter, deren Angebote gemäß 
Absatz 5 nicht ausgeschieden wurden, in 
Textform nach § 126b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über etwaige Änderungen der 
Anforderungen und sonstigen Informatio-
nen in den Vergabeunterlagen, die nicht 
die Festlegung der Mindestanforderungen 
betreffen. Im Anschluss an solche Ände-
rungen gewährt der öffentliche Auftragge-
ber den Bietern ausreichend Zeit, um ihre 
Angebote zu ändern und gegebenenfalls 
überarbeitete Angebote einzureichen. Der 
öffentliche Auftraggeber darf vertrauliche 
Informationen eines an den Verhandlungen 
teilnehmenden Bieters nicht ohne dessen 
Zustimmung an die anderen Teilnehmer 
weitergeben. Eine solche Zustimmung darf 
nicht allgemein, sondern nur in Bezug auf 
die beabsichtigte Mitteilung bestimmter In-
formationen erteilt werden. Der öffentliche 
Auftraggeber muss in den Vergabeunterla-
gen die zum Schutz des geistigen Eigen-
tums geltenden Vorkehrungen festlegen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Die Innovationspartnerschaft wird 
durch Zuschlag auf Angebote eines oder 
mehrerer Bieter eingegangen. Eine Ertei-
lung des Zuschlags allein auf der Grund-
lage des niedrigsten Preises oder der nied-
rigsten Kosten ist ausgeschlossen. Der öf-
fentliche Auftraggeber kann eine Innovati-
onspartnerschaft mit einem Partner oder 
mit mehreren Partnern, die getrennte For-
schungs- und Entwicklungstätigkeiten 
durchführen, eingehen. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Die Innovationspartnerschaft wird 
entsprechend dem Forschungs- und Inno-
vationsprozess in zwei aufeinanderfolgen-
den Phasen strukturiert:  

(8) u n v e r ä n d e r t  

1. einer Forschungs- und Entwicklungs-
phase, die die Herstellung von Prototy-
pen oder die Entwicklung der Dienst-
leistung umfasst, und 
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2. einer Leistungsphase, in der die aus 
der Partnerschaft hervorgegangene 
Leistung erbracht wird. 

 

Die Phasen sind durch die Festlegung von 
Zwischenzielen zu untergliedern, bei deren 
Erreichen die Zahlung der Vergütung in an-
gemessenen Teilbeträgen vereinbart wird. 
Der öffentliche Auftraggeber stellt sicher, 
dass die Struktur der Partnerschaft und ins-
besondere die Dauer und der Wert der ein-
zelnen Phasen den Innovationsgrad der 
vorgeschlagenen Lösung und der Abfolge 
der Forschungs- und Innovationstätigkeiten 
widerspiegeln. Der geschätzte Wert der 
Liefer- oder Dienstleistung darf in Bezug 
auf die für ihre Entwicklung erforderlichen 
Investitionen nicht unverhältnismäßig sein. 

 

(9) Auf der Grundlage der Zwischen-
ziele kann der öffentliche Auftraggeber am 
Ende jedes Entwicklungsabschnitts ent-
scheiden, ob er die Innovationspartner-
schaft beendet oder, im Fall einer Innovati-
onspartnerschaft mit mehreren Partnern, 
die Zahl der Partner durch die Kündigung 
einzelner Verträge reduziert, sofern der öf-
fentliche Auftraggeber in der Auftragsbe-
kanntmachung oder in den Vergabeunterla-
gen darauf hingewiesen hat, dass diese 
Möglichkeiten bestehen und unter welchen 
Umständen davon Gebrauch gemacht wer-
den kann. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Nach Abschluss der Forschungs- 
und Entwicklungsphase ist der öffentliche 
Auftraggeber zum anschließenden Erwerb 
der innovativen Liefer- oder Dienstleistung 
nur dann verpflichtet, wenn das bei Einge-
hung der Innovationspartnerschaft festge-
legte Leistungsniveau und die Kostenober-
grenze eingehalten werden. 

(10) u n v e r ä n d e r t  
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§ 28 § 20 

Markterkundung Markterkundung 

(1) Vor der Einleitung eines Vergabe-
verfahrens darf der öffentliche Auftraggeber 
Markterkundungen zur Vorbereitung der 
Auftragsvergabe und zur Unterrichtung der 
Unternehmen über seine Auftragsvergabe-
pläne und -anforderungen durchführen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Durchführung von Vergabe-
verfahren lediglich zur Markterkundung und 
zum Zwecke der Kosten- oder Preisermitt-
lung ist unzulässig. 

(2) Die Durchführung von Vergabever-
fahren lediglich zur Markterkundung und 
zum Zwecke der Kosten- oder Preisermitt-
lung ist unzulässig. Die Markterkundung 
soll umweltbezogene, soziale und inno-
vative Aspekte der Nachhaltigkeit umfas-
sen und vornehmlich digital durchge-
führt werden. 

§ 29 § 21 

Vergabeunterlagen Vergabeunterlagen 

(1) Die Vergabeunterlagen umfassen 
alle Angaben, die erforderlich sind, um dem 
Bewerber oder Bieter eine Entscheidung 
zur Teilnahme am Vergabeverfahren zu er-
möglichen. Sie bestehen in der Regel aus  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. dem Anschreiben, insbesondere der 
Aufforderung zur Abgabe von Teilnah-
meanträgen oder Angeboten oder Be-
gleitschreiben für die Abgabe der an-
geforderten Unterlagen, 

 

2. der Beschreibung der Einzelheiten der 
Durchführung des Verfahrens (Bewer-
bungsbedingungen), einschließlich der 
Angabe der Eignungs- und Zuschlags-
kriterien, sofern nicht bereits in der 
Auftragsbekanntmachung genannt, 
und 

 

3. den Vertragsunterlagen, die aus der 
Leistungsbeschreibung und den Ver-
tragsbedingungen bestehen. 
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(2) Der Teil B der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Leistungen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 5. August 
2003 (BAnz. Nr. 178a) ist in der Regel in 
den Vertrag einzubeziehen. Dies gilt nicht 
für die Vergabe von Aufträgen, die im Rah-
men einer freiberuflichen Tätigkeit erbracht 
oder im Wettbewerb mit freiberuflichen Tä-
tigen angeboten werden und deren Gegen-
stand eine Aufgabe ist, deren Lösung nicht 
vorab eindeutig und erschöpfend beschrie-
ben werden kann. 

(2) Der Teil B der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Leistungen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. August 2003 
(BAnz. Nr. 178a) ist in der Regel in den Ver-
trag einzubeziehen. Dies gilt nicht für die 
Vergabe von Aufträgen, die im Rahmen ei-
ner freiberuflichen Tätigkeit erbracht oder im 
Wettbewerb mit freiberuflichen Tätigen an-
geboten werden und deren Gegenstand 
eine Aufgabe ist, deren Lösung nicht vorab 
eindeutig und erschöpfend beschrieben 
werden kann. In den Vertragsunterlagen 
sollen geeignete Zahlungsmodalitäten 
vereinbart werden, um die Umstände von 
jungen sowie von kleinen und mittleren 
Unternehmen zu berücksichtigen. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz kann eine neue Fassung 
des Teils B der Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Leistungen erlassen. Diese 
ist im Bundesanzeiger zu veröffentli-
chen. Bei jeder Änderung sind das Da-
tum der Bekanntmachung im Bundesan-
zeiger und das Datum, ab dem die geän-
derte Fassung anzuwenden ist, anzuge-
ben. 

§ 31 § 31 

Leistungsbeschreibung Leistungsbeschreibung 

(1) Der öffentliche Auftraggeber fasst 
die Leistungsbeschreibung (§ 121 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen) in einer Weise, dass sie allen Unter-
nehmen den gleichen Zugang zum Verga-
beverfahren gewährt und die Öffnung des 
nationalen Beschaffungsmarkts für den 
Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter 
Weise behindert. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) In der Leistungsbeschreibung sind 
die Merkmale des Auftragsgegenstands zu 
beschreiben:  

(2) u n v e r ä n d e r t  
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1. in Form von Leistungs- oder Funktions-
anforderungen oder einer Beschrei-
bung der zu lösenden Aufgabe, die so 
genau wie möglich zu fassen sind, 
dass sie ein klares Bild vom Auftrags-
gegenstand vermitteln und hinreichend 
vergleichbare Angebote erwarten las-
sen, die dem öffentlichen Auftraggeber 
die Erteilung des Zuschlags ermögli-
chen, 

 

2. unter Bezugnahme auf die in Anlage 1 
definierten technischen Anforderungen 
in der Rangfolge:  

 

a) nationale Normen, mit denen euro-
päische Normen umgesetzt wer-
den, 

 

b) Europäische Technische Bewer-
tungen, 

 

c) gemeinsame technische Spezifika-
tionen, 

 

d) internationale Normen und andere 
technische Bezugssysteme, die 
von den europäischen Normungs-
gremien erarbeitet wurden oder, 

 

e) falls solche Normen und Spezifika-
tionen fehlen, nationale Normen, 
nationale technische Zulassungen 
oder nationale technische Spezifi-
kationen für die Planung, Berech-
nung und Ausführung von Bauwer-
ken und den Einsatz von Produk-
ten oder 

 

3. als Kombination von den Nummern 1 
und 2  

 

a) in Form von Leistungs- oder Funk-
tionsanforderungen unter Bezug-
nahme auf die technischen Anfor-
derungen gemäß Nummer 2 als 
Mittel zur Vermutung der Konfor-
mität mit diesen Leistungs- und 
Funktionsanforderungen oder 
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b) mit Bezugnahme auf die techni-
schen Anforderungen gemäß 
Nummer 2 hinsichtlich bestimmter 
Merkmale und mit Bezugnahme 
auf die Leistungs- und Funktions-
anforderungen gemäß Nummer 1 
hinsichtlich anderer Merkmale. 

 

Jede Bezugnahme auf eine Anforderung 
nach Nummer 2 Buchstabe a bis e ist mit 

hen. 

 

(3) Die Merkmale können auch As-
pekte der Qualität und der Innovation sowie 
soziale und umweltbezogene Aspekte be-
treffen. Sie können sich auch auf den Pro-
zess oder die Methode zur Herstellung 
oder Erbringung der Leistung oder auf ein 
anderes Stadium im Lebenszyklus des Auf-
tragsgegenstands einschließlich der Pro-
duktions- und Lieferkette beziehen, auch 
wenn derartige Faktoren keine materiellen 
Bestandteile der Leistung sind, sofern 
diese Merkmale in Verbindung mit dem 
Auftragsgegenstand stehen und zu dessen 
Wert und Beschaffungszielen verhältnismä-
ßig sind. 

(3) Vorbehaltlich der in § 120a des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen geregelten Vorgaben zur Berück-
sichtigung sozialer und umweltbezoge-
ner Kriterien bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens können die Merkmale 
auch Aspekte der Qualität und der Inno-
vation sowie soziale und umweltbezo-
gene Aspekte betreffen. Sie können sich 
auch auf den Prozess oder die Methode zur 
Herstellung oder Erbringung der Leistung 
oder auf ein anderes Stadium im Lebens-
zyklus des Auftragsgegenstands einschließ-
lich der Produktions- und Lieferkette bezie-
hen, auch wenn derartige Faktoren keine 
materiellen Bestandteile der Leistung sind, 
sofern diese Merkmale in Verbindung mit 
dem Auftragsgegenstand stehen und zu 
dessen Wert und Beschaffungszielen ver-
hältnismäßig sind. 

(4) In der Leistungsbeschreibung 
kann ferner festgelegt werden, ob Rechte 
des geistigen Eigentums übertragen oder 
dem öffentlichen Auftraggeber daran Nut-
zungsrechte eingeräumt werden müssen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Werden verpflichtende Zugäng-
lichkeitserfordernisse im Sinne des § 121 
Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen mit einem Rechts-
akt der Europäischen Union erlassen, so 
muss die Leistungsbeschreibung, soweit 
die Kriterien der Zugänglichkeit für Men-
schen mit Behinderungen oder der Kon-
zeption für alle Nutzer betroffen sind, da-
rauf Bezug nehmen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) In der Leistungsbeschreibung darf 
nicht auf eine bestimmte Produktion oder 
Herkunft oder ein besonderes Verfahren, 
das die Erzeugnisse oder Dienstleistungen 
eines bestimmten Unternehmens kenn-
zeichnet, oder auf gewerbliche Schutz-
rechte, Typen oder einen bestimmten Ur-
sprung verwiesen werden, wenn dadurch 
bestimmte Unternehmen oder bestimmte 
Produkte begünstigt oder ausgeschlossen 
werden, es sei denn, dieser Verweis ist 
durch den Auftragsgegenstand gerechtfer-
tigt. Solche Verweise sind ausnahmsweise 
zulässig, wenn der Auftragsgegenstand an-
derenfalls nicht hinreichend genau und all-
gemein verständlich beschrieben werden 
kann; diese Verweise sind mit dem Zusatz 

 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 35 § 35 

Nebenangebote Nebenangebote 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann 
Nebenangebote in der Auftragsbekanntma-
chung oder in der Aufforderung zur Interes-
sensbestätigung zulassen oder vorschrei-
ben. Fehlt eine entsprechende Angabe, 
sind keine Nebenangebote zugelassen. 
Nebenangebote müssen mit dem Auftrags-
gegenstand in Verbindung stehen. 

(1) Der öffentliche Auftraggeber gibt 
in der Auftragsbekanntmachung oder in 
der Aufforderung zur Interessensbestäti-
gung an, ob er Nebenangebote zulässt, 
vorschreibt oder ausschließt. Eine Be-
gründung ist nicht erforderlich. Nebenan-
gebote müssen mit dem Auftragsgegen-
stand in Verbindung stehen. 

(2) Lässt der öffentliche Auftraggeber 
Nebenangebote zu oder schreibt er diese 
vor, legt er in den Vergabeunterlagen Min-
destanforderungen fest und gibt an, in wel-
cher Art und Weise Nebenangebote einzu-
reichen sind. Die Zuschlagskriterien sind 
gemäß § 127 Absatz 4 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen so fest-
zulegen, dass sie sowohl auf Hauptange-
bote als auch auf Nebenangebote anwend-
bar sind. Nebenangebote können auch zu-
gelassen oder vorgeschrieben werden, 
wenn der Preis oder die Kosten das allei-
nige Zuschlagskriterium sind. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Der öffentliche Auftraggeber be-
rücksichtigt nur Nebenangebote, die die 
Mindestanforderungen erfüllen. Ein Neben-
angebot darf nicht deshalb ausgeschlossen 
werden, weil es im Falle des Zuschlags zu 
einem Dienstleistungsauftrag anstelle eines 
Lieferauftrags oder zu einem Lieferauftrag 
anstelle eines Dienstleistungsauftrags füh-
ren würde. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 36 § 36 

Unteraufträge Unteraufträge 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann 
Unternehmen in der Auftragsbekanntma-
chung oder den Vergabeunterlagen auffor-
dern, bei Angebotsabgabe die Teile des 
Auftrags, die sie im Wege der Unterauf-
tragsvergabe an Dritte zu vergeben beab-
sichtigen, sowie, falls zumutbar, die vorge-
sehenen Unterauftragnehmer zu benen-
nen. Vor Zuschlagserteilung kann der öf-
fentliche Auftraggeber von den Bietern, de-
ren Angebote in die engere Wahl kommen, 
verlangen, die Unterauftragnehmer zu be-
nennen und nachzuweisen, dass ihnen die 
erforderlichen Mittel dieser Unterauftrag-
nehmer zur Verfügung stehen. Wenn ein 
Bewerber oder Bieter die Vergabe eines 
Teils des Auftrags an einen Dritten im 
Wege der Unterauftragsvergabe beabsich-
tigt und sich zugleich im Hinblick auf seine 
Leistungsfähigkeit gemäß den §§ 45 und 
46 auf die Kapazitäten dieses Dritten be-
ruft, ist auch § 47 anzuwenden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Haftung des Hauptauftragneh-
mers gegenüber dem öffentlichen Auftrag-
geber bleibt von Absatz 1 unberührt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Bei der Vergabe von Dienstleis-
tungsaufträgen, die in einer Einrichtung des 
öffentlichen Auftraggebers unter dessen di-
rekter Aufsicht zu erbringen sind, schreibt 
der öffentliche Auftraggeber in den Ver-
tragsbedingungen vor, dass der Auftrag-
nehmer spätestens bei Beginn der Auf-
tragsausführung die Namen, die Kontaktda-
ten und die gesetzlichen Vertreter seiner 
Unterauftragnehmer mitteilt und dass jede 
im Rahmen der Auftragsausführung eintre-
tende Änderung auf der Ebene der Unter-
auftragnehmer mitzuteilen ist. Der öffentli-
che Auftraggeber kann die Mitteilungs-
pflichten nach Satz 1 auch als Vertragsbe-
dingungen bei der Vergabe anderer Dienst-
leistungsaufträge oder bei der Vergabe von 
Lieferaufträgen vorsehen. Des Weiteren 
können die Mitteilungspflichten auch auf 
Lieferanten, die an Dienstleistungsaufträ-
gen beteiligt sind, sowie auf weitere Stufen 
in der Kette der Unterauftragnehmer aus-
geweitet werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Für Unterauftragnehmer aller Stu-
fen gilt § 128 Absatz 1 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der öffentliche Auftraggeber über-
prüft vor der Erteilung des Zuschlags, ob 
Gründe für den Ausschluss des Unterauf-
tragnehmers vorliegen. Bei Vorliegen zwin-
gender Ausschlussgründe verlangt der öf-
fentliche Auftraggeber die Ersetzung des 
Unterauftragnehmers. Bei Vorliegen fakul-
tativer Ausschlussgründe kann der öffentli-
che Auftraggeber verlangen, dass dieser 
ersetzt wird. Der öffentliche Auftraggeber 
kann dem Bewerber oder Bieter dafür eine 
Frist setzen. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber über-
prüft vor der Erteilung des Zuschlags, ob 
Gründe für den Ausschluss des Unterauf-
tragnehmers vorliegen. Dies umfasst die 
Ausschlussgründe nach den §§ 123 und 
124 GWB sowie die Eignung des Unter-
auftragnehmers. Bei Vorliegen zwingender 
Ausschlussgründe oder fehlender Eig-
nung des Unterauftragnehmers verlangt 
der öffentliche Auftraggeber die Ersetzung 
des Unterauftragnehmers. Bei Vorliegen fa-
kultativer Ausschlussgründe kann der öf-
fentliche Auftraggeber verlangen, dass die-
ser ersetzt wird. Der öffentliche Auftragge-
ber kann dem Bewerber oder Bieter dafür 
eine Frist setzen. 
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§ 39 § 39 

Vergabebekanntmachung; Bekanntma-
chung über Auftragsänderungen 

Vergabebekanntmachung; Bekanntma-
chung über Auftragsänderungen 

(1) Der öffentliche Auftraggeber über-
mittelt spätestens 30 Tage nach der 
Vergabe eines öffentlichen Auftrags oder 
nach dem Abschluss einer Rahmenverein-
barung eine Vergabebekanntmachung mit 
den Ergebnissen des Vergabeverfahrens 
an das Amt für Veröffentlichungen der Eu-
ropäischen Union über den Datenservice 
Öffentlicher Einkauf. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Vergabebekanntmachung wird 
nach den Vorgaben der Spalte 29 der Ta-
belle 2 des Anhangs der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2019/1780 in Verbindung mit 
§ 10a erstellt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Ist das Vergabeverfahren durch 
eine Vorinformation in Gang gesetzt wor-
den und hat der öffentliche Auftraggeber 
beschlossen, keine weitere Auftrags-
vergabe während des Zeitraums vorzuneh-
men, der von der Vorinformation abgedeckt 
ist, muss die Vergabebekanntmachung ei-
nen entsprechenden Hinweis enthalten. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Vergabebekanntmachung um-
fasst die abgeschlossenen Rahmenverein-
barungen, aber nicht die auf ihrer Grund-
lage vergebenen Einzelaufträge. Bei Auf-
trägen, die im Rahmen eines dynamischen 
Beschaffungssystems vergeben werden, 
umfasst die Vergabebekanntmachung eine 
vierteljährliche Zusammenstellung der Ein-
zelaufträge; die Zusammenstellung muss 
spätestens 30 Tage nach Quartalsende 
versendet werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Auftragsänderungen gemäß § 132 
Absatz 2 Nummer 2 und 3 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind 
gemäß § 132 Absatz 5 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen unter 
Verwendung der Vorgaben der Spalte 38 in 
Tabelle 2 des Anhangs der Durchführungs-
verordnung (EU) 2019/1780 in Verbindung 
mit § 10a bekanntzumachen. 

(5) Auftragsänderungen gemäß § 132 
Absatz 2 Nummer 2 und 3 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen sind ge-
mäß § 132 Absatz 5 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen unter Ver-
wendung der Vorgaben der Spalte 38 in Ta-
belle 2 des Anhangs der Durchführungsver-
ordnung (EU) 2019/1780 in Verbindung mit 
§ 10a spätestens 30 Tage nach der Ände-
rung bekanntzumachen. 

(6) Der öffentliche Auftraggeber ist 
nicht verpflichtet, einzelne Angaben zu ver-
öffentlichen, wenn deren Veröffentlichung  

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. den Gesetzesvollzug behindern,  

2. dem öffentlichen Interesse zuwiderlau-
fen, 

 

3. den berechtigten geschäftlichen Inte-
ressen eines Unternehmens schaden 
oder 

 

4. den lauteren Wettbewerb zwischen 
Unternehmen beeinträchtigen 

 

würde.  

§ 40 § 40 

Veröffentlichung von Bekanntmachun-
gen 

Veröffentlichung von Bekanntmachun-
gen 

(1) Der öffentliche Auftraggeber muss 
den Tag der Absendung der Bekanntma-
chungen an das Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union nachweisen kön-
nen. 

(1) Der öffentliche Auftraggeber muss 
den Tag der Absendung der Bekanntma-
chungen an das Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union nachweisen kön-
nen. Wird bei der Übermittlung an das 
Amt für Veröffentlichungen der Europäi-
schen Union ein späterer Tag zur Veröf-
fentlichung angegeben, kommt es für die 
Fristberechnungen nicht auf den Tag der 
Absendung oder dessen Bestätigung, 
sondern auf den angegebenen Tag zur 
Veröffentlichung an. 
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(2) Bekanntmachungen werden durch 
das Amt für Veröffentlichungen der Europä-
ischen Union veröffentlicht. Als Nachweis 
der Veröffentlichung dient die Bestätigung 
der Veröffentlichung der übermittelten Infor-
mationen, die der öffentliche Auftraggeber 
vom Amt für Veröffentlichungen der Euro-
päischen Union erhält. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bekanntmachungen dürfen auf na-
tionaler Ebene erst nach der Veröffentli-
chung durch das Amt für Veröffentlichun-
gen der Europäischen Union oder 48 Stun-
den nach der Bestätigung über den Ein-
gang der Bekanntmachung durch das Amt 
für Veröffentlichungen der Europäischen 
Union veröffentlicht werden. Die Veröffentli-
chung darf nur Angaben enthalten, die in 
den an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union übermittelten Bekannt-
machungen enthalten sind oder in einem 
Beschafferprofil veröffentlicht wurden. In 
der nationalen Bekanntmachung ist der 
Tag der Übermittlung an das Amt für Veröf-
fentlichungen der Europäischen Union oder 
der Tag der Veröffentlichung im Beschaf-
ferprofil anzugeben. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Der öffentliche Auftraggeber kann 
auch Auftragsbekanntmachungen über öf-
fentliche Liefer- oder Dienstleistungsauf-
träge, die nicht der Bekanntmachungs-
pflicht unterliegen, an das Amt für Veröf-
fentlichungen der Europäischen Union 
übermitteln. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 41 § 41 

Bereitstellung der Vergabeunterlagen Elektronische Bereitstellung von Verga-
beunterlagen 

(1) Der öffentliche Auftraggeber gibt in 
der Auftragsbekanntmachung oder der Auf-
forderung zur Interessensbestätigung eine 
elektronische Adresse an, unter der die 
Vergabeunterlagen unentgeltlich, uneinge-
schränkt, vollständig und direkt abgerufen 
werden können. 

(1) Der öffentliche Auftraggeber gibt in 
der Auftragsbekanntmachung oder der Auf-
forderung zur Interessensbestätigung eine 
elektronische Adresse an, unter der die 
Vergabeunterlagen nach § 29 Absatz 1 
Satz 1 unentgeltlich, uneingeschränkt, voll-
ständig und direkt abgerufen werden kön-
nen. 
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(2) Der öffentliche Auftraggeber kann 
die Vergabeunterlagen auf einem anderen 
geeigneten Weg übermitteln, wenn die er-
forderlichen elektronischen Mittel zum Ab-
ruf der Vergabeunterlagen  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. aufgrund der besonderen Art der Auf-
tragsvergabe nicht mit allgemein ver-
fügbaren oder verbreiteten Geräten 
und Programmen der Informations- 
und Kommunikationstechnologie kom-
patibel sind, 

 

2. Dateiformate zur Beschreibung der An-
gebote verwenden, die nicht mit allge-
mein verfügbaren oder verbreiteten 
Programmen verarbeitet werden kön-
nen oder die durch andere als kosten-
lose und allgemein verfügbare Lizen-
zen geschützt sind, oder 

 

3. die Verwendung von Bürogeräten vo-
raussetzen, die dem öffentlichen Auf-
traggeber nicht allgemein zur Verfü-
gung stehen. 

 

Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um 
fünf Tage verlängert, sofern nicht ein Fall 
hinreichend begründeter Dringlichkeit ge-
mäß § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 7 oder § 
17 Absatz 8 vorliegt. 

 

(3) Der öffentliche Auftraggeber gibt in 
der Auftragsbekanntmachung oder in der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung 
an, welche Maßnahmen er zum Schutz der 
Vertraulichkeit von Informationen anwendet 
und wie auf die Vergabeunterlagen zuge-
griffen werden kann. Die Angebotsfrist wird 
in diesen Fällen um fünf Tage verlängert, 
es sei denn, die Maßnahme zum Schutz 
der Vertraulichkeit besteht ausschließlich in 
der Abgabe einer Verschwiegenheitserklä-
rung oder es liegt ein Fall hinreichend be-
gründeter Dringlichkeit gemäß § 15 Absatz 
3, § 16 Absatz 7 oder § 17 Absatz 8 vor. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 42 § 42 

Auswahl geeigneter Unternehmen; Aus-
schluss von Bewerbern und Bietern 

Auswahl geeigneter Unternehmen; Aus-
schluss von Bewerbern und Bietern 

(1) Der öffentliche Auftraggeber über-
prüft die Eignung der Bewerber oder Bieter 
anhand der nach § 122 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen festge-
legten Eignungskriterien und das Nichtvor-
liegen von Ausschlussgründen nach den 
§§ 123 und 124 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen sowie gegebe-
nenfalls Maßnahmen des Bewerbers oder 
Bieters zur Selbstreinigung nach § 125 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen und schließt gegebenenfalls Be-
werber oder Bieter vom Vergabeverfahren 
aus. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

 (2) Bei der Auswahl der Eignungs-
kriterien und Eignungsnachweise sind 
die besonderen Umstände von jungen 
sowie kleinen und mittleren Unterneh-
men zu berücksichtigen. 

(2) Im nicht offenen Verfahren, im 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewett-
bewerb, im wettbewerblichen Dialog und in 
der Innovationspartnerschaft fordert der öf-
fentliche Auftraggeber nur solche Bewerber 
zur Abgabe eines Angebots auf, die ihre 
Eignung nachgewiesen haben und nicht 
ausgeschlossen worden sind. § 51 bleibt 
unberührt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bei offenen Verfahren kann der öf-
fentliche Auftraggeber entscheiden, ob er 
die Angebotsprüfung vor der Eignungsprü-
fung durchführt. 

(4) Bei offenen Verfahren führt der 
öffentliche Auftraggeber die Angebots-
prüfung vor der Eignungsprüfung durch. 
Er kann von Satz 1 abweichen, soweit ein 
erhöhter Aufwand oder sonstige verfah-
rensbezogene Gründe entgegenstehen. 
Eine Begründung für die Abweichung ist 
nicht erforderlich. 
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§ 45 § 45 

Wirtschaftliche und finanzielle Leis-
tungsfähigkeit 

Wirtschaftliche und finanzielle Leis-
tungsfähigkeit 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann 
im Hinblick auf die wirtschaftliche und fi-
nanzielle Leistungsfähigkeit der Bewerber 
oder Bieter Anforderungen stellen, die si-
cherstellen, dass die Bewerber oder Bieter 
über die erforderlichen wirtschaftlichen und 
finanziellen Kapazitäten für die Ausführung 
des Auftrags verfügen. Zu diesem Zweck 
kann er insbesondere Folgendes verlan-
gen:  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. einen bestimmten Mindestjahresum-
satz, einschließlich eines bestimmten 
Mindestjahresumsatzes in dem Tätig-
keitsbereich des Auftrags, 

 

2. Informationen über die Bilanzen der 
Bewerber oder Bieter; dabei kann das 
in den Bilanzen angegebene Verhältnis 
zwischen Vermögen und Verbindlich-
keiten dann berücksichtigt werden, 
wenn der öffentliche Auftraggeber 
transparente, objektive und nichtdiskri-
minierende Methoden und Kriterien für 
die Berücksichtigung anwendet und die 
Methoden und Kriterien in den Verga-
beunterlagen angibt, oder 

  

3. eine Berufs- oder Betriebshaftpflicht-
versicherung in bestimmter geeigneter 
Höhe. 

 

(2) Sofern ein Mindestjahresumsatz 
verlangt wird, darf dieser das Zweifache 
des geschätzten Auftragswerts nur über-
schreiten, wenn aufgrund der Art des Auf-
tragsgegenstands spezielle Risiken beste-
hen. Der öffentliche Auftraggeber hat eine 
solche Anforderung in den Vergabeunterla-
gen oder im Vergabevermerk hinreichend 
zu begründen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Ist ein öffentlicher Auftrag in Lose 
unterteilt, finden die Absätze 1 und 2 auf je-
des einzelne Los Anwendung. Der öffentli-
che Auftraggeber kann jedoch für den Fall, 
dass der erfolgreiche Bieter den Zuschlag 
für mehrere gleichzeitig auszuführende 
Lose erhält, einen Mindestjahresumsatz 
verlangen, der sich auf diese Gruppe von 
Losen bezieht. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Als Beleg der erforderlichen wirt-
schaftlichen und finanziellen Leistungsfä-
higkeit des Bewerbers oder Bieters kann 
der öffentliche Auftraggeber in der Regel 
die Vorlage einer oder mehrerer der folgen-
den Unterlagen verlangen:  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. entsprechende Bankerklärungen,  

2. Nachweis einer entsprechenden Be-
rufs- oder Betriebshaftpflichtversiche-
rung, 

 

3. Jahresabschlüsse oder Auszüge von 
Jahresabschlüssen, falls deren Veröf-
fentlichung in dem Land, in dem der 
Bewerber oder Bieter niedergelassen 
ist, gesetzlich vorgeschrieben ist, 

 

4. eine Erklärung über den Gesamtum-
satz und gegebenenfalls den Umsatz 
in dem Tätigkeitsbereich des Auftrags; 
eine solche Erklärung kann höchstens 
für die letzten drei Geschäftsjahre ver-
langt werden und nur, sofern entspre-
chende Angaben verfügbar sind. 

 

(5) Kann ein Bewerber oder Bieter 
aus einem berechtigten Grund die gefor-
derten Unterlagen nicht beibringen, so 
kann er seine wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit durch Vorlage anderer, 
vom öffentlichen Auftraggeber als geeignet 
angesehener Unterlagen belegen. 

(5) Kann ein Bewerber oder Bieter aus 
einem berechtigten Grund die geforderten 
Unterlagen nicht beibringen, so kann er 
seine wirtschaftliche und finanzielle Leis-
tungsfähigkeit durch Vorlage anderer, vom 
öffentlichen Auftraggeber als geeignet an-
gesehener Unterlagen belegen. Ein be-
rechtigter Grund kann insbesondere vor-
liegen, wenn es sich bei dem Bewerber 
oder Bieter um ein junges Unternehmen 
handelt. Der öffentliche Auftraggeber 
weist in den Vergabeunterlagen auf die 
Möglichkeit der Vorlage alternativer Un-
terlagen nach Satz 1 hin. 
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§ 47 § 47 

Eignungsleihe Eignungsleihe 

(1) Ein Bewerber oder Bieter kann für 
einen bestimmten öffentlichen Auftrag im 
Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche 
und finanzielle sowie die technische und 
berufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitä-
ten anderer Unternehmen in Anspruch neh-
men, wenn er nachweist, dass ihm die für 
den Auftrag erforderlichen Mittel tatsächlich 
zur Verfügung stehen werden, indem er 
beispielsweise eine entsprechende Ver-
pflichtungserklärung dieser Unternehmen 
vorlegt. Diese Möglichkeit besteht unab-
hängig von der Rechtsnatur der zwischen 
dem Bewerber oder Bieter und den ande-
ren Unternehmen bestehenden Verbindun-
gen. Ein Bewerber oder Bieter kann jedoch 
im Hinblick auf Nachweise für die erforderli-
che berufliche Leistungsfähigkeit wie Aus-
bildungs- und Befähigungsnachweise nach 
§ 46 Absatz 3 Nummer 6 oder die einschlä-
gige berufliche Erfahrung die Kapazitäten 
anderer Unternehmen nur dann in An-
spruch nehmen, wenn diese die Leistung 
erbringen, für die diese Kapazitäten benö-
tigt werden. 

(1) Ein Bewerber oder Bieter kann für 
einen bestimmten öffentlichen Auftrag im 
Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche 
und finanzielle sowie die technische und be-
rufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten 
anderer Unternehmen in Anspruch nehmen, 
wenn er nachweist, dass ihm die für den 
Auftrag erforderlichen Mittel tatsächlich zur 
Verfügung stehen werden, indem er bei-
spielsweise eine entsprechende Verpflich-
tungserklärung dieser Unternehmen vor-
legt; bei Eignungsleihe im Konzernver-
bund genügt eine entsprechende An-
gabe des Bewerbers oder Bieters. Diese 
Möglichkeit besteht unabhängig von der 
Rechtsnatur der zwischen dem Bewerber 
oder Bieter und den anderen Unternehmen 
bestehenden Verbindungen. Ein Bewerber 
oder Bieter kann jedoch im Hinblick auf 
Nachweise für die erforderliche berufliche 
Leistungsfähigkeit wie Ausbildungs- und Be-
fähigungsnachweise nach § 46 Absatz 3 
Nummer 6 oder die einschlägige berufliche 
Erfahrung die Kapazitäten anderer Unter-
nehmen nur dann in Anspruch nehmen, 
wenn diese die Leistung erbringen, für die 
diese Kapazitäten benötigt werden. 
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(2) Der öffentliche Auftraggeber über-
prüft im Rahmen der Eignungsprüfung, ob 
die Unternehmen, deren Kapazitäten der 
Bewerber oder Bieter für die Erfüllung be-
stimmter Eignungskriterien in Anspruch 
nehmen will, die entsprechenden Eig-
nungskriterien erfüllen und ob Ausschluss-
gründe vorliegen. Legt der Bewerber oder 
Bieter eine Einheitliche Europäische Eigen-
erklärung nach § 50 vor, so muss diese 
auch die Angaben enthalten, die für die 
Überprüfung nach Satz 1 erforderlich sind. 
Der öffentliche Auftraggeber schreibt vor, 
dass der Bewerber oder Bieter ein Unter-
nehmen, das das entsprechende Eig-
nungskriterium nicht erfüllt oder bei dem 
zwingende Ausschlussgründe nach § 123 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen vorliegen, ersetzen muss. Er 
kann vorschreiben, dass der Bewerber 
oder Bieter auch ein Unternehmen, bei 
dem fakultative Ausschlussgründe nach § 
124 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen vorliegen, ersetzen muss. 
Der öffentliche Auftraggeber kann dem Be-
werber oder Bieter dafür eine Frist setzen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Nimmt ein Bewerber oder Bieter 
die Kapazitäten eines anderen Unterneh-
mens im Hinblick auf die erforderliche wirt-
schaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit in Anspruch, so kann der öffentliche 
Auftraggeber eine gemeinsame Haftung 
des Bewerbers oder Bieters und des ande-
ren Unternehmens für die Auftragsausfüh-
rung entsprechend dem Umfang der Eig-
nungsleihe verlangen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch 
für Bewerber- oder Bietergemeinschaften. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der öffentliche Auftraggeber kann 
vorschreiben, dass bestimmte kritische Auf-
gaben bei Dienstleistungsaufträgen oder 
kritische Verlege- oder Installationsarbeiten 
im Zusammenhang mit einem Lieferauftrag 
direkt vom Bieter selbst oder im Fall einer 
Bietergemeinschaft von einem Teilnehmer 
der Bietergemeinschaft ausgeführt werden 
müssen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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§ 48 § 48 

Beleg der Eignung und des Nichtvorlie-
gens von Ausschlussgründen 

Beleg der Eignung und des Nichtvorlie-
gens von Ausschlussgründen 

(1) In der Auftragsbekanntmachung 
oder der Aufforderung zur Interessensbe-
stätigung ist neben den Eignungskriterien 
ferner anzugeben, mit welchen Unterlagen 
(Eigenerklärungen, Angaben, Bescheini-
gungen und sonstige Nachweise) Bewerber 
oder Bieter ihre Eignung gemäß den §§ 43 
bis 47 und das Nichtvorliegen von Aus-
schlussgründen zu belegen haben. 

(1) In der Auftragsbekanntmachung 
oder der Aufforderung zur Interessensbe-
stätigung ist neben den Eignungskriterien 
ferner anzugeben, mit welchen Unterlagen 
(Eigenerklärungen, Angaben, Bescheini-
gungen und sonstige Nachweise) Bewerber 
oder Bieter ihre Eignung gemäß den §§ 43 
bis 47 und das Nichtvorliegen von Aus-
schlussgründen zu belegen haben und 
wann welche Unterlage vorgelegt werden 
muss (mit dem Angebot oder Teilnahme-
antrag oder auf Anforderung des öffent-
lichen Auftraggebers). § 122 Absatz 4 
Satz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen gilt entsprechend. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber for-
dert grundsätzlich die Vorlage von Eigener-
klärungen an. Wenn der öffentliche Auftrag-
geber Bescheinigungen und sonstige 
Nachweise anfordert, verlangt er in der Re-
gel solche, die vom Online-Dokumentenar-
chiv e-Certis abgedeckt sind. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber for-
dert über Eigenerklärungen hinausge-
hende Unterlagen, insbesondere Be-
scheinigungen und sonstige Nachweise, 
erst nach vorläufiger Prüfung entweder 
der Teilnahmeanträge in Verfahren mit 
Teilnahmewettbewerb oder der Ange-
bote in Verfahren ohne Teilnahmewettbe-
werb an und dies nur von einem oder 
mehreren aussichtsreichen Unterneh-
men. Er setzt bei Anforderung der Unter-
lagen eine angemessene Frist zur Einrei-
chung. Versäumt ein Unternehmen die 
Einreichung innerhalb der gesetzten 
Frist, wird sein Angebot oder Teilnahme-
antrag gemäß § 57 ausgeschlossen. So-
weit ein erhöhter Aufwand oder sonstige 
verfahrensbezogene Gründe entgegen-
stehen, kann der öffentliche Auftragge-
ber von Satz 1 abweichen. Eine Begrün-
dung für die Abweichung ist nicht erfor-
derlich. Wenn der öffentliche Auftraggeber 
Bescheinigungen und sonstige Nachweise 
anfordert, verlangt er in der Regel solche, 
die vom Online-Dokumentenarchiv e-Certis 
abgedeckt sind. 
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(3) Als vorläufigen Beleg der Eignung 
und des Nichtvorliegens von Ausschluss-
gründen akzeptiert der öffentliche Auftrag-
geber die Vorlage einer Einheitlichen Euro-
päischen Eigenerklärung nach § 50. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Als ausreichenden Beleg dafür, 
dass die in § 123 Absatz 1 bis 3 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
genannten Ausschlussgründe auf den Be-
werber oder Bieter nicht zutreffen, erkennt 
der öffentliche Auftraggeber einen Auszug 
aus einem einschlägigen Register, insbe-
sondere ein Führungszeugnis aus dem 
Bundeszentralregister oder, in Ermange-
lung eines solchen, eine gleichwertige Be-
scheinigung einer zuständigen Gerichts- 
oder Verwaltungsbehörde des Herkunfts-
lands oder des Niederlassungsstaats des 
Bewerbers oder Bieters an. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Als ausreichenden Beleg dafür, 
dass die in § 123 Absatz 4 und § 124 Ab-
satz 1 Nummer 2 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen genannten 
Ausschlussgründe auf den Bewerber oder 
Bieter nicht zutreffen, erkennt der öffentli-
che Auftraggeber eine von der zuständigen 
Behörde des Herkunftslands oder des Nie-
derlassungsstaats des Bewerbers oder Bie-
ters ausgestellte Bescheinigung an. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Werden Urkunden oder Bescheini-
gungen nach den Absätzen 4 und 5 von 
dem Herkunftsland oder dem Niederlas-
sungsstaat des Bewerbers oder Bieters 
nicht ausgestellt oder werden darin nicht 
alle Ausschlussgründe nach § 123 Absatz 
1 bis 4 sowie § 124 Absatz 1 Nummer 2 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen erwähnt, so können sie 
durch eine Versicherung an Eides statt er-
setzt werden. In den Staaten, in denen es 
keine Versicherung an Eides statt gibt, darf 
die Versicherung an Eides statt durch eine 
förmliche Erklärung ersetzt werden, die ein 
Vertreter des betreffenden Unternehmens 
vor einer zuständigen Gerichts- oder Ver-
waltungsbehörde, einem Notar oder einer 
dazu bevollmächtigten Berufs- oder Han-
delsorganisation des Herkunftslands oder 
des Niederlassungsstaats des Bewerbers 
oder Bieters abgibt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Der öffentliche Auftraggeber kann 
Bewerber oder Bieter auffordern, die erhal-
tenen Unterlagen zu erläutern. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Sofern der Bewerber oder Bieter in 
einem amtlichen Verzeichnis eingetragen 
ist oder über eine Zertifizierung verfügt, die 
jeweils den Anforderungen des Artikels 64 
der Richtlinie 2014/24/EU entsprechen, 
werden die im amtlichen Verzeichnis oder 
dem Zertifizierungssystem niedergelegten 
Unterlagen und Angaben vom öffentlichen 
Auftraggeber nur in begründeten Fällen in 
Zweifel gezogen (Eignungsvermutung). Ein 
den Anforderungen des Artikels 64 der 
Richtlinie 2014/24/EU entsprechendes amt-
liches Verzeichnis kann auch durch Indust-
rie- und Handelskammern eingerichtet wer-
den. Die Industrie- und Handelskammern 
bedienen sich bei der Führung des amtli-
chen Verzeichnisses einer gemeinsamen 
verzeichnisführenden Stelle. Der öffentliche 
Auftraggeber kann mit Blick auf die Entrich-
tung von Steuern, Abgaben oder Sozialver-
sicherungsbeiträgen die gesonderte Vor-
lage einer entsprechenden Bescheinigung 
verlangen. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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§ 56 § 56 

Prüfung der Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angebote; Nach-

forderung von Unterlagen 

Prüfung der Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angebote; Nach-

forderung von Unterlagen 

(1) Die Interessensbestätigungen, 
Teilnahmeanträge und Angebote sind auf 
Vollständigkeit und fachliche Richtigkeit, 
Angebote zudem auf rechnerische Richtig-
keit zu prüfen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann 
den Bewerber oder Bieter unter Einhaltung 
der Grundsätze der Transparenz und der 
Gleichbehandlung auffordern, fehlende, un-
vollständige oder fehlerhafte unterneh-
mensbezogene Unterlagen, insbesondere 
Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigun-
gen oder sonstige Nachweise, nachzu-
reichen, zu vervollständigen oder zu korri-
gieren, oder fehlende oder unvollständige 
leistungsbezogene Unterlagen nachzu-
reichen oder zu vervollständigen. Der öf-
fentliche Auftraggeber ist berechtigt, in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Verga-
beunterlagen festzulegen, dass er keine 
Unterlagen nachfordern wird. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber 
kann den Bewerber oder Bieter unter Ein-
haltung der Grundsätze der Transparenz 
und der Gleichbehandlung auffordern, 
fehlende, unvollständige oder fehler-
hafte Unterlagen zu übermitteln, zu er-
gänzen, zu erläutern oder zu vervollstän-
digen. 

(3) Die Nachforderung von leistungs-
bezogenen Unterlagen, die die Wirtschaft-
lichkeitsbewertung der Angebote anhand 
der Zuschlagskriterien betreffen, ist ausge-
schlossen. Dies gilt nicht für Preisangaben, 
wenn es sich um unwesentliche Einzelposi-
tionen handelt, deren Einzelpreise den Ge-
samtpreis nicht verändern oder die Wer-
tungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht 
beeinträchtigen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Unterlagen sind vom Bewer-
ber oder Bieter nach Aufforderung durch 
den öffentlichen Auftraggeber innerhalb ei-
ner von diesem festzulegenden angemes-
senen, nach dem Kalender bestimmten 
Frist vorzulegen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Entscheidung zur und das Er-
gebnis der Nachforderung sind zu doku-
mentieren. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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§ 58 § 58 

Zuschlag und Zuschlagskriterien Zuschlag und Zuschlagskriterien 

(1) Der Zuschlag wird nach Maßgabe 
des § 127 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen auf das wirtschaft-
lichste Angebot erteilt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichs-
ten Angebots erfolgt auf der Grundlage des 
besten Preis-Leistungs-Verhältnisses. Ne-
ben dem Preis oder den Kosten können 
auch qualitative, umweltbezogene oder so-
ziale Zuschlagskriterien berücksichtigt wer-
den, insbesondere:  

(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichs-
ten Angebots erfolgt auf der Grundlage des 
besten Preis-Leistungs-Verhältnisses. Vor-
behaltlich der in § 120a des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen gere-
gelten Vorgaben zur Berücksichtigung 
sozialer und umweltbezogener Kriterien 
bei der Ausgestaltung des Vergabever-
fahrens können neben dem Preis oder 
den Kosten auch qualitative, umweltbe-
zogene oder soziale Zuschlagskriterien 
berücksichtigt werden, insbesondere: 

1. die Qualität, einschließlich des techni-
schen Werts, Ästhetik, Zweckmäßig-
keit, Zugänglichkeit der Leistung insbe-
sondere für Menschen mit Behinderun-
gen, ihrer Übereinstimmung mit Anfor-

ale, umweltbezogene und innovative 
Eigenschaften sowie Vertriebs- und 
Handelsbedingungen, 

6. u n v e r ä n d e r t  

2. die Organisation, Qualifikation und Er-
fahrung des mit der Ausführung des 
Auftrags betrauten Personals, wenn 
die Qualität des eingesetzten Perso-
nals erheblichen Einfluss auf das Ni-
veau der Auftragsausführung haben 
kann, oder 

7. u n v e r ä n d e r t  

3. die Verfügbarkeit von Kundendienst 
und technischer Hilfe sowie Lieferbe-
dingungen wie Liefertermin, Lieferver-
fahren sowie Liefer- oder Ausführungs-
fristen. 

8. u n v e r ä n d e r t  
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Der öffentliche Auftraggeber kann auch 
Festpreise oder Festkosten vorgeben, so-
dass das wirtschaftlichste Angebot aus-
schließlich nach qualitativen, umweltbezo-
genen oder sozialen Zuschlagskriterien 
nach Satz 1 bestimmt wird. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Der öffentliche Auftraggeber gibt in 
der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen an, wie er die einzelnen 
Zuschlagskriterien gewichtet, um das wirt-
schaftlichste Angebot zu ermitteln. Diese 
Gewichtung kann auch mittels einer 
Spanne angegeben werden, deren Band-
breite angemessen sein muss. Ist die Ge-
wichtung aus objektiven Gründen nicht 
möglich, so gibt der öffentliche Auftragge-
ber die Zuschlagskriterien in absteigender 
Rangfolge an. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Für den Beleg, ob und inwieweit 
die angebotene Leistung den geforderten 
Zuschlagskriterien entspricht, gelten die §§ 
33 und 34 entsprechend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) An der Entscheidung über den Zu-
schlag sollen in der Regel mindestens zwei 
Vertreter des öffentlichen Auftraggebers 
mitwirken. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 60 § 60 

Ungewöhnlich niedrige Angebote Ungewöhnlich niedrige Angebote 

(1) Erscheinen der Preis oder die 
Kosten eines Angebots im Verhältnis zu 
der zu erbringenden Leistung ungewöhn-
lich niedrig, verlangt der öffentliche Auftrag-
geber vom Bieter Aufklärung. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der öffentliche Auftraggeber prüft 
die Zusammensetzung des Angebots und 
berücksichtigt die übermittelten Unterlagen. 
Die Prüfung kann insbesondere betreffen:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. die Wirtschaftlichkeit des Fertigungs-
verfahrens einer Lieferleistung oder 
der Erbringung der Dienstleistung, 
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2. die gewählten technischen Lösungen 
oder die außergewöhnlich günstigen 
Bedingungen, über die das Unterneh-
men bei der Lieferung der Waren oder 
bei der Erbringung der Dienstleistung 
verfügt, 

 

3. die Besonderheiten der angebotenen 
Liefer- oder Dienstleistung, 

 

4. die Einhaltung der Verpflichtungen 
nach § 128 Absatz 1 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen, ins-
besondere der für das Unternehmen 
geltenden umwelt-, sozial- und arbeits-
rechtlichen Vorschriften, oder 

 

5. die etwaige Gewährung einer staatli-
chen Beihilfe an das Unternehmen. 

 

(3) Kann der öffentliche Auftraggeber 
nach der Prüfung gemäß den Absätzen 1 
und 2 die geringe Höhe des angebotenen 
Preises oder der angebotenen Kosten nicht 
zufriedenstellend aufklären, darf er den Zu-
schlag auf dieses Angebot ablehnen. Der 
öffentliche Auftraggeber lehnt das Angebot 
ab, wenn er festgestellt hat, dass der Preis 
oder die Kosten des Angebots ungewöhn-
lich niedrig sind, weil Verpflichtungen nach 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 nicht eingehal-
ten werden. 

(3) Kann der öffentliche Auftraggeber 
nach der Prüfung gemäß den Absätzen 1 
und 2 die geringe Höhe des angebotenen 
Preises oder der angebotenen Kosten nicht 
zufriedenstellend aufklären, soll er den Zu-
schlag auf dieses Angebot ablehnen. Der öf-
fentliche Auftraggeber lehnt das Angebot 
ab, wenn er festgestellt hat, dass der Preis 
oder die Kosten des Angebots ungewöhn-
lich niedrig sind, weil Verpflichtungen nach 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 nicht eingehalten 
werden. 

(4) Stellt der öffentliche Auftraggeber 
fest, dass ein Angebot ungewöhnlich nied-
rig ist, weil der Bieter eine staatliche Bei-
hilfe erhalten hat, so lehnt der öffentliche 
Auftraggeber das Angebot ab, wenn der 
Bieter nicht fristgemäß nachweisen kann, 
dass die staatliche Beihilfe rechtmäßig ge-
währt wurde. Der öffentliche Auftraggeber 
teilt die Ablehnung der Europäischen Kom-
mission mit. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 64 § 64 

Vergabe von Aufträgen für soziale und 
andere besondere Dienstleistungen 

Vergabe von Aufträgen für soziale und 
andere besondere Dienstleistungen 

Öffentliche Aufträge über soziale und 
andere besondere Dienstleistungen im 
Sinne von § 130 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen wer-
den nach den Bestimmungen dieser Ver-
ordnung und unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten der jeweiligen Dienstleis-
tung nach Maßgabe dieses Abschnitts ver-
geben. 

Öffentliche Aufträge über soziale und 
andere besondere Dienstleistungen im 
Sinne von § 130 Absatz 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen wer-
den nach den Bestimmungen dieser Ver-
ordnung und nach Maßgabe dieses Ab-
schnittes unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten der jeweiligen Dienst-
leistungen vergeben. 

 

Artikel 5 

 Verordnung über die Vergabe 
von öffentlichen Aufträgen im 

Bereich des Verkehrs, der 
Trinkwasserversorgung und 

der Energieversorgung 

§ 1 § 1 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung trifft nähere 
Bestimmungen über das einzuhaltende 
Verfahren bei der dem Teil 4 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen unter-
liegenden Vergabe von Aufträgen und die 
Ausrichtung von Wettbewerben zum Zwe-
cke von Tätigkeiten auf dem Gebiet der 
Trinkwasser- oder Energieversorgung oder 
des Verkehrs (Sektorentätigkeiten) durch 
Sektorenauftraggeber. 

(1) Diese Verordnung trifft nähere 
Bestimmungen über das einzuhaltende Ver-
fahren bei der dem Teil 4 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen unterlie-
genden Vergabe von Aufträgen und die 
Ausrichtung von Wettbewerben zum Zwe-
cke von Tätigkeiten auf dem Gebiet der 
Trinkwasser- oder Energieversorgung, der 
Postdienste oder des Verkehrs (Sektoren-
tätigkeiten) durch Sektorenauftraggeber. 

(2) Diese Verordnung ist nicht anzu-
wenden auf die Vergabe von verteidigungs- 
oder sicherheitsspezifischen öffentlichen 
Aufträgen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Für die Beschaffung im Wege von 
Konzessionen im Sinne des § 105 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen gilt die Verordnung über die Vergabe 
von Konzessionen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

§ 3 § 3 

Antragsverfahren für Tätigkeiten, die un-
mittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt 

sind 

Antragsverfahren für Tätigkeiten, die un-
mittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt 

sind 

(1) Auftraggeber können bei der Euro-
päischen Kommission beantragen festzu-
stellen, dass die Vorschriften des Teils 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen sowie der Sektorenverord-
nung auf die Auftragsvergabe oder Ausrich-
tung von Wettbewerben für die Ausübung 
dieser Tätigkeit keine Anwendung finden. 
Dem Antrag ist eine Stellungnahme des 
Bundeskartellamtes beizufügen. Dem An-
trag sind alle sachdienlichen Informationen 
beizufügen, insbesondere Gesetze, Verord-
nungen, Verwaltungsvorschriften oder Ver-
einbarungen, die darlegen, dass die betref-
fende Tätigkeit unmittelbar dem Wettbe-
werb auf Märkten ausgesetzt ist, die keiner 
Zugangsbeschränkung unterliegen. Eine 
Kopie des Antrags ist dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie zu übermit-
teln. 

(1) Auftraggeber können bei der Euro-
päischen Kommission beantragen festzu-
stellen, dass die Vorschriften des Teils 4 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen sowie der Sektorenverordnung auf die 
Auftragsvergabe oder Ausrichtung von 
Wettbewerben für die Ausübung dieser Tä-
tigkeit keine Anwendung finden. Dem An-
trag ist eine Stellungnahme des Bundeskar-
tellamtes beizufügen. Dem Antrag sind alle 
sachdienlichen Informationen beizufügen, 
insbesondere Gesetze, Verordnungen, Ver-
waltungsvorschriften oder Vereinbarungen, 
die darlegen, dass die betreffende Tätigkeit 
unmittelbar dem Wettbewerb auf Märkten 
ausgesetzt ist, die keiner Zugangsbeschrän-
kung unterliegen. Eine Kopie des Antrags ist 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz zu übermitteln. 

(2) Der Antrag des Auftraggebers an 
das Bundeskartellamt auf Stellungnahme 
muss die in § 39 Absatz 3 Satz 2 Nummer 
1 bis 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen bezeichneten Angaben 
enthalten. § 39 Absatz 3 Satz 4 und 5 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen gilt entsprechend. Der Antrag nach 
Absatz 1 kann auch von einem Verband 
der Auftraggeber gestellt werden. In die-
sem Fall gelten für die Verbände die Rege-
lungen für Auftraggeber. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Das Bundeskartellamt soll die 
Stellungnahme innerhalb von vier Monaten 
nach Antragseingang abgeben. Für die Er-
arbeitung der beantragten Stellungnahme 
hat das Bundeskartellamt die Ermittlungs-
befugnisse nach den §§ 57 bis 59 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen. Das Bundeskartellamt holt eine Stel-
lungnahme der Bundesnetzagentur ein. § 
50c Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen gilt entsprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Stellungnahme des Bundes-
kartellamtes besitzt keine Bindungswirkung 
für seine Entscheidungen nach den Teilen 
1 bis 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Einen Antrag nach Absatz 1 kann 
auch das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie stellen. In diesem Fall teilt es 
der Europäischen Kommission sachdienli-
che Informationen nach Absatz 1 Satz 3 
mit. Es holt zur wettbewerblichen Beurtei-
lung eine Stellungnahme des Bundeskar-
tellamtes ein, die ebenfalls der Kommission 
der Europäischen Union übermittelt wird. 
Dies gilt auch für den Fall, dass die Euro-
päische Kommission auf eigene Veranlas-
sung für eine der Sektorentätigkeiten in 
Deutschland ein solches Verfahren einlei-
tet. 

(5) Einen Antrag nach Absatz 1 kann 
auch das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz stellen. In diesem Fall teilt 
es der Europäischen Kommission sachdien-
liche Informationen nach Absatz 1 Satz 3 
mit. Es holt zur wettbewerblichen Beurtei-
lung eine Stellungnahme des Bundeskartell-
amtes ein, die ebenfalls der Kommission der 
Europäischen Union übermittelt wird. Dies 
gilt auch für den Fall, dass die Europäische 
Kommission auf eigene Veranlassung für 
eine der Sektorentätigkeiten in Deutschland 
ein solches Verfahren einleitet. 
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(6) Die Feststellung, dass die betref-
fende Tätigkeit unmittelbar dem Wettbe-
werb auf Märkten ausgesetzt ist, die keiner 
Zugangsbeschränkung unterliegen, gilt als 
getroffen, wenn die Europäische Kommis-
sion dies bestätigt hat oder wenn sie inner-
halb der Frist nach Artikel 35 in Verbindung 
mit Anhang IV der Richtlinie 2014/25/EU 
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Februar 2014 über die 
Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber 
im Bereich der Wasser-, Energie- und Ver-
kehrsversorgung sowie der Postdienste 
und zur Aufhebung der Richtlinie 
2004/17/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 
243) keine Feststellung getroffen hat und 
das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie die Feststellung oder den Ablauf 
der Frist im Bundesanzeiger bekanntge-
macht hat. 

(6) Die Feststellung, dass die betref-
fende Tätigkeit unmittelbar dem Wettbewerb 
auf Märkten ausgesetzt ist, die keiner Zu-
gangsbeschränkung unterliegen, gilt als ge-
troffen, wenn die Europäische Kommission 
dies bestätigt hat oder wenn sie innerhalb 
der Frist nach Artikel 35 in Verbindung mit 
Anhang IV der Richtlinie 2014/25/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von 
Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich 
der Wasser-, Energie- und Verkehrsversor-
gung sowie der Postdienste und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 
vom 28.3.2014, S. 243) keine Feststellung 
getroffen hat. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für Auf-
traggeber im Sinne des § 143 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
entsprechend. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

§ 6 § 6 

Vermeidung von Interessenkonflikten Vermeidung von Interessenkonflikten 

(1) Organmitglieder oder Mitarbeiter 
des öffentlichen Auftraggebers oder eines 
im Namen des öffentlichen Auftraggebers 
handelnden Beschaffungsdienstleisters, bei 
denen ein Interessenkonflikt besteht, dür-
fen in einem Vergabeverfahren nicht mitwir-
ken. 

(1) Organmitglieder oder Mitarbeiter 
des öffentlichen Auftraggebers oder eines 
im Namen des Auftraggebers handelnden 
Beschaffungsdienstleisters, bei denen ein 
Interessenkonflikt besteht, dürfen in einem 
Vergabeverfahren nicht mitwirken. 

(2) Ein Interessenkonflikt besteht für 
Personen, die an der Durchführung des 
Vergabeverfahrens beteiligt sind oder Ein-
fluss auf den Ausgang eines Vergabever-
fahrens nehmen können und die ein direk-
tes oder indirektes finanzielles, wirtschaftli-
ches oder persönliches Interesse haben, 
das ihre Unparteilichkeit und Unabhängig-
keit im Rahmen des Vergabeverfahrens be-
einträchtigen könnte. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Es wird vermutet, dass ein Interes-
senkonflikt besteht, wenn die in Absatz 1 
genannten Personen  

(3) Es wird vermutet, dass ein Interes-
senkonflikt besteht, wenn die in Absatz 1 ge-
nannten Personen  

1. Bewerber oder Bieter sind, 6. unverändert 

2. einen Bewerber oder Bieter beraten 
oder sonst unterstützen oder als ge-
setzliche Vertreter oder nur in dem 
Vergabeverfahren vertreten, 

7. u n v e r ä n d e r t  

3. beschäftigt oder tätig sind  8. beschäftigt oder tätig sind  

a) bei einem Bewerber oder Bieter 
gegen Entgelt oder bei ihm als Mit-
glied des Vorstandes, Aufsichtsra-
tes oder gleichartigen Organs oder 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) für ein in das Vergabeverfahren 
eingeschaltetes Unternehmen, 
wenn dieses Unternehmen zu-
gleich geschäftliche Beziehungen 
zum öffentlichen Auftraggeber und 
zum Bewerber oder Bieter hat. 

b) für ein in das Vergabeverfahren 
eingeschaltetes Unternehmen, 
wenn dieses Unternehmen zu-
gleich geschäftliche Beziehungen 
zum Auftraggeber und zum Bewer-
ber oder Bieter hat. 

(4) Die Vermutung des Absatzes 3 gilt 
auch für Personen, deren Angehörige die 
Voraussetzungen nach Absatz 3 Nummer 1 
bis 3 erfüllen. Angehörige sind der Ver-
lobte, der Ehegatte, Lebenspartner, Ver-
wandte und Verschwägerte gerader Linie, 
Geschwister, Kinder der Geschwister, Ehe-
gatten und Lebenspartner der Geschwister 
und Geschwister der Ehegatten und Le-
benspartner, Geschwister der Eltern sowie 
Pflegeeltern und Pflegekinder. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 8 § 8 

Dokumentation Dokumentation 

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, 
den Fortgang des Vergabeverfahrens je-
weils zeitnah zu dokumentieren. Hierzu 
stellt er sicher, dass er über eine ausrei-
chende Dokumentation verfügt, um Ent-
scheidungen in allen Phasen des Vergabe-
verfahrens, insbesondere zu den Verhand-
lungs- oder Dialogphasen, der Auswahl der 
Teilnehmer sowie der Zuschlagsentschei-
dung, nachvollziehbar zu begründen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Der Auftraggeber bewahrt die 
sachdienlichen Unterlagen zu jedem Auf-
trag auf. Die Unterlagen müssen so aus-
führlich sein, dass zu einem späteren Zeit-
punkt mindestens folgende Entscheidun-
gen nachvollzogen und gerechtfertigt wer-
den können:  

(2) Der Auftraggeber bewahrt die 
sachdienlichen Unterlagen zu jedem Auftrag 
auf. Die Unterlagen müssen so ausführlich 
sein, dass zu einem späteren Zeitpunkt min-
destens folgende Entscheidungen nachvoll-
zogen und gerechtfertigt werden können:  

1. Qualifizierung und Auswahl der Teil-
nehmer sowie Zuschlagserteilung, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Rückgriff auf Verhandlungsverfahren 
ohne vorherigen Teilnahmewettbe-
werb, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. Nichtanwendung dieser Verordnung 
aufgrund der Ausnahmen nach Teil 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen und 

3. Nichtanwendung dieser Verordnung 
aufgrund der Ausnahmen nach Teil 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen, 

4. Gründe, aus denen andere als elektro-
nische Kommunikationsmittel für die 
elektronische Einreichung von Angebo-
ten verwendet wurden. 

4. Gründe, aus denen andere als elektro-
nische Kommunikationsmittel für die 
elektronische Einreichung von Angebo-
ten verwendet wurden, und 

 5. gegebenenfalls die Gründe für die 
Nichtberücksichtigung eines sozia-
len oder eines umweltbezogenen Kri-
teriums bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens. 

(3) Die Dokumentation ist bis zum 
Ende der Vertragslaufzeit oder Rahmenver-
einbarung aufzubewahren, mindestens je-
doch für drei Jahre ab dem Tag des Zu-
schlags. Gleiches gilt für Kopien aller abge-
schlossenen Verträge, die mindestens den 
folgenden Auftragswert haben:  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. 1 Million Euro im Falle von Liefer- oder 
Dienstleistungsaufträgen, 

 

2. 10 Millionen Euro im Falle von Bauauf-
trägen. 

 

(4) Die Dokumentation oder deren 
Hauptelemente ist der Europäischen Kom-
mission sowie den zuständigen Aufsichts- 
oder Prüfbehörden auf deren Anforderung 
hin zu übermitteln. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 17 § 17 

Wettbewerblicher Dialog Wettbewerblicher Dialog 

(1) In der Auftragsbekanntmachung 
oder den Vergabeunterlagen zur Durchfüh-
rung eines wettbewerblichen Dialogs be-
schreibt der Auftraggeber seine Bedürf-
nisse und Anforderungen an die zu be-
schaffende Leistung. Gleichzeitig nennt 
und erläutert er die hierbei zugrunde geleg-
ten Zuschlagskriterien und legt einen vor-
läufigen Zeitrahmen für den Dialog fest. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Auftraggeber fordert eine un-
beschränkte Anzahl von Unternehmen im 
Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs öf-
fentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträ-
gen auf. Jedes interessierte Unternehmen 
kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Un-
ternehmen die vom Auftraggeber geforder-
ten Informationen für die Prüfung ihrer Eig-
nung. 

(2) Der Auftraggeber fordert eine un-
beschränkte Anzahl von Unternehmen im 
Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs öf-
fentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen 
auf. Jedes interessierte Unternehmen kann 
einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem 
Teilnahmeantrag übermitteln die Unterneh-
men die vom Auftraggeber geforderten Un-
terlagen im Sinne des § 46a Absatz 1 für 
die Prüfung ihrer Eignung. 

(3) Die Frist für den Eingang der Teil-
nahmeanträge beträgt mindestens 30 
Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Ab-
sendung der Auftragsbekanntmachung. Sie 
darf auf keinen Fall weniger als 15 Tage 
betragen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Nur diejenigen Unternehmen, die 
vom Auftraggeber nach Prüfung der über-
mittelten Informationen dazu aufgefordert 
werden, können am Dialog teilnehmen. Der 
Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Be-
werber, die zur Teilnahme am Dialog auf-
gefordert werden, gemäß § 45 Absatz 3 be-
grenzen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Der Auftraggeber eröffnet mit den 
ausgewählten Unternehmen einen Dialog, 
in dem er ermittelt und festlegt, wie seine 
Bedürfnisse und Anforderungen am besten 
erfüllt werden können. Dabei kann er mit 
den ausgewählten Unternehmen alle As-
pekte des Auftrags erörtern. Er sorgt dafür, 
dass alle Unternehmen bei dem Dialog 
gleichbehandelt werden, gibt Lösungsvor-
schläge oder vertrauliche Informationen ei-
nes Unternehmens nicht ohne dessen Zu-
stimmung an die anderen Unternehmen 
weiter und verwendet diese nur im Rahmen 
des jeweiligen Vergabeverfahrens. Eine 
solche Zustimmung darf nicht allgemein, 
sondern nur in Bezug auf die beabsichtigte 
Mitteilung bestimmter Informationen erteilt 
werden. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Der Auftraggeber kann vorsehen, 
dass der Dialog in verschiedenen aufeinan-
derfolgenden Phasen geführt wird, sofern 
der Auftraggeber darauf in der Auftragsbe-
kanntmachung oder in den Vergabeunterla-
gen hingewiesen hat. In jeder Dialogphase 
kann die Zahl der zu erörternden Lösungen 
anhand der vorgegebenen Zuschlagskrite-
rien verringert werden. Der Auftraggeber 
hat die Unternehmen zu informieren, wenn 
deren Lösungen nicht für die folgende Dia-
logphase vorgesehen sind. In der Schluss-
phase müssen noch so viele Lösungen vor-
liegen, dass ein echter Wettbewerb ge-
währleistet ist, sofern ursprünglich eine 
ausreichende Anzahl von Lösungen oder 
geeigneten Bietern vorhanden war. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Der Auftraggeber schließt den Dia-
log ab, wenn er die Lösungen ermittelt hat, 
mit denen die Bedürfnisse und Anforderun-
gen an die zu beschaffende Leistung be-
friedigt werden können. Die im Verfahren 
verbliebenen Teilnehmer sind hierüber zu 
informieren. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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(8) Nach Abschluss des Dialogs for-
dert der Auftraggeber die Unternehmen 
auf, auf der Grundlage der eingereichten 
und in der Dialogphase näher ausgeführten 
Lösungen ihr endgültiges Angebot vorzule-
gen. Die Angebote müssen alle Einzelhei-
ten enthalten, die zur Ausführung des Pro-
jekts erforderlich sind. Der Auftraggeber 
kann Klarstellungen und Ergänzungen zu 
diesen Angeboten verlangen. Diese Klar-
stellungen oder Ergänzungen dürfen nicht 
dazu führen, dass wesentliche Bestandteile 
des Angebots oder des öffentlichen Auf-
trags einschließlich der in der Auftragsbe-
kanntmachung oder in den Vergabeunterla-
gen festgelegten Bedürfnisse und Anforde-
rungen grundlegend geändert werden, 
wenn dadurch der Wettbewerb verzerrt 
wird oder andere am Verfahren beteiligte 
Unternehmen diskriminiert werden. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) Der Auftraggeber hat die Ange-
bote anhand der in der Auftragsbekannt-
machung oder in den Vergabeunterlagen 
festgelegten Zuschlagskriterien zu bewer-
ten. Der Auftraggeber kann mit dem Unter-
nehmen, dessen Angebot als das wirt-
schaftlichste ermittelt wurde, mit dem Ziel 
Verhandlungen führen, im Angebot enthal-
tene finanzielle Zusagen oder andere Be-
dingungen zu bestätigen, die in den Auf-
tragsbedingungen abschließend festgelegt 
werden. Dies darf nicht dazu führen, dass 
wesentliche Bestandteile des Angebots 
oder des öffentlichen Auftrags einschließ-
lich der in der Auftragsbekanntmachung 
oder den Vergabeunterlagen festgelegten 
Bedürfnisse und Anforderungen grundle-
gend geändert werden, der Wettbewerb 
verzerrt wird oder andere am Verfahren be-
teiligte Unternehmen diskriminiert werden. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Der Auftraggeber kann Prämien 
oder Zahlungen an die Teilnehmer am Dia-
log vorsehen. 

(10) u n v e r ä n d e r t  
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§ 18 § 18 

Innovationspartnerschaft Innovationspartnerschaft 

(1) Der Auftraggeber kann für die 
Vergabe eines Auftrags eine Innovations-
partnerschaft mit dem Ziel der Entwicklung 
einer innovativen Leistung und deren an-
schließenden Erwerb eingehen. Der Be-
schaffungsbedarf, der der Innovationspart-
nerschaft zugrunde liegt, darf nicht durch 
auf dem Markt bereits verfügbare Leistun-
gen befriedigt werden können. Der Auftrag-
geber beschreibt in der Auftragsbekannt-
machung, der Bekanntmachung über das 
Bestehen eines Qualifizierungssystems 
oder den Vergabeunterlagen die Nachfrage 
nach der innovativen Leistung. Dabei ist 
anzugeben, welche Elemente dieser Be-
schreibung Mindestanforderungen darstel-
len. Es sind Eignungskriterien vorzugeben, 
die die Fähigkeiten der Unternehmen auf 
dem Gebiet der Forschung und Entwick-
lung sowie die Ausarbeitung und Umset-
zung innovativer Lösungen betreffen. Die 
bereitgestellten Informationen müssen so 
genau sein, dass die Unternehmen Art und 
Umfang der geforderten Lösung erkennen 
und entscheiden können, ob sie eine Teil-
nahme an dem Verfahren beantragen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Auftraggeber fordert eine un-
beschränkte Anzahl von Unternehmen im 
Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs öf-
fentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträ-
gen auf. Jedes interessierte Unternehmen 
kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Un-
ternehmen die vom Auftraggeber geforder-
ten Informationen für die Prüfung ihrer Eig-
nung. 

(2) Der Auftraggeber fordert eine un-
beschränkte Anzahl von Unternehmen im 
Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs öf-
fentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen 
auf. Jedes interessierte Unternehmen kann 
einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem 
Teilnahmeantrag übermitteln die Unterneh-
men die vom Auftraggeber geforderten Un-
terlagen im Sinne des § 46a Absatz 1 für 
die Prüfung ihrer Eignung. 

(3) Die Frist für den Eingang der Teil-
nahmeanträge beträgt mindestens 30 
Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Ab-
sendung der Bekanntmachung nach Ab-
satz 1. Sie darf auf keinen Fall weniger als 
15 Tage betragen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Nur diejenigen Unternehmen, die 
vom Auftraggeber infolge einer Bewertung 
der übermittelten Informationen dazu auf-
gefordert werden, können ein Angebot in 
Form von Forschungs- und Innovationspro-
jekten einreichen. Der Auftraggeber kann 
die Zahl geeigneter Bewerber, die zur An-
gebotsabgabe aufgefordert werden, gemäß 
§ 45 Absatz 3 begrenzen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der Auftraggeber verhandelt mit 
den Bietern über die von ihnen eingereich-
ten Erstangebote und alle Folgeangebote, 
mit Ausnahme der endgültigen Angebote, 
mit dem Ziel, die Angebote inhaltlich zu 
verbessern. Dabei darf über den gesamten 
Auftragsinhalt verhandelt werden mit Aus-
nahme der vom Auftraggeber in den Verga-
beunterlagen festgelegten Mindestanforde-
rungen und Zuschlagskriterien. Sofern der 
Auftraggeber in der Auftragsbekanntma-
chung oder in den Vergabeunterlagen da-
rauf hingewiesen hat, kann er die Verhand-
lungen in verschiedenen aufeinanderfol-
genden Phasen abwickeln, um so die Zahl 
der Angebote, über die verhandelt wird, an-
hand der vorgegebenen Zuschlagskriterien 
zu verringern. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Der Auftraggeber trägt dafür 
Sorge, dass alle Bieter bei den Verhand-
lungen gleichbehandelt werden. Insbeson-
dere enthält er sich jeder diskriminierenden 
Weitergabe von Informationen, durch die 
bestimmte Bieter gegenüber anderen be-
günstigt werden könnten. Er unterrichtet 
alle Bieter, deren Angebote gemäß Absatz 
5 nicht ausgeschieden wurden, in Textform 
nach § 126b des Bürgerlichen Gesetz-
buchs über etwaige Änderungen der Anfor-
derungen und sonstigen Informationen in 
den Vergabeunterlagen, die nicht die Fest-
legung der Mindestanforderungen betref-
fen. Im Anschluss an solche Änderungen 
gewährt der Auftraggeber den Bietern aus-
reichend Zeit, um ihre Angebote zu ändern 
und gegebenenfalls überarbeitete Ange-
bote einzureichen. Der Auftraggeber darf 
vertrauliche Informationen eines an den 
Verhandlungen teilnehmenden Bieters 
nicht ohne dessen Zustimmung an die an-
deren Teilnehmer weitergeben. Eine solche 
Zustimmung darf nicht allgemein, sondern 
nur in Bezug auf die beabsichtigte Mittei-
lung bestimmter Informationen erteilt wer-
den. Der Auftraggeber muss in den Verga-
beunterlagen die zum Schutz des geistigen 
Eigentums geltenden Vorkehrungen festle-
gen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Die Innovationspartnerschaft wird 
durch Zuschlag auf Angebote eines oder 
mehrerer Bieter eingegangen. Eine Ertei-
lung des Zuschlags allein auf der Grund-
lage des niedrigsten Preises oder der nied-
rigsten Kosten ist ausgeschlossen. Der 
Auftraggeber kann eine Innovationspartner-
schaft mit einem Partner oder mit mehreren 
Partnern, die getrennte Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten durchführen, einge-
hen. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Die Innovationspartnerschaft wird 
entsprechend dem Forschungs- und Inno-
vationsprozess in zwei aufeinanderfolgen-
den Phasen strukturiert:  

(8) u n v e r ä n d e r t  

1. einer Forschungs- und Entwicklungs-
phase, die die Herstellung von Prototy-
pen oder die Entwicklung der Dienst-
leistung umfasst, und 
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2. einer Leistungsphase, in der die aus 
der Partnerschaft hervorgegangene 
Leistung erbracht wird. 

 

Die Phasen sind durch die Festlegung von 
Zwischenzielen zu untergliedern, bei deren 
Erreichen die Zahlung der Vergütung in an-
gemessenen Teilbeträgen vereinbart wird. 
Der Auftraggeber stellt sicher, dass die 
Struktur der Partnerschaft und insbeson-
dere die Dauer und der Wert der einzelnen 
Phasen den Innovationsgrad der vorge-
schlagenen Lösung und der Abfolge der 
Forschungs- und Innovationstätigkeiten wi-
derspiegeln. Der geschätzte Wert der Lie-
fer- oder Dienstleistung darf in Bezug auf 
die für ihre Entwicklung erforderlichen In-
vestitionen nicht unverhältnismäßig sein. 

 

(9) Auf der Grundlage der Zwischen-
ziele kann der Auftraggeber am Ende jedes 
Entwicklungsabschnittes entscheiden, ob 
er die Innovationspartnerschaft beendet 
oder, im Fall einer Innovationspartnerschaft 
mit mehreren Partnern, die Zahl der Part-
ner durch die Kündigung einzelner Ver-
träge reduziert, sofern der Auftraggeber in 
der Bekanntmachung oder in den Vergabe-
unterlagen darauf hingewiesen hat, dass 
diese Möglichkeiten bestehen und unter 
welchen Umständen davon Gebrauch ge-
macht werden kann. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Nach Abschluss der Forschungs- 
und Entwicklungsphase ist der Auftragge-
ber zum anschließenden Erwerb der inno-
vativen Liefer- oder Dienstleistung nur dann 
verpflichtet, wenn das bei Eingehung der 
Innovationspartnerschaft festgelegte Leis-
tungsniveau und die Kostenobergrenze 
eingehalten werden. 

(10) u n v e r ä n d e r t  
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§ 28 § 28 

Leistungsbeschreibung Leistungsbeschreibung 

(1) Der Auftraggeber fasst die Leis-
tungsbeschreibung (§ 121 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen) in ei-
ner Weise, dass sie allen Unternehmen 
den gleichen Zugang zum Vergabeverfah-
ren gewährt und die Öffnung des nationa-
len Beschaffungsmarktes für den Wettbe-
werb nicht in ungerechtfertigter Weise be-
hindert. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) In der Leistungsbeschreibung sind 
die Merkmale des Auftragsgegenstandes 
zu beschreiben:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. in Form von Leistungs- oder Funktions-
anforderungen oder einer Beschrei-
bung der zu lösenden Aufgabe, die so 
genau wie möglich zu fassen sind, 
dass sie ein klares Bild vom Auftrags-
gegenstand vermitteln und hinreichend 
vergleichbare Angebote erwarten las-
sen, die dem Auftraggeber die Ertei-
lung des Zuschlags ermöglichen, 

 

2. unter Bezugnahme auf die in Anlage 1 
definierten technischen Anforderungen 
in der Rangfolge:  

 

a) nationale Normen, mit denen euro-
päische Normen umgesetzt wer-
den, 

 

b) Europäische Technische Bewer-
tungen, 

 

c) gemeinsame technische Spezifika-
tionen, 

 

d) internationale Normen und andere 
technische Bezugssysteme, die 
von den europäischen Normungs-
gremien erarbeitet wurden oder, 
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e) falls solche Normen und Spezifika-
tionen fehlen, nationale Normen, 
nationale technische Zulassungen 
oder nationale technische Spezifi-
kationen für die Planung, Berech-
nung und Ausführung von Bauwer-
ken und den Einsatz von Produk-
ten oder 

 

3. als Kombination der Nummern 1 und 2   

a) in Form von Leistungs- oder Funk-
tionsanforderungen unter Bezug-
nahme auf die technischen Anfor-
derungen gemäß Nummer 2 als 
Mittel zur Vermutung der Konfor-
mität mit diesen Leistungs- und 
Funktionsanforderungen oder 

 

b) mit Bezugnahme auf die techni-
schen Anforderungen gemäß 
Nummer 2 hinsichtlich bestimmter 
Merkmale und mit Bezugnahme 
auf die Leistungs- und Funktions-
anforderungen gemäß Nummer 1 
hinsichtlich anderer Merkmale. 

 

Jede Bezugnahme auf eine Anforderung 
nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a bis e 

versehen. 

 

(3) Die Merkmale können auch As-
pekte der Qualität und der Innovation sowie 
soziale und umweltbezogene Aspekte be-
treffen. Sie können sich auch auf den Pro-
zess oder die Methode zur Herstellung 
oder Erbringung der Leistung oder auf ein 
anderes Stadium im Lebenszyklus des Auf-
tragsgegenstandes einschließlich der Pro-
duktions- und Lieferkette beziehen, auch 
wenn derartige Faktoren keine materiellen 
Bestandteile der Leistung sind, sofern 
diese Merkmale in Verbindung mit dem 
Auftragsgegenstand stehen und zu dessen 
Wert und Beschaffungszielen verhältnismä-
ßig sind. 

(3) Vorbehaltlich der in § 120a des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen geregelten Vorgaben zur Berück-
sichtigung sozialer und umweltbezoge-
ner Kriterien bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens können die Merkmale 
auch Aspekte der Qualität und der Inno-
vation sowie soziale und umweltbezo-
gene Aspekte betreffen. Sie können sich 
auch auf den Prozess oder die Methode zur 
Herstellung oder Erbringung der Leistung 
oder auf ein anderes Stadium im Lebens-
zyklus des Auftragsgegenstandes ein-
schließlich der Produktions- und Lieferkette 
beziehen, auch wenn derartige Faktoren 
keine materiellen Bestandteile der Leistung 
sind, sofern diese Merkmale in Verbindung 
mit dem Auftragsgegenstand stehen und zu 
dessen Wert und Beschaffungszielen ver-
hältnismäßig sind. 
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(4) In der Leistungsbeschreibung 
kann ferner festgelegt werden, ob Rechte 
des geistigen Eigentums übertragen oder 
dem Auftraggeber daran Nutzungsrechte 
eingeräumt werden müssen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Werden verpflichtende Zugäng-
lichkeitserfordernisse im Sinne des § 121 
Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen mit einem Rechts-
akt der Europäischen Union erlassen, so 
muss die Leistungsbeschreibung, soweit 
die Kriterien der Zugänglichkeit für Men-
schen mit Behinderungen oder der Kon-
zeption für alle Nutzer betroffen sind, da-
rauf Bezug nehmen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) In der Leistungsbeschreibung darf 
nicht auf eine bestimmte Produktion oder 
Herkunft oder ein besonderes Verfahren 
oder auf gewerbliche Schutzrechte, Typen 
oder einen bestimmten Ursprung verwiesen 
werden, wenn dadurch bestimmte Unter-
nehmen oder bestimmte Produkte begüns-
tigt oder ausgeschlossen werden, es sei 
denn, dieser Verweis ist durch den Auf-
tragsgegenstand gerechtfertigt. Solche Ver-
weise sind ausnahmsweise zulässig, wenn 
der Auftragsgegenstand anderenfalls nicht 
hinreichend genau und allgemein verständ-
lich beschrieben werden kann; die Ver-

 

(6) u n v e r ä n d e r t  

§ 33 § 33 

Nebenangebote Nebenangebote 

(1) Der Auftraggeber kann Nebenan-
gebote zulassen oder vorschreiben. Dabei 
legt er Mindestanforderungen, denen die 
Nebenangebote genügen müssen, fest. 

(1) Der Auftraggeber kann Nebenan-
gebote zulassen, vorschreiben oder aus-
schließen. Werden Nebenangebote zuge-
lassen oder vorgeschrieben, legt er Min-
destanforderungen, denen die Nebenange-
bote genügen müssen, fest. 
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(2) Die entsprechenden Angaben ma-
chen die Auftraggeber in der Bekanntma-
chung oder den Vergabeunterlagen. Fehlt 
eine entsprechende Angabe, sind keine 
Nebenangebote zugelassen. Es ist auch 
anzugeben, ob ein Nebenangebot unab-
hängig oder nur in Verbindung mit einem 
Hauptangebot eingereicht werden darf. 
Fehlt eine solche Angabe, sind Nebenan-
gebote auch ohne ein Hauptangebot zuge-
lassen. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber gibt 
in der Auftragsbekanntmachung oder in 
der Aufforderung zur Interessensbestäti-
gung an, ob er Nebenangebote zulässt, 
vorschreibt oder ausschließt. Eine Be-
gründung ist nicht erforderlich. Es ist 
auch anzugeben, ob ein Nebenangebot un-
abhängig oder nur in Verbindung mit einem 
Hauptangebot eingereicht werden darf. 
Fehlt eine solche Angabe, sind Nebenange-
bote auch ohne ein Hauptangebot zugelas-
sen. 

(3) Die Zuschlagskriterien sind gemäß 
§ 127 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen so festzulegen, 
dass sie sowohl auf Hauptangebote als 
auch auf Nebenangebote anwendbar sind. 
Nebenangebote können auch zugelassen 
oder vorgeschrieben werden, wenn der 
Preis oder die Kosten das alleinige Zu-
schlagskriterium sind. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Der Auftraggeber berücksichtigt 
nur Nebenangebote, die die Mindestanfor-
derungen erfüllen. Bei den Verfahren zur 
Vergabe von Liefer- oder Dienstleistungs-
aufträgen dürfen Auftraggeber, die Neben-
angebote zugelassen oder vorgeschrieben 
haben, ein Nebenangebot nicht allein des-
halb zurückweisen, weil es, wenn darauf 
der Zuschlag erteilt werden sollte, entweder 
zu einem Dienstleistungsauftrag anstatt zu 
einem Lieferauftrag oder zu einem Liefer-
auftrag anstatt zu einem Dienstleistungs-
auftrag führen würde. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 34 § 34 

Unteraufträge Unteraufträge 

(1) Der Auftraggeber kann Unterneh-
men in der Auftragsbekanntmachung oder 
den Vergabeunterlagen auffordern, bei An-
gebotsabgabe die Teile des Auftrags, die 
sie im Wege der Unterauftragsvergabe an 
Dritte zu vergeben beabsichtigen, sowie, 
falls zumutbar, die vorgesehenen Unterauf-
tragnehmer zu benennen. Vor Zuschlagser-
teilung kann der Auftraggeber von den Bie-
tern, deren Angebote in die engere Wahl 
kommen, verlangen, die Unterauftragneh-
mer zu benennen und nachzuweisen, dass 
ihnen die erforderlichen Mittel dieser Unter-
auftragnehmer zur Verfügung stehen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Haftung des Hauptauftragneh-
mers gegenüber dem Auftraggeber bleibt 
von Absatz 1 unberührt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bei der Vergabe von Bau- oder 
Dienstleistungsaufträgen, die in einer Ein-
richtung des Auftraggebers unter dessen 
direkter Aufsicht zu erbringen sind, schreibt 
der Auftraggeber in den Vertragsbedingun-
gen vor, dass der Auftragnehmer spätes-
tens bei Beginn der Auftragsausführung die 
Namen, die Kontaktdaten und die gesetzli-
chen Vertreter seiner Unterauftragnehmer 
mitteilt und dass jede im Rahmen der Auf-
tragsausführung eintretende Änderung auf 
der Ebene der Unterauftragnehmer mitzu-
teilen ist. Der Auftraggeber kann die Mittei-
lungspflichten nach Satz 1 auch als Ver-
tragsbedingungen bei der Vergabe anderer 
Dienstleistungsaufträge oder bei der 
Vergabe von Lieferaufträgen vorsehen. 
Des Weiteren können die Mitteilungspflich-
ten auch auf Lieferanten, die an Dienstleis-
tungsaufträgen beteiligt sind, sowie auf 
weitere Stufen in der Kette der Unterauf-
tragnehmer ausgeweitet werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Für Unterauftragnehmer aller Stu-
fen gilt § 128 Absatz 1 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Der öffentliche Auftraggeber im 
Sinne des § 100 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen überprüft vor der Erteilung des Zu-
schlags, ob Gründe für den Ausschluss des 
Unterauftragnehmers vorliegen. Bei Vorlie-
gen zwingender Ausschlussgründe verlangt 
der öffentliche Auftraggeber die Ersetzung 
des Unterauftragnehmers. Bei Vorliegen fa-
kultativer Ausschlussgründe kann der öf-
fentliche Auftraggeber verlangen, dass die-
ser ersetzt wird. Der öffentliche Auftragge-
ber kann dem Bewerber oder Bieter dafür 
eine Frist setzen. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber im 
Sinne des § 100 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen überprüft vor der Erteilung des Zu-
schlags, ob Gründe für den Ausschluss des 
Unterauftragnehmers vorliegen. Dies um-
fasst die Ausschlussgründe nach den 
§§ 123 und 124 GWB sowie die Eignung 
des Unterauftragnehmers. Bei Vorliegen 
zwingender Ausschlussgründe oder feh-
lender Eignung des Unterauftragneh-
mers verlangt der öffentliche Auftraggeber 
die Ersetzung des Unterauftragnehmers. 
Bei Vorliegen fakultativer Ausschlussgründe 
kann der öffentliche Auftraggeber verlan-
gen, dass dieser ersetzt wird. Der öffentliche 
Auftraggeber kann dem Bewerber oder Bie-
ter dafür eine Frist setzen. 

§ 41 § 41 

Bereitstellung der Vergabeunterlagen Vergabeunterlagen und deren elektroni-
sche Bereitstellung 

(1) Der Auftraggeber gibt in der Auf-
tragsbekanntmachung oder der Aufforde-
rung zur Interessensbestätigung eine elekt-
ronische Adresse an, unter der die Verga-
beunterlagen unentgeltlich, uneinge-
schränkt, vollständig und direkt abgerufen 
werden können. 

(1) Für Vergabeunterlagen gilt § 29 
Absatz 1 der Verordnung über die 
Vergabe öffentlicher Aufträge entspre-
chend.  

(2) Im Falle einer Bekanntmachung 
über das Bestehen eines Qualifizierungs-
systems nach § 37 ist dieser Zugang un-
verzüglich, spätestens zum Zeitpunkt der 
Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe oder zu Verhandlungen anzu-
bieten. Der Text der Bekanntmachung oder 
dieser Aufforderung muss die Internet-
adresse, über die diese Vergabeunterlagen 
abrufbar sind, enthalten. 

(2) Der Auftraggeber gibt in der Auf-
tragsbekanntmachung oder der Auffor-
derung zur Interessensbestätigung eine 
elektronische Adresse an, unter der die 
Vergabeunterlagen nach Absatz 1 unent-
geltlich, uneingeschränkt, vollständig 
und direkt abgerufen werden können. Im 
Falle einer Bekanntmachung über das Be-
stehen eines Qualifizierungssystems nach § 
37 ist dieser Zugang unverzüglich, spätes-
tens zum Zeitpunkt der Absendung der Auf-
forderung zur Angebotsabgabe oder zu Ver-
handlungen anzubieten. Der Text der Be-
kanntmachung oder dieser Aufforderung 
muss die Internetadresse, über die diese 
Vergabeunterlagen abrufbar sind, enthal-
ten. 
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(3) Der Auftraggeber kann die Verga-
beunterlagen auf einem anderen geeigne-
ten Weg zur Verfügung stellen oder über-
mitteln, wenn die erforderlichen elektroni-
schen Mittel zum Abruf der Unterlagen  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. aufgrund der besonderen Art der Auf-
tragsvergabe nicht mit allgemein ver-
fügbaren oder verbreiteten Geräten 
und Programmen der Informations- 
und Kommunikationstechnologie kom-
patibel sind, 

 

2. Dateiformate zur Beschreibung der An-
gebote verwenden, die nicht mit allge-
mein verfügbaren oder verbreiteten 
Programmen verarbeitet werden kön-
nen oder die durch andere als kosten-
lose und allgemein verfügbare Lizen-
zen geschützt sind, oder 

 

3. die Verwendung von Bürogeräten vo-
raussetzen, die Auftraggebern nicht all-
gemein zur Verfügung stehen. 

 

Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um 
fünf Tage verlängert, sofern nicht ein Fall 
hinreichend begründeter Dringlichkeit ge-
mäß § 14 Absatz 3 vorliegt oder die Frist 
gemäß § 15 Absatz 3 im gegenseitigen 
Einvernehmen festgelegt wurde. 

 

(4) Der Auftraggeber gibt in der Auf-
tragsbekanntmachung oder der Aufforde-
rung zur Interessensbestätigung oder, so-
fern eine Bekanntmachung über das Beste-
hen eines Qualifizierungssystems erfolgt, in 
den Vergabeunterlagen an, welche Maß-
nahmen er zum Schutz der Vertraulichkeit 
von Informationen anwendet und wie auf 
die Vergabeunterlagen zugegriffen werden 
kann. Die Angebotsfrist wird in diesen Fäl-
len um fünf Tage verlängert, es sei denn, 
die Maßnahme zum Schutz der Vertraulich-
keit besteht ausschließlich in der Abgabe 
einer Verschwiegenheitserklärung, es liegt 
ein Fall hinreichend begründeter Dringlich-
keit gemäß § 14 Absatz 3 vor oder die Frist 
wurde gemäß § 15 Absatz 3 im gegenseiti-
gen Einvernehmen festgelegt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 46 § 46 

Objektive und nichtdiskriminierende Kri-
terien 

Objektive und nichtdiskriminierende Kri-
terien 

(1) Der Auftraggeber wählt die Unter-
nehmen anhand objektiver Kriterien aus, 
die allen interessierten Unternehmen zu-
gänglich sein müssen. 

(1) Der Auftraggeber wählt die Unter-
nehmen anhand angemessener und objek-
tiver Kriterien aus, die allen interessierten 
Unternehmen zugänglich sein müssen. 

(2) Die objektiven und nichtdiskrimi-
nierenden Kriterien für die Auswahl der Un-
ternehmen, die eine Qualifizierung im Rah-
men eines Qualifizierungssystems beantra-
gen, sowie für die Auswahl der Bewerber 
und Bieter im offenen Verfahren, nicht offe-
nen Verfahren, Verhandlungsverfahren, 
wettbewerblichen Dialog oder in einer Inno-
vationspartnerschaft können nach § 142 
Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen die Anwendung des 
§ 123 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen beinhalten. Handelt es 
sich um einen Auftraggeber nach § 100 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, beinhalten 
diese Kriterien nach § 142 Nummer 2 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen die Anwendung des § 123 des Ge-
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen. 

(2) Die angemessenen, objektiven 
und nichtdiskriminierenden Kriterien für die 
Auswahl der Unternehmen, die eine Qualifi-
zierung im Rahmen eines Qualifizierungs-
systems beantragen, sowie für die Auswahl 
der Bewerber und Bieter im offenen Verfah-
ren, nicht offenen Verfahren, Verhandlungs-
verfahren, wettbewerblichen Dialog oder in 
einer Innovationspartnerschaft können nach 
§ 142 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen die Anwendung 
des § 123 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen beinhalten. Handelt 
es sich um einen Auftraggeber nach § 100 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, beinhalten 
diese Kriterien nach § 142 Nummer 2 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen die Anwendung des § 123 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 

(3) Verlangt der Aufraggeber für die 
wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfä-
higkeit einen bestimmten Mindestjahresum-
satz, darf dieser Wert das Zweifache des 
geschätzten Auftragswerts nur überschrei-
ten, wenn aufgrund der Art des Auftragsge-
genstands spezielle Risiken bestehen. Der 
Auftraggeber hat eine solche Anforderung 
in den Vergabeunterlagen oder im Verga-
bevermerk hinreichend zu begründen. 

(3) Verlangt der Auftraggeber für die 
wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfä-
higkeit einen bestimmten Mindestjahresum-
satz, darf dieser Wert das Zweifache des 
geschätzten Auftragswerts nur überschrei-
ten, wenn aufgrund der Art des Auftragsge-
genstands spezielle Risiken bestehen. Der 
Auftraggeber hat eine solche Anforderung in 
den Vergabeunterlagen oder im Vergabe-
vermerk hinreichend zu begründen. 

 (4) Bei der Auswahl der Kriterien 
und Eignungsnachweise sind die beson-
deren Umstände von jungen sowie von 
kleinen und mittleren Unternehmen zu 
berücksichtigen. 
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§ 51 § 51 

Prüfung und Wertung der Angebote; 
Nachforderung von Unterlagen 

Prüfung und Wertung der Angebote; 
Nachforderung von Unterlagen 

(1) Die Angebote werden geprüft und 
gewertet, bevor der Zuschlag erteilt wird. 

(1) Die Angebote werden geprüft und 
gewertet, bevor der Zuschlag erteilt wird. 
Beim offenen Verfahren führt der Auf-
traggeber die Angebotsprüfung vor der 
Eignungsprüfung durch. Er kann von 
Satz 1 abweichen, soweit ein erhöhter 
Aufwand oder sonstige verfahrensbezo-
gene Gründe entgegenstehen. Eine Be-
gründung ist nicht erforderlich. 

(2) Der Auftraggeber kann den Be-
werber oder Bieter unter Einhaltung der 
Grundsätze der Transparenz und der 
Gleichbehandlung auffordern, fehlende, un-
vollständige oder fehlerhafte unterneh-
mensbezogene Unterlagen, insbesondere 
Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigun-
gen oder sonstige Nachweise, nachzu-
reichen, zu vervollständigen oder zu korri-
gieren, oder fehlende oder unvollständige 
leistungsbezogene Unterlagen nachzu-
reichen oder zu vervollständigen. Der Auf-
traggeber ist berechtigt, in der Auftragsbe-
kanntmachung oder den Vergabeunterla-
gen festzulegen, dass er keine Unterlagen 
nachfordern wird. 

(2) Der Auftraggeber kann den Be-
werber oder Bieter unter Einhaltung der 
Grundsätze der Transparenz und der 
Gleichbehandlung auffordern, fehlende, 
unvollständige oder fehlerhafte Unterla-
gen oder Unterlagen zu übermitteln, zu 
ergänzen, zu erläutern oder zu vervoll-
ständigen. 

(3) Die Nachforderung von leistungs-
bezogenen Unterlagen, die die Wirtschaft-
lichkeitsbewertung der Angebote anhand 
der Zuschlagskriterien betreffen, ist ausge-
schlossen. Dies gilt nicht für Preisangaben, 
wenn es sich um unwesentliche Einzelposi-
tionen handelt, deren Einzelpreise den Ge-
samtpreis nicht verändern oder die Wer-
tungsreihenfolge und den Wettbewerb be-
einträchtigen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Unterlagen sind vom Bewer-
ber oder Bieter nach Aufforderung durch 
den Auftraggeber innerhalb einer von die-
sem festzulegenden angemessenen, nach 
dem Kalender bestimmten Frist vorzulegen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  



 - 147 -   

 

Geltende Fassung Referentenentwurf  
Vergaberechtstransformationsgesetz 

(5) Die Entscheidung zur und das Er-
gebnis der Nachforderung sind zu doku-
mentieren. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 52 § 52 

Zuschlag und Zuschlagskriterien Zuschlag und Zuschlagskriterien 

(1) Der Zuschlag wird nach Maßgabe 
des § 127 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen auf das wirtschaft-
lichste Angebot erteilt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichs-
ten Angebots erfolgt auf der Grundlage des 
besten Preis-Leistungs-Verhältnisses. Ne-
ben dem Preis oder den Kosten können 
auch qualitative, umweltbezogene oder so-
ziale Zuschlagskriterien berücksichtigt wer-
den, insbesondere:  

(2) Vorbehaltlich der in § 120a des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen geregelten Vorgaben zur Berück-
sichtigung sozialer und umweltbezoge-
ner Kriterien bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens können neben dem 
Preis oder den Kosten auch qualitative, 
umweltbezogene oder soziale Zu-
schlagskriterien berücksichtigt werden, 
insbesondere: 

1. die Qualität, einschließlich des techni-
schen Werts, Ästhetik, Zweckmäßig-
keit, Zugänglichkeit der Leistung insbe-
sondere für Menschen mit Behinderun-
gen, ihrer Übereinstimmung mit Anfor-
derungen des 
ale, umweltbezogene und innovative 
Eigenschaften sowie Vertriebs- und 
Handelsbedingungen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Organisation, Qualifikation und Er-
fahrung des mit der Ausführung des 
Auftrags betrauten Personals, wenn 
die Qualität des eingesetzten Perso-
nals erheblichen Einfluss auf das Ni-
veau der Auftragsausführung haben 
kann, oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Verfügbarkeit von Kundendienst 
und technischer Hilfe sowie Lieferbe-
dingungen wie Liefertermin, Lieferver-
fahren sowie Liefer- oder Ausführungs-
fristen. 

3. u n v e r ä n d e r t  
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Der Auftraggeber kann auch Festpreise 
oder Festkosten vorgeben, sodass das 
wirtschaftlichste Angebot ausschließlich 
nach qualitativen, umweltbezogenen oder 
sozialen Zuschlagskriterien nach Satz 1 be-
stimmt wird. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Auftraggeber gibt in der Auf-
tragsbekanntmachung oder den Vergabe-
unterlagen an, wie er die einzelnen Zu-
schlagskriterien gewichtet, um das wirt-
schaftlichste Angebot zu ermitteln. Diese 
Gewichtung kann auch mittels einer 
Spanne angegeben werden, deren Band-
breite angemessen sein muss. Ist die Ge-
wichtung aus objektiven Gründen nicht 
möglich, so gibt der Auftraggeber die Zu-
schlagskriterien in absteigender Rangfolge 
an. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Für den Beleg, ob und inwieweit 
die angebotene Leistung den geforderten 
Zuschlagskriterien entspricht, gelten die §§ 
31 und 32 entsprechend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Für den Beleg, dass die angebo-
tene Leistung den geforderten Ausfüh-
rungsbedingungen gemäß § 128 Absatz 2 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen entspricht, gelten die §§ 31 
und 32 entsprechend. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 55 § 55 

Angebote, die Erzeugnisse aus Drittlän-
dern umfassen 

Angebote, die Erzeugnisse aus Drittlän-
dern umfassen 

(1) Der Auftraggeber eines Lieferauf-
trags kann Angebote zurückweisen, bei de-
nen der Warenanteil zu mehr als 50 Pro-
zent des Gesamtwertes aus Ländern 
stammt, die nicht Vertragsparteien des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sind und mit denen auch keine 
sonstigen Vereinbarungen über gegenseiti-
gen Marktzugang bestehen. Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie gibt 
im Bundesanzeiger bekannt, mit welchen 
Ländern und auf welchen Gebieten solche 
Vereinbarungen bestehen. 

(1) Der Auftraggeber eines Lieferauf-
trags kann Angebote zurückweisen, bei de-
nen der Warenanteil zu mehr als 50 Prozent 
des Gesamtwertes aus Ländern stammt, die 
nicht Vertragsparteien des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
sind und mit denen auch keine sonstigen 
Vereinbarungen über gegenseitigen Markt-
zugang bestehen. Das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz gibt im Bun-
desanzeiger bekannt, mit welchen Ländern 
und auf welchen Gebieten solche Vereinba-
rungen bestehen. 
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(2) Sind zwei oder mehrere Angebote 
nach den Zuschlagskriterien gleichwertig, 
so ist dasjenige Angebot zu bevorzugen, 
das nicht nach Absatz 1 zurückgewiesen 
werden kann. Die Preise sind als gleich-
wertig anzusehen, wenn sie nicht um mehr 
als 3 Prozent voneinander abweichen. Satz 
1 ist nicht anzuwenden, wenn die Bevorzu-
gung zum Erwerb von Ausrüstungen führen 
würde, die andere technische Merkmale als 
die vom Auftraggeber bereits genutzten 
Ausrüstungen aufweisen und dadurch bei 
Betrieb und Wartung zu Inkompatibilität 
oder technischen Schwierigkeiten oder zu 
unverhältnismäßigen Kosten führen würde. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Software, die in der Ausstattung 
für Telekommunikationsnetze verwendet 
wird, gilt als Ware im Sinne des Absatzes 
1. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

 

Artikel 6 

 Verordnung über die Vergabe 
von Konzessionen 

§ 6 § 6 

Dokumentation und Vergabevermerk Dokumentation und Vergabevermerk 

(1) Der Konzessionsgeber dokumen-
tiert das Vergabeverfahren von Beginn an 
fortlaufend in Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, soweit dies für 
die Begründung von Entscheidungen auf 
jeder Stufe des Vergabeverfahrens erfor-
derlich ist. Dazu gehört zum Beispiel die 
Dokumentation der Kommunikation mit Un-
ternehmen und internen Beratungen, der 
Vorbereitung der Konzessionsbekanntma-
chung und der Vergabeunterlagen, der Öff-
nung der Teilnahmeanträge und Angebote, 
der Verhandlungen mit den Bewerbern und 
Bietern sowie der Gründe für Auswahlent-
scheidungen und den Zuschlag. 

(1) Der Konzessionsgeber dokumen-
tiert das Vergabeverfahren fortlaufend in 
Textform, sodass die einzelnen Stufen 
des Verfahrens, die einzelnen Maßnah-
men sowie die Begründungen der einzel-
nen Entscheidungen festgehalten wer-
den. Er erstellt einen zusammenfassen-
den Vergabevermerk in Textform. 
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(2) Der Konzessionsgeber fertigt über 
jedes Vergabeverfahren einen Vermerk in 
Textform nach § 126b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs an. Dieser Vergabevermerk 
umfasst mindestens Folgendes: 

(aufgehoben) 

1. den Namen und die Anschrift des Kon-
zessionsgebers sowie Gegenstand 
und Vertragswert der Konzession, 

 

2. den Namen und die Anschrift des Kon-
zessionsgebers sowie Gegenstand 
und Vertragswert der Konzession, 

 

3. die nicht berücksichtigten Teilnahme-
anträge und Angebote sowie die Na-
men der nicht berücksichtigten Bewer-
ber oder Bieter und die Gründe für ihre 
Nichtberücksichtigung, 

 

4. den Namen des erfolgreichen Bieters 
und die Gründe für die Auswahl seines 
Angebots sowie, falls bekannt, den An-
teil an der Konzession, den der erfolg-
reiche Bieter an Dritte weiterzugeben 
beabsichtigt, und die Namen der Un-
terauftragnehmer, 

 

5. die Gründe, aus denen der Konzessi-
onsgeber auf die Vergabe einer Kon-
zession verzichtet hat, 

 

6. die Gründe, aus denen andere als 
elektronische Mittel für die Einreichung 
der Angebote verwendet wurden, und 

 

7. Angaben zu aufgedeckten Interessen-
konflikten und getroffenen Abhilfemaß-
nahmen. 

 

(3) Die Dokumentation, der Vergabe-
vermerk, die Teilnahmeanträge und die An-
gebote einschließlich ihrer Anlagen sind bis 
zum Ende der Vertragslaufzeit vertraulich 
zu behandeln und aufzubewahren, mindes-
tens jedoch für drei Jahre ab dem Tag des 
Zuschlags. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(4) § 4 bleibt unberührt. (3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 15 § 15 

Leistungsbeschreibung Leistungsbeschreibung 

(1) In der Leistungsbeschreibung wer-
den die für die vertragsgegenständlichen 
Bau- oder Dienstleistungen geforderten 
Merkmale durch technische und funktio-
nelle Anforderungen festgelegt. Der Kon-
zessionsgeber fasst die Leistungsbeschrei-
bung gemäß § 152 Absatz 1 in Verbindung 
mit § 121 Absatz 1 und 3 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen in einer 
Weise, dass allen Unternehmen der gleiche 
Zugang zum Vergabeverfahren gewährt 
wird und die Öffnung des nationalen Be-
schaffungsmarkts für den Wettbewerb nicht 
in ungerechtfertigter Weise behindert wird. 

(1) unverändert 

(2) Die Merkmale können Aspekte der 
Qualität und Innovation sowie soziale und 
umweltbezogene Aspekte betreffen. Sie 
können sich auch auf den Prozess oder die 
Methode zur Herstellung oder Erbringung 
der Bau- oder Dienstleistungen oder auf 
ein anderes Stadium im Lebenszyklus des 
Gegenstands der Konzession einschließ-
lich der Produktions- und Lieferkette bezie-
hen, auch wenn derartige Faktoren keine 
materiellen Bestandteile des Gegenstands 
der Konzession sind, sofern diese Merk-
male in Verbindung mit dem Gegenstand 
der Konzession stehen und zu dessen Wert 
und Beschaffungszielen verhältnismäßig 
sind. 

(2) Vorbehaltlich der in § 120a des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen geregelten Vorgaben zur Berück-
sichtigung sozialer und umweltbezoge-
ner Kriterien bei der Ausgestaltung des 
Vergabeverfahrens können die Merkmale 
Aspekte der Qualität und Innovation so-
wie soziale und umweltbezogene As-
pekte betreffen. Sie können sich auch auf 
den Prozess oder die Methode zur Herstel-
lung oder Erbringung der Bau- oder Dienst-
leistungen oder auf ein anderes Stadium im 
Lebenszyklus des Gegenstands der Kon-
zession einschließlich der Produktions- und 
Lieferkette beziehen, auch wenn derartige 
Faktoren keine materiellen Bestandteile des 
Gegenstands der Konzession sind, sofern 
diese Merkmale in Verbindung mit dem Ge-
genstand der Konzession stehen und zu 
dessen Wert und Beschaffungszielen ver-
hältnismäßig sind. 
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(3) In der Leistungsbeschreibung darf 
nicht auf eine bestimmte Produktion oder 
Herkunft oder ein besonderes Verfahren, 
das die Erzeugnisse oder Dienstleistungen 
eines bestimmten Unternehmens kenn-
zeichnet, oder auf gewerbliche Schutz-
rechte, Typen oder eine bestimmte Erzeu-
gung verwiesen werden, wenn dadurch be-
stimmte Unternehmen oder bestimmte Pro-
dukte begünstigt oder ausgeschlossen wer-
den, es sei denn, dieser Verweis ist durch 
den Konzessionsgegenstand gerechtfertigt. 
Solche Verweise sind ausnahmsweise zu-
lässig, wenn der Konzessionsgegenstand 
andernfalls nicht hinreichend genau und 
allgemein verständlich beschrieben werden 
kann; diese Verweise sind mit dem Zusatz 

 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Ein Angebot darf nicht mit der Be-
gründung abgelehnt werden, dass die an-
gebotenen Bau- oder Dienstleistungen 
nicht den in der Leistungsbeschreibung ge-
nannten technischen und funktionellen An-
forderungen entsprechen, wenn der Bieter 
in seinem Angebot mit geeigneten Mitteln 
nachgewiesen hat, dass die von ihm vorge-
schlagenen Lösungen diese Anforderun-
gen in gleichwertiger Weise erfüllen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 17 § 17 

Bereitstellung der Vergabeunterlagen Bereitstellung der Vergabeunterlagen 

(1) Der Konzessionsgeber gibt in der 
Konzessionsbekanntmachung oder  so-
fern die Konzessionsbekanntmachung 
keine Aufforderung zur Angebotsabgabe 
enthält  in der Aufforderung zur Angebots-
abgabe eine elektronische Adresse an, un-
ter der die Vergabeunterlagen unentgelt-
lich, uneingeschränkt, vollständig und direkt 
abgerufen werden können. 

(1) Der Konzessionsgeber gibt in der 
Konzessionsbekanntmachung oder  sofern 
die Konzessionsbekanntmachung keine 
Aufforderung zur Angebotsabgabe enthält  
in der Aufforderung zur Angebotsabgabe 
eine elektronische Adresse an, unter der die 
Vergabeunterlagen nach § 16 unentgeltlich, 
uneingeschränkt, vollständig und direkt ab-
gerufen werden können. 
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(2) Der Konzessionsgeber kann die 
Vergabeunterlagen auf einem anderen ge-
eigneten Weg übermitteln, wenn aufgrund 
hinreichend begründeter Umstände aus au-
ßergewöhnlichen Sicherheitsgründen oder 
technischen Gründen oder aufgrund der 
besonderen Sensibilität von Handelsinfor-
mationen, die eines sehr hohen Daten-
schutzniveaus bedürfen, ein unentgeltli-
cher, uneingeschränkter und vollständiger 
elektronischer Zugang nicht angeboten 
werden kann. In diesem Fall gibt der Kon-
zessionsgeber in der Konzessionsbekannt-
machung oder der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe an, dass die Vergabeunterla-
gen auf einem anderen geeigneten Weg 
übermittelt werden können und die Frist für 
den Eingang der Angebote verlängert wird. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 23 § 23 

Form und Modalitäten der Veröffentli-
chung von Bekanntmachungen 

Form und Modalitäten der Veröffentli-
chung von Bekanntmachungen 

(1) Der Konzessionsgeber muss den 
Tag der Absendung der Bekanntmachun-
gen an das Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union nachweisen können. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Als Nachweis der Veröffentlichung 
dient die Bestätigung des Eingangs der Be-
kanntmachung und der Veröffentlichung 
der übermittelten Information, die der Kon-
zessionsgeber vom Amt für Veröffentli-
chungen der Europäischen Union erhält. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bekanntmachungen dürfen frühes-
tens 48 Stunden nach der Bestätigung des 
Amtes für Veröffentlichungen der Europäi-
schen Union über die Veröffentlichung der 
übermittelten Informationen auf nationaler 
Ebene veröffentlicht werden. Die Veröffent-
lichung darf nur die Angaben enthalten, die 
in der an das Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union übermittelten Be-
kanntmachung enthalten sind. In der natio-
nalen Bekanntmachung ist das Datum der 
Übermittlung an das Amt für Veröffentli-
chungen der Europäischen Union anzuge-
ben. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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 (4) § 40 Absatz 1 Satz 3 der Verga-
beverordnung gilt entsprechend. 

§ 25 § 25 

Anforderungen an die Auswahl geeigne-
ter Unternehmen; Eignungsleihe 

Anforderungen an die Auswahl geeigne-
ter Unternehmen; Eignungsleihe 

(1) Der Konzessionsgeber legt die 
Eignungskriterien gemäß § 152 Absatz 2 in 
Verbindung mit § 122 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen fest und gibt 
die Eignungskriterien in der Konzessions-
bekanntmachung an. Ist eine Konzessions-
bekanntmachung gemäß § 20 nicht erfor-
derlich, sind die Eignungskriterien in die 
Vergabeunterlagen aufzunehmen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Eignungskriterien müssen 
nichtdiskriminierend sein und dem Zweck 
dienen, 

(2) Die Eignungskriterien müssen 
nichtdiskriminierend sein und dem Zweck 
dienen, 

1. sicherzustellen, dass der Konzessions-
nehmer zur Durchführung der Konzes-
sion in Anbetracht des Konzessionsge-
genstands fähig ist, sowie 

1.  u n v e r ä n d e r t  

2. den Wettbewerb zu gewährleisten. 2. u n v e r ä n d e r t  

 Bei der Auswahl der Eignungskriterien 
und Eignungsnachweise sind die beson-
deren Umstände von jungen sowie von 
kleinen und mittleren Unternehmen zu 
berücksichtigen. 

(3) Zur Erfüllung der Eignungskriterien 
darf ein Unternehmen Kapazitäten anderer 
Unternehmen einbeziehen, unabhängig da-
von, welche rechtlichen Beziehungen zwi-
schen ihm und diesen Unternehmen beste-
hen. Hinsichtlich der finanziellen Leistungs-
fähigkeit kann der Konzessionsgeber ver-
langen, dass die Unternehmen gemein-
schaftlich für die Vertragsdurchführung haf-
ten. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 26 § 26 

Beleg für die Eignung und das Nichtvor-
liegen von Ausschlussgründen 

Beleg für die Eignung und das Nichtvor-
liegen von Ausschlussgründen 

(1) Der Konzessionsgeber prüft die 
Eignung und das Nichtvorliegen von Aus-
schlussgründen aufgrund der Vorlage von 
Eigenerklärungen oder von Nachweisen. 

(1) Der Konzessionsgeber prüft die 
Eignung und das Nichtvorliegen von Aus-
schlussgründen grundsätzlich aufgrund 
der Vorlage von Eigenerklärungen, ansons-
ten von Nachweisen. 

(2) In der Konzessionsbekanntma-
chung ist anzugeben, mit welchen Unterla-
gen Unternehmen die Eignung und das 
Nichtvorliegen von Ausschlussgründen zu 
belegen haben. Ist eine Konzessionsbe-
kanntmachung gemäß § 20 nicht erforder-
lich, sind diese Angaben in die Vergabeun-
terlagen aufzunehmen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Bei Einbeziehung von Kapazitäten 
anderer Unternehmen gemäß § 25 Absatz 
3 können Konzessionsgeber den Nachweis 
verlangen, dass die zur Erfüllung der Eig-
nungskriterien erforderlichen Mittel wäh-
rend der gesamten Konzessionslaufzeit zur 
Verfügung stehen werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

 (4) Kann ein Bewerber oder Bieter 
aus einem berechtigten Grund die gefor-
derten Unterlagen nicht beibringen, so 
kann er seine wirtschaftliche und finanzi-
elle Leistungsfähigkeit durch Vorlage an-
derer, vom öffentlichen Auftraggeber als 
geeignet angesehener Unterlagen bele-
gen. Ein berechtigter Grund kann insbe-
sondere vorliegen, wenn es sich bei dem 
Bewerber oder Bieter um ein junges Un-
ternehmen handelt. 
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§ 33 § 33 

Vergabe von Unteraufträgen Vergabe von Unteraufträgen 

(1) Der Konzessionsgeber kann Un-
ternehmen in der Konzessionsbekanntma-
chung oder den Vergabeunterlagen auffor-
dern, bei Angebotsabgabe die Teile der 
Konzession, die sie im Wege der Unterauf-
tragsvergabe an Dritte zu vergeben beab-
sichtigen, sowie, falls zumutbar, die vorge-
sehenen Unterauftragnehmer zu benen-
nen. Vor Zuschlagserteilung kann der Kon-
zessionsgeber von den Bietern, deren An-
gebote in die engere Wahl kommen, ver-
langen, die Unterauftragnehmer zu benen-
nen und nachzuweisen, dass ihnen die er-
forderlichen Mittel dieser Unterauftragneh-
mer zur Verfügung stehen. Wenn ein Be-
werber oder Bieter die Vergabe eines Teils 
der Konzession an einen Dritten im Wege 
der Unterauftragsvergabe beabsichtigt und 
sich zugleich im Hinblick auf seine Leis-
tungsfähigkeit auf die Kapazitäten dieses 
Dritten beruft, ist auch § 25 Absatz 3 anzu-
wenden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Haftung des Hauptauftragneh-
mers gegenüber dem Konzessionsgeber 
bleibt von Absatz 1 unberührt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Konzessionsnehmer einer 
Baukonzession, der im Rahmen dieser 
Baukonzession Aufträge an Dritte vergibt, 
deren Gegenstand die Erbringung von 
Bauleistungen im Sinne des § 103 Absatz 
3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen ist, hat in der Regel Teil B 
der Vergabe- und Vertragsordnung für Bau-
leistungen, die Allgemeinen Vertragsbedin-
gungen für die Ausführung von Bauleistun-
gen, und Teil C der Vergabe und Vertrags-
ordnung für Bauleistungen, die Allgemei-
nen Technischen Vertragsbedingungen für 
Bauleistungen, zum Vertragsgegenstand 
zu machen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Im Falle von Baukonzessionen 
und in Bezug auf Dienstleistungen, die in 
der Einrichtung des Konzessionsgebers un-
ter dessen direkter Aufsicht zu erbringen 
sind, schreibt der Konzessionsgeber dem 
Konzessionsnehmer in den Vertragsbedin-
gungen vor, dass dieser spätestens bei Be-
ginn der Durchführung der Konzession die 
Namen, die Kontaktdaten und die gesetzli-
chen Vertreter der Unterauftragnehmer mit-
teilt und dass jede im Rahmen der Durch-
führung der Konzession eintretende Ände-
rung auf der Ebene der Unterauftragneh-
mer mitzuteilen ist. Der Konzessionsgeber 
kann die Mitteilungspflichten auch als Ver-
tragsbedingungen für die Vergabe von 
Dienstleistungskonzessionen vorsehen, bei 
denen die Dienstleistungen nicht in der Ein-
richtung des Konzessionsgebers unter des-
sen direkter Aufsicht zu erbringen sind. Des 
Weiteren können die Mitteilungspflichten 
auch auf Lieferanten, die bei Bau- oder 
Dienstleistungskonzessionen beteiligt sind, 
sowie auf weitere Stufen in der Kette der 
Unterauftragnehmer ausgeweitet werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Für Unterauftragnehmer aller Stu-
fen ist § 152 Absatz 4 in Verbindung mit § 
128 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen anzuwenden. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Der Konzessionsgeber überprüft 
vor der Erteilung des Zuschlags, ob Gründe 
für den Ausschluss von Unterauftragneh-
mern vorliegen. Bei Vorliegen zwingender 
Ausschlussgründe verlangt der Konzessi-
onsgeber, dass der Unterauftragnehmer er-
setzt wird, bei Vorliegen fakultativer Aus-
schlussgründe kann der Konzessionsgeber 
verlangen, dass der Unterauftragnehmer 
ersetzt wird. Der Konzessionsgeber kann 
dem Bewerber oder Bieter dafür eine Frist 
setzen. 

(6) Der Konzessionsgeber überprüft 
vor der Erteilung des Zuschlags, ob Gründe 
für den Ausschluss von Unterauftragneh-
mern vorliegen. Dies umfasst die Aus-
schlussgründe nach den §§ 123 und 124 
GWB sowie die Eignung des Unterauf-
tragnehmers. Bei Vorliegen zwingender 
Ausschlussgründe verlangt der Konzessi-
onsgeber, dass der Unterauftragnehmer er-
setzt wird, bei Vorliegen fakultativer Aus-
schlussgründe oder fehlender Eignung 
des Unterauftragnehmers kann der Kon-
zessionsgeber verlangen, dass der Unter-
auftragnehmer ersetzt wird. Der Konzessi-
onsgeber kann dem Bewerber oder Bieter 
dafür eine Frist setzen. 

  



 - 158 -   

 

Geltende Fassung Referentenentwurf  
Vergaberechtstransformationsgesetz 

 

Artikel 7 

 Vergabeverordnung Verteidi-
gung und Sicherheit 

§ 2 § 2 

Anzuwendende Vorschriften für Liefer-, 
Dienstleistungs- und Bauaufträge 

Anzuwendende Vorschriften für Liefer-, 
Dienstleistungs- und Bauaufträge 

(1) Für die Vergabe von verteidi-
gungs- oder sicherheitsspezifischen Liefer- 
und Dienstleistungsaufträgen sind die Vor-
schriften dieser Verordnung anzuwenden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Für die Vergabe von verteidi-
gungs- oder sicherheitsspezifischen Bau-
aufträgen sind die §§ 1 bis 4, 6 bis 9 und 
38 bis 42 sowie 44 und 45 anzuwenden. Im 
Übrigen ist Abschnitt 3 der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen 
(VOB/A) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. Januar 2019 (BAnz AT 
19.02.2019 B2), der zuletzt durch die Be-
kanntmachung vom 6. September 2023 
(BAnz AT 25.09.2023 B4) geändert worden 
ist, anzuwenden. 

(2) Für die Vergabe von verteidigungs- 
oder sicherheitsspezifischen Bauaufträgen 
sind die §§ 1 bis 4, 6 bis 9 und 38 bis 42 
sowie 44 und 45 anzuwenden. Im Übrigen 
ist Abschnitt 3 der Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Bauleistungen (VOB/A) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Ja-
nuar 2019 (BAnz AT 19.02.2019 B2), der 
zuletzt durch die Bekanntmachung vom 6. 
September 2023 (BAnz AT 25.09.2023 B4) 
geändert worden ist, anzuwenden. Satz 2 
gilt nicht für Planungsleistungen, die als 
Los eines Bauauftrags vergeben werden; 
auf ihre Vergabe ist diese Verordnung 
anzuwenden. 

(3) Für die Vergabe von verteidi-
gungs- oder sicherheitsspezifischen Liefer-, 
Dienstleistungs- und Bauaufträgen gelten 
bei der Erstellung und Übermittlung von 
Bekanntmachungen die Anforderungen des 
§ 10a Absatz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 
und Absatz 5 Satz 1 und 3 der Vergabever-
ordnung über die Vorgaben der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2019/1780 und des 
Datenaustauschstandards eForms ein-
schließlich der Regelungen zu verpflichten-
den Datenfeldern und der Übermittlung 
über den Datenservice Öffentlicher Einkauf 
entsprechend. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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 (4)   Auftraggeber können Aufträge im 
Wege gelegentlicher gemeinsamer 
Auftragsvergabe oder zentraler Be-
schaffung entsprechend § 4 Vergabe-
verordnung vergeben. 

§ 7 § 7 

Anforderungen an den Schutz von Ver-
schlusssachen durch Unternehmen 

Anforderungen an den Schutz von Ver-
schlusssachen durch Unternehmen 

(1) Im Falle eines Verschlusssachen-
auftrags im Sinne des § 104 Absatz 3 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen müssen Auftraggeber in der Be-
kanntmachung oder den Vergabeunterla-
gen die erforderlichen Maßnahmen, Anfor-
derungen und Auflagen benennen, die ein 
Unternehmen als Bewerber, Bieter oder 
Auftragnehmer sicherstellen oder erfüllen 
muss, um den Schutz von Verschlusssa-
chen entsprechend dem jeweiligen Ge-
heimhaltungsgrad zu gewährleisten. Auf-
traggeber müssen in der Bekanntmachung 
oder den Vergabeunterlagen auch die er-
forderlichen Maßnahmen, Anforderungen 
und Auflagen benennen, die Unterauftrag-
nehmer sicherstellen müssen, um den 
Schutz von Verschlusssachen entspre-
chend dem jeweiligen Geheimhaltungsgrad 
zu gewährleisten, und deren Einhaltung der 
Bewerber, Bieter oder Auftragnehmer mit 
dem Unterauftragnehmer vereinbaren 
muss. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Auftraggeber müssen insbeson-
dere verlangen, dass der Teilnahmeantrag 
oder das Angebot folgende Angaben ent-
hält: 

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Wenn der Auftrag Verschlusssachen 
-VER-

rungen des Bewerbers oder Bieters 
und der bereits in Aussicht genomme-
nen Unterauftragnehmer,  
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a) ob und in welchem Umfang für 
diese Sicherheitsbescheide des 
Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie oder entsprechender 
Landesbehörden bestehen oder 

 

b) dass sie bereit sind, alle notwendi-
gen Maßnahmen und Anforderun-
gen zu erfüllen, die zum Erhalt ei-
nes Sicherheitsbescheids zum 
Zeitpunkt der Auftragsausführung 
vorausgesetzt werden; 

 

2. Verpflichtungserklärungen    

a) des Bewerbers oder Bieters und  

b) der bereits in Aussicht genomme-
nen Unterauftragnehmer 

 

während der gesamten Vertragsdauer 
sowie nach Kündigung, Auflösung oder 
Ablauf des Vertrags den Schutz aller in 
ihrem Besitz befindlichen oder ihnen 
zur Kenntnis gelangter Verschlusssa-
chen gemäß den einschlägigen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
zu gewährleisten; 

u n v e r ä n d e r t  

3. Verpflichtungserklärungen des Bewer-
bers oder Bieters, von Unterauftrag-
nehmern, an die er im Zuge der Auf-
tragsausführung Unteraufträge vergibt, 
Erklärungen und Verpflichtungserklä-
rungen gemäß den Nummern 1 und 2 
einzuholen und vor der Vergabe des 
Unterauftrags den Auftraggebern vor-
zulegen. 
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(3) Muss einem Bewerber, Bieter oder 
bereits in Aussicht genommenen Unterauf-
tragnehmern für den Teilnahmeantrag oder 
das Erstellen eines Angebots der Zugang 
zu Verschlusssachen des Geheimhaltungs-

-
gewährt werden, verlangen Auftraggeber 
bereits vor Gewährung dieses Zugangs ei-
nen Sicherheitsbescheid vom Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie oder 
von entsprechenden Landesbehörden und 
die Verpflichtungserklärungen nach Absatz 
2 Nummer 2 und 3. Kann zu diesem Zeit-
punkt noch kein Sicherheitsbescheid durch 
das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie oder durch entsprechende Landes-
behörden ausgestellt werden und machen 
Auftraggeber von der Möglichkeit Ge-
brauch, Zugang zu diesen Verschlusssa-
chen zu gewähren, müssen Auftraggeber 
die zum Einsatz kommenden Mitarbeiter 
des Unternehmens überprüfen und er-
mächtigen, bevor diesen Zugang gewährt 
wird. 

(3) Muss einem Bewerber, Bieter oder 
bereits in Aussicht genommenen Unterauf-
tragnehmern für den Teilnahmeantrag oder 
das Erstellen eines Angebots der Zugang zu 
Verschlusssachen des Geheimhaltungsgra-

-
währt werden, verlangen Auftraggeber be-
reits vor Gewährung dieses Zugangs einen 
Sicherheitsbescheid vom Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Klimaschutz oder 
von entsprechenden Landesbehörden und 
die Verpflichtungserklärungen nach Absatz 
2 Nummer 2 und 3. Kann zu diesem Zeit-
punkt noch kein Sicherheitsbescheid durch 
das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz oder durch entsprechende 
Landesbehörden ausgestellt werden und 
machen Auftraggeber von der Möglichkeit 
Gebrauch, Zugang zu diesen Verschlusssa-
chen zu gewähren, müssen Auftraggeber 
die zum Einsatz kommenden Mitarbeiter 
des Unternehmens überprüfen und ermäch-
tigen, bevor diesen Zugang gewährt wird. 

(4) Muss einem Bewerber, Bieter oder 
bereits in Aussicht genommenen Unterauf-
tragnehmern für den Teilnahmeantrag oder 
das Erstellen eines Angebots der Zugang 
zu Verschlusssachen des Geheimhaltungs-

-NUR FÜR DEN DIENSTGE-
gen Auf-

traggeber bereits vor Gewährung dieses 
Zugangs die Verpflichtungserklärungen 
nach Absatz 2 Nummer 2 und 3. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Kommt der Bewerber oder Bieter 
dem Verlangen des Auftraggebers nach 
den Absätzen 3 und 4 nicht nach, die Ver-
pflichtungserklärungen vorzulegen, oder 
können auch im weiteren Verfahren weder 
ein Sicherheitsbescheid vom Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie oder von 
entsprechenden Landesbehörden ausge-
stellt noch Mitarbeiter zum Zugang ermäch-
tigt werden, müssen Auftraggeber den Be-
werber oder Bieter von der Teilnahme am 
Vergabeverfahren ausschließen. 

(5) Kommt der Bewerber oder Bieter 
dem Verlangen des Auftraggebers nach den 
Absätzen 3 und 4 nicht nach, die Verpflich-
tungserklärungen vorzulegen, oder können 
auch im weiteren Verfahren weder ein Si-
cherheitsbescheid vom Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz oder von 
entsprechenden Landesbehörden ausge-
stellt noch Mitarbeiter zum Zugang ermäch-
tigt werden, müssen Auftraggeber den Be-
werber oder Bieter von der Teilnahme am 
Vergabeverfahren ausschließen. 
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(6) Auftraggeber können Bewerbern, 
Bietern oder bereits in Aussicht genomme-
nen Unterauftragnehmern, die noch nicht in 
der Geheimschutzbetreuung des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie 
oder entsprechender Landesbehörden sind 
oder deren Personal noch nicht überprüft 
und ermächtigt ist, zusätzliche Zeit gewäh-
ren, um diese Anforderungen zu erfüllen. In 
diesem Fall müssen Auftraggeber diese 
Möglichkeit und die Frist in der Bekanntma-
chung mitteilen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie erkennt Sicherheitsbe-
scheide und Ermächtigungen anderer Mit-
gliedstaaten an, wenn diese den nach den 
Bestimmungen des Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes und des § 21 Absatz 4 und 
6 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
des Bundesministeriums des Innern zum 
materiellen und organisatorischen Schutz 
von Verschlusssachen1 erforderlichen Si-
cherheitsbescheiden und Ermächtigungen 
gleichwertig sind. Auf begründetes Ersu-
chen der auftraggebenden Behörde hat 
das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie weitere Untersuchungen zur Si-
cherstellung des Schutzes von Verschluss-
sachen zu veranlassen und deren Ergeb-
nisse zu berücksichtigen. Das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie kann 
im Einvernehmen mit der Nationalen Si-
cherheitsbehörde für den Geheimschutz 
von weiteren Ermittlungen absehen. 

(7) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz erkennt Sicher-
heitsbescheide und Ermächtigungen ande-
rer Mitgliedstaaten an, wenn diese den nach 
den Bestimmungen des Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes und des § 21 Absatz 4 und 6 
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des 
Bundesministeriums des Innern zum mate-
riellen und organisatorischen Schutz von 
Verschlusssachen1 erforderlichen Sicher-
heitsbescheiden und Ermächtigungen 
gleichwertig sind. Auf begründetes Ersu-
chen der auftraggebenden Behörde hat das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Kli-
maschutz weitere Untersuchungen zur Si-
cherstellung des Schutzes von Verschluss-
sachen zu veranlassen und deren Ergeb-
nisse zu berücksichtigen. Das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Klimaschutz kann 
im Einvernehmen mit der Nationalen Sicher-
heitsbehörde für den Geheimschutz von 
weiteren Ermittlungen absehen. 

 
1VS-Anweisung  VSA vom 31. März 2006 in der Fassung vom 26. April 2010 (GMBl 2010 S. 846). 
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(8) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie kann die Nationale Si-
cherheitsbehörde des Landes, in dem der 
Bewerber oder Bieter oder bereits in Aus-
sicht genommene Unterauftragnehmer an-
sässig ist, oder die Designierte Sicherheits-
behörde dieses Landes ersuchen, zu über-
prüfen, ob die voraussichtlich genutzten 
Räumlichkeiten und Einrichtungen, die vor-
gesehenen Produktions- und Verwaltungs-
verfahren, die Verfahren zur Behandlung 
von Informationen oder die persönliche 
Lage des im Rahmen des Auftrags voraus-
sichtlich eingesetzten Personals den einzu-
haltenden Sicherheitsvorschriften entspre-
chen. 

(8) Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz kann die Nationale 
Sicherheitsbehörde des Landes, in dem der 
Bewerber oder Bieter oder bereits in Aus-
sicht genommene Unterauftragnehmer an-
sässig ist, oder die Designierte Sicherheits-
behörde dieses Landes ersuchen, zu über-
prüfen, ob die voraussichtlich genutzten 
Räumlichkeiten und Einrichtungen, die vor-
gesehenen Produktions- und Verwaltungs-
verfahren, die Verfahren zur Behandlung 
von Informationen oder die persönliche 
Lage des im Rahmen des Auftrags voraus-
sichtlich eingesetzten Personals den einzu-
haltenden Sicherheitsvorschriften entspre-
chen. 

§ 9 § 9 

Unteraufträge Unteraufträge 

(1) Auftraggeber können den Bieter 
auffordern, in seinem Angebot den Teil des 
Auftrags, den er im Wege von Unteraufträ-
gen an Dritte zu vergeben beabsichtigt, 
und die bereits vorgeschlagenen Unterauf-
tragnehmer sowie den Gegenstand der Un-
teraufträge bekannt zu geben. Sie können 
außerdem verlangen, dass der Auftragneh-
mer ihnen jede im Zuge der Ausführung 
des Auftrags eintretende Änderung auf 
Ebene der Unterauftragnehmer mitteilt. 

(1) Auftraggeber können den Bieter 
auffordern, in seinem Angebot den Teil des 
Auftrags, den er im Wege von Unteraufträ-
gen an Dritte zu vergeben beabsichtigt, und 
die bereits vorgeschlagenen Unterauftrag-
nehmer sowie den Gegenstand der Unter-
aufträge bekannt zu geben. Sie können au-
ßerdem verlangen, dass der Auftragnehmer 
ihnen jede im Zuge der Ausführung des Auf-
trags eintretende Änderung auf Ebene der 
Unterauftragnehmer mitteilt. Auftraggeber 
können von Bietern verlangen, in ihrem 
Angebot keine Unterauftragnehmer vor-
zusehen, die in einem Staat außerhalb 
der Europäischen Union ansässig sind, 
der nicht die notwendige Gewähr für die 
Wahrung der Sicherheitsinteressen der 
Bundesrepublik Deutschland bietet. 
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(2) Auftragnehmer dürfen ihre Unter-
auftragnehmer für alle Unteraufträge frei 
wählen, soweit Auftraggeber keine Anfor-
derungen an die Erteilung der Unterauf-
träge im wettbewerblichen Verfahren ge-
mäß Absatz 3 Nummer 1 und 2 stellen. 
Von Auftragnehmern darf insbesondere 
nicht verlangt werden, potenzielle Unterauf-
tragnehmer anderer EU-Mitgliedstaaten 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit zu 
diskriminieren. 

(2) Auftragnehmer dürfen ihre Unter-
auftragnehmer für alle Unteraufträge frei 
wählen, soweit Auftraggeber keine Anforde-
rungen an die Erteilung der Unteraufträge 
im wettbewerblichen Verfahren gemäß Ab-
satz 3 Nummer 1 und 2 stellen. Von Auftrag-
nehmern darf insbesondere nicht verlangt 
werden, potenzielle Unterauftragnehmer 
anderer EU-Mitgliedstaaten aus Gründen 
der Staatsangehörigkeit zu diskriminieren. 
Auftraggeber können dem Auftragneh-
mer vorgeben, keine Unterauftragneh-
mer zu beauftragen, die in einem Staat 
außerhalb der Europäischen Union an-
sässig sind, der nicht die notwendige Ge-
währ für die Wahrung der Sicherheitsin-
teressen der Bundesrepublik Deutsch-
land bietet. 

(3) Folgende Anforderungen können 
Auftraggeber an die Erteilung von Unterauf-
trägen im wettbewerblichen Verfahren stel-
len: 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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1. Auftraggeber können Auftragnehmer 
verpflichten, einen Teil des Auftrags an 
Dritte weiter zu vergeben. Dazu benen-
nen Auftraggeber eine Wertspanne un-
ter Einschluss eines Mindest- und 
Höchstprozentsatzes. Der Höchstpro-
zentsatz darf 30 Prozent des Auftrags-
werts nicht übersteigen. Diese Spanne 
muss im angemessenen Verhältnis 
zum Gegenstand und zum Wert des 
Auftrags und zur Art des betroffenen 
Industriesektors stehen, einschließlich 
des auf diesem Markt herrschenden 
Wettbewerbsniveaus und der einschlä-
gigen technischen Fähigkeiten der in-
dustriellen Basis. Jeder Prozentsatz 
der Unterauftragsvergabe, der in die 
angegebene Wertspanne fällt, gilt als 
Erfüllung der Verpflichtung zur 
Vergabe von Unteraufträgen. Auftrag-
nehmer vergeben die Unteraufträge 
gemäß den §§ 38 bis 41. In ihrem An-
gebot geben die Bieter an, welchen 
Teil oder welche Teile ihres Angebots 
sie durch Unteraufträge zu vergeben 
beabsichtigen, um die Wertspanne zu 
erfüllen. Auftraggeber können die Bie-
ter auffordern, den oder die Teile ihres 
Angebots, den sie über den geforder-
ten Prozentsatz hinaus durch Unterauf-
träge zu vergeben beabsichtigen, so-
wie die bereits in Aussicht genomme-
nen Unterauftragnehmer offenzulegen. 

 

2. Auftraggeber können verlangen, dass 
Auftragnehmer die Bestimmungen der 
§§ 38 bis 41 auf alle oder bestimmte 
Unteraufträge anwenden, die diese an 
Dritte zu vergeben beabsichtigen. 

 

(4) Die in den Absätzen 1 und 3 ge-
nannten Anforderungen geben die Auftrag-
geber in der Bekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen an. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Auftraggeber dürfen einen vom 
Bieter oder Auftragnehmer ausgewählten 
Unterauftragnehmer nur auf Grundlage der 
Kriterien ablehnen, die für den Hauptauf-
trag gelten und in der Bekanntmachung 
oder den Vergabeunterlagen angegeben 
wurden. Lehnen Auftraggeber einen Unter-
auftragnehmer ab, müssen sie dies gegen-
über dem betroffenen Bieter oder dem Auf-
tragnehmer in Textform nach § 126b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs begründen und 
darlegen, warum der Unterauftragnehmer 
ihres Erachtens die für den Hauptauftrag 
vorgegebenen Kriterien nicht erfüllt. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die Haftung des Auftragnehmers 
gegenüber dem Auftraggeber bleibt von 
den Vorschriften dieser Verordnung zur Un-
terauftragsvergabe unberührt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

 (7) Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 
Satz 3 gelten nicht in Bezug auf Auftrag-
nehmer und Unterauftragnehmer, die in 
einem Staat ansässig sind, der Vertrags-
partei des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum ist. Sie gelten 
ferner nicht in Bezug auf Auftragnehmer 
und Unterauftragnehmer, die in einem 
Drittstaat ansässig sind, der dem Über-
einkommen über das öffentliche Be-
schaffungswesen von 1994 (ABl. C 256 
vom 3.9.1996, S.1) geändert durch das 
Protokoll zur Änderung des Übereinkom-
mens über das öffentliche Beschaffungs-
wesen (ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) oder 
anderen, für die Europäische Union bin-
denden internationalen Übereinkommen 
beigetreten ist, wenn der öffentliche Auf-
trag in den Anwendungsbereich des je-
weiligen Übereinkommens fällt. 
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T e i l  2  T e i l  2  

V e r g a b e v e r f a h r e n  V e r g a b e v e r f a h r e n  

§ 10 § 10 

Grundsätze des Vergabeverfahrens Grundsätze des Vergabeverfahrens 

(1) Für die Berücksichtigung mittel-
ständischer Interessen gilt § 97 Absatz 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen. Mehrere Teil- oder Fach-
lose dürfen gemäß § 97 Absatz 4 Satz 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen zusammen vergeben wer-
den, wenn wirtschaftliche oder technische 
Gründe dies erfordern, insbesondere weil 
die Leistungsbeschreibung die Systemfä-
higkeit der Leistung verlangt und dies 
durch den Auftragsgegenstand gerechtfer-
tigt ist. 

(1) Für die Berücksichtigung mittel-
ständischer Interessen gilt § 97 Absatz 4 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen. Mehrere Teil- oder Fach-
lose dürfen gemäß § 97 Absatz 4 Satz 3 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen ganz oder teilweise zu-
sammen vergeben werden, wenn wirt-
schaftliche, technische oder zeitliche 
Gründe dies rechtfertigen, insbesondere 
weil die Leistungsbeschreibung die Sys-
temfähigkeit der Leistung verlangt und 
dies durch den Auftragsgegenstand ge-
rechtfertigt ist. 

(2) Hat ein Bieter oder Bewerber vor 
Einleitung des Vergabeverfahrens den Auf-
traggeber beraten oder sonst unterstützt, 
so hat der Auftraggeber sicherzustellen, 
dass der Wettbewerb durch die Teilnahme 
des Bieters oder Bewerbers nicht verfälscht 
wird. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Allgemeinen Vertragsbedin-
gungen für die Ausführung von Leistungen 
(VOL/B) sind grundsätzlich zum Vertrags-
gegenstand zu machen. 

(3) Die Allgemeinen Vertragsbedin-
gungen für die Ausführung von Leistungen 
(VOL/B) in ihrer jeweils aktuellen Fas-
sung sind grundsätzlich zum Vertragsge-
genstand zu machen. 
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(4) Die Durchführung von Vergabe-
verfahren zur Markterkundung und zum 
Zwecke der Ertragsberechnung ist unzuläs-
sig. 

(4) Vor der Einleitung eines Verga-
beverfahrens soll der Auftraggeber 
Markterkundungen zur Vorbereitung der 
Auftragsvergabe und zur Unterrichtung 
der Unternehmen über seine Auftrags-
vergabepläne und -anforderungen 
durchführen. Grundsätzlich sind am 
Markt verfügbare Leistungen und Pro-
dukte zur Erfüllung der Fähigkeitsanfor-
derungen zu identifizieren. Wird eine 
nicht bereits am Markt verfügbare Leis-
tung beschafft, soll die Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung auch umfassen, aus 
welchen Gründen eine nicht auf dem 
Markt verfügbare Leistung beschafft wird 
und inwieweit welcher zusätzliche Nut-
zen damit im Zusammenhang stehende 
Zusatzkosten rechtfertigt. Die Durchfüh-
rung von Vergabeverfahren zur Markterkun-
dung und zum Zwecke der Ertragsberech-
nung ist unzulässig. 

(5) Bei der Vergabe sind die Vor-
schriften über die Preise bei öffentlichen 
Aufträgen zu beachten. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

 (6) Der Auftraggeber soll grundsätz-
lich erst dann ausschreiben, wenn die 
Vergabeunterlagen fertig gestellt sind 
und wenn innerhalb der angegebenen 
Fristen mit der Ausführung begonnen 
werden kann. Bei Vorliegen besonderer 
Verteidigungs- und Sicherheitsinteres-
sen kann der Auftraggeber ein Vergabe-
verfahren einleiten, ohne dass dessen Fi-
nanzierung gesichert ist. Besondere Ver-
teidigungs- und Sicherheitsinteressen 
liegen in der Regel vor, wenn der öffent-
liche Auftrag in unmittelbarem Zusam-
menhang steht mit 

 1. einer Krise, 

 2. einem mandatierten Einsatz der Bun-
deswehr, 

 3. einer einsatzgleichen Verpflichtung 
der Bundeswehr oder 

 4. einer Bündnisverpflichtung. 
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 Die nicht gesicherte Finanzierung ist in 
den Vergabeunterlagen transparent zu 
machen. 

§ 18 § 18 

Bekanntmachung von Vergabeverfah-
ren; Ex-ante-Transparenz 

Bekanntmachung von Vergabeverfah-
ren; Ex-ante-Transparenz 

(1) Auftraggeber, die einen Auftrag 
oder eine Rahmenvereinbarung im Wege 
eines nicht offenen Verfahrens, eines Ver-
handlungsverfahrens mit Teilnahmewettbe-
werb oder eines wettbewerblichen Dialogs 
zu vergeben beabsichtigen, müssen dies 
durch eine Bekanntmachung mitteilen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Bekanntmachung muss zu-
mindest die in Anhang IV der Richtlinie 
2009/81/EG aufgeführten Informationen 
enthalten. Sie wird nach den Vorgaben der 
Spalte 18 der Tabelle 2 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 
in Verbindung mit § 2 Absatz 3 erstellt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Auftraggeber müssen in der Be-
kanntmachung insbesondere angeben: 

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. bei der Vergabe im nicht offenen Ver-
fahren oder Verhandlungsverfahren mit 
Teilnahmewettbewerb, welche Eig-
nungsanforderungen gelten und wel-
che Eignungsnachweise vorzulegen 
sind, 

 

2. gemäß § 9 Absatz 4, ob gemäß § 9 
Absatz 1 oder 3 Anforderungen an die 
Vergabe von Unteraufträgen gestellt 
werden und welchen Inhalt diese ha-
ben, 

 

3. ob beabsichtigt ist, ein Verhandlungs-
verfahren mit Teilnahmewettbewerb 
oder einen wettbewerblichen Dialog in 
verschiedenen Phasen abzuwickeln, 
um die Zahl der Angebote zu verrin-
gern, und 

 

4. Namen und Anschrift der Vergabekam-
mer, die für die Nachprüfung zuständig 
ist. 
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(4) Die Bekanntmachung ist unter Be-
achtung der Muster und Modalitäten für die 
elektronische Übermittlung von Bekannt-
machungen nach Anhang VI Nummer 3 der 
Richtlinie 2009/81/EG oder auf anderem 
Wege unverzüglich dem Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen 
Union über den Datenservice Öffentlicher 
Einkauf zu übermitteln. Im beschleunigten 
Verfahren nach § 20 Absatz 2 Satz 2 und 
Absatz 3 Satz 2 muss die Bekanntmachung 
unter Beachtung der Muster und Modalitä-
ten für die elektronische Übermittlung von 
Bekanntmachungen nach Anhang VI Num-
mer 3 der Richtlinie 2009/81/EG mittels Te-
lefax oder auf elektronischem Weg übermit-
telt werden. Die Auftraggeber müssen den 
Tag der Absendung nachweisen können. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Bekanntmachung und ihr In-
halt dürfen auf nationaler Ebene oder in ei-
nem Beschafferprofil nicht vor dem Tag der 
Absendung an das Amt für amtliche Veröf-
fentlichungen der Europäischen Union über 
den Datenservice Öffentlicher Einkauf ver-
öffentlicht werden. Die Veröffentlichung auf 
nationaler Ebene darf keine anderen Anga-
ben enthalten als die Bekanntmachung an 
das Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Union über den Daten-
service Öffentlicher Einkauf oder die Veröf-
fentlichung im Beschafferprofil. Auf das Da-
tum der Absendung der europaweiten Be-
kanntmachung an das Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen 
Union über den Datenservice Öffentlicher 
Einkauf oder der Veröffentlichung im Be-
schafferprofil ist in der nationalen Bekannt-
machung hinzuweisen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Die freiwillige Ex-ante-Transpa-
renzbekanntmachung im Sinne des § 135 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen erfolgt nach den Vorgaben der 
Spalte 27 der Tabelle 2 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/1780 
in Verbindung mit § 2 Absatz 3. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

 (7) § 40 Absatz 1 Satz 3 der Verga-
beverordnung gilt entsprechend. 
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§ 21 § 21 

Eignung und Auswahl der Bewerber Eignung und Auswahl der Bewerber 

(1) Aufträge werden unter Wahrung 
der Eignungsanforderungen des § 122 Ab-
satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen vergeben. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Auftraggeber können Mindestan-
forderungen an die Eignung stellen, denen 
die Bewerber genügen müssen. Diese Min-
destanforderungen müssen mit dem Auf-
tragsgegenstand im sachlichen Zusam-
menhang stehen und durch ihn gerechtfer-
tigt sein. Die Mindestanforderungen werden 
in der Bekanntmachung oder den Vergabe-
unterlagen angegeben. 

(2) Auftraggeber können Mindestan-
forderungen an die Eignung stellen, denen 
die Bewerber genügen müssen. Diese Min-
destanforderungen müssen mit dem Auf-
tragsgegenstand im sachlichen Zusammen-
hang stehen und durch ihn gerechtfertigt 
sein. Die Mindestanforderungen werden in 
der Bekanntmachung oder den Vergabeun-
terlagen angegeben. Bei der Auswahl der 
Mindestanforderungen sind die beson-
deren Umstände von jungen sowie von 
kleinen und mittleren Unternehmen zu 
berücksichtigen. 

(3) Im nicht offenen Verfahren, Ver-
handlungsverfahren mit Teilnahmewettbe-
werb und im wettbewerblichen Dialog dür-
fen Auftraggeber die Zahl der geeigneten 
Bewerber begrenzen, die zur Abgabe eines 
Angebots aufgefordert werden. Dazu ge-
ben die Auftraggeber in der Bekanntma-
chung die von ihnen vorgesehenen objekti-
ven und nicht diskriminierenden Anforde-
rungen sowie die vorgesehene Mindestzahl 
und gegebenenfalls auch die Höchstzahl 
an Bewerbern an. Die Mindestzahl der Be-
werber darf nicht niedriger als drei sein. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. Sofern geeignete Bewerber in ausrei-
chender Zahl zur Verfügung stehen, 
wird das Verfahren mit der Anzahl von 
Bewerbern fortgeführt, die der festge-
legten Mindestzahl an Bewerbern ent-
spricht. 
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2. Sofern die Zahl geeigneter Bewerber 
unter der Mindestanzahl liegt, kann der 
Auftraggeber das Verfahren fortführen. 
Ist der Auftraggeber der Auffassung, 
dass die Zahl der geeigneten Bewer-
ber zu gering ist, um einen echten 
Wettbewerb zu gewährleisten, so kann 
er das Verfahren aussetzen und die 
erste Bekanntmachung gemäß § 18 
zur Festsetzung einer neuen Frist für 
die Einreichung von Anträgen auf Teil-
nahme erneut veröffentlichen. In die-
sem Fall wird das Verfahren mit den 
nach der ersten sowie mit den nach 
der zweiten Bekanntmachung ausge-
wählten Bewerbern gemäß § 29 fortge-
führt. Die Möglichkeit, das laufende 
Vergabeverfahren einzustellen und ein 
neues Verfahren einzuleiten, bleibt un-
berührt. 

 

(4) Bewerber oder Bieter, die gemäß 
den Rechtsvorschriften des EU-Mitglied-
staats, in dem sie ihre Niederlassung ha-
ben, zur Erbringung der betreffenden Leis-
tung berechtigt sind, dürfen nicht allein des-
halb zurückgewiesen werden, weil sie ge-
mäß den einschlägigen deutschen Rechts-
vorschriften eine natürliche oder juristische 
Person sein müssten. Im Falle zusätzlicher 
Dienstleistungen bei Lieferaufträgen und im 
Falle von Dienstleistungsaufträgen können 
juristische Personen verpflichtet werden, in 
ihrem Antrag auf Teilnahme oder Angebot 
die Namen und die berufliche Qualifikatio-
nen der Personen anzugeben, die für die 
Durchführung des Auftrags als verantwort-
lich vorgesehen sind. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Bewerber- und Bietergemeinschaf-
ten sind wie Einzelbewerber und -bieter zu 
behandeln. Auftraggeber dürfen nicht ver-
langen, dass nur Gruppen von Unterneh-
men, die eine bestimmte Rechtsform ha-
ben, einen Teilnahmeantrag stellen oder 
ein Angebot abgeben dürfen. Für den Fall 
der Auftragserteilung können die Auftrag-
geber verlangen, dass eine Bietergemein-
schaft eine bestimmte Rechtsform an-
nimmt, sofern dies für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Auftrags notwendig ist. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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§ 22 § 22 

Allgemeine Vorgaben zum Nachweis der 
Eignung und des Nichtvorliegens von 

Ausschlussgründen 

Allgemeine Vorgaben zum Nachweis der 
Eignung und des Nichtvorliegens von 

Ausschlussgründen 

(1) Auftraggeber müssen in der Be-
kanntmachung oder im Verhandlungsver-
fahren ohne Teilnahmewettbewerb in den 
Vergabeunterlagen angeben, mit welchen 
Nachweisen gemäß den §§ 6, 7, 8 und 23 
bis 28 Unternehmen ihre Eignung und das 
Nichtvorliegen von Ausschlussgründen 
nachzuweisen haben. Auftraggeber dürfen 
von den Bewerbern oder Bietern zum 
Nachweis ihrer Eignung und für das Nicht-
vorliegen von Ausschlussgründen nur Un-
terlagen und Angaben fordern, die durch 
den Gegenstand des Auftrags gerechtfer-
tigt sind. 

(1) Auftraggeber müssen in der Be-
kanntmachung oder im Verhandlungsver-
fahren ohne Teilnahmewettbewerb in den 
Vergabeunterlagen angeben, mit welchen 
Unterlagen gemäß den §§ 6, 7, 8 und 23 bis 
28 Unternehmen ihre Eignung und das 
Nichtvorliegen von Ausschlussgründen 
nachzuweisen haben und wann welche 
Unterlage vorgelegt werden muss (mit 
dem Angebot oder Teilnahmeantrag oder 
auf Anforderung des Auftraggebers). 
Auftraggeber dürfen von den Bewerbern 
oder Bietern zum Nachweis ihrer Eignung 
und für das Nichtvorliegen von Ausschluss-
gründen nur Unterlagen und Angaben for-
dern, die durch den Gegenstand des Auf-
trags gerechtfertigt sind. Bei der Auswahl 
der Unterlagen sind die besonderen Um-
stände von jungen sowie von kleinen 
und mittleren Unternehmen zu berück-
sichtigen. 

(2) Soweit mit den vom Auftragsge-
genstand betroffenen Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen vereinbar, können 
Auftraggeber zulassen, dass Bewerber 
oder Bieter ihre Eignung durch die Vorlage 
einer Erklärung belegen, dass sie die vom 
Auftraggeber verlangten Eignungskriterien 
erfüllen und die festgelegten Nachweise 
auf Aufforderung unverzüglich beibringen 
können (Eigenerklärung). 

(2) Soweit mit den vom Auftragsge-
genstand betroffenen Verteidigungs- und Si-
cherheitsinteressen vereinbar, fordern Auf-
traggeber grundsätzlich, dass Bewerber 
oder Bieter ihre Eignung durch die Vorlage 
einer Erklärung belegen, dass sie die vom 
Auftraggeber verlangten Eignungskriterien 
erfüllen und die festgelegten Nachweise auf 
Aufforderung unverzüglich beibringen kön-
nen (Eigenerklärung). 

(3) Erbringen Bewerber oder Bieter 
den Nachweis für die an die Eignung ge-
stellten Mindestanforderungen nicht, wer-
den sie im Rahmen eines nicht offenen 
Verfahrens, Verhandlungsverfahrens mit 
Teilnahmewettbewerb oder wettbewerbli-
chen Dialogs nicht zur Abgabe eines Ange-
bots aufgefordert. Wenn Bewerber oder 
Bieter im Verhandlungsverfahren ohne Teil-
nahmewettbewerb ein Angebot abgegeben 
haben, wird dieses nicht gewertet. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Unternehmen sind verpflichtet, die 
geforderten Nachweise  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. beim nicht offenen Verfahren und Ver-
handlungsverfahren mit Teilnahme-
wettbewerb vor Ablauf der Teilnahme-
frist, 

 

2. beim Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb vor Ablauf der 
Angebotsfrist, 

 

3. bei einer Rahmenvereinbarung ent-
sprechend der gewählten Verfahrens-
art gemäß den Nummern 1 und 2, 

 

4. beim wettbewerblichen Dialog vor Ab-
lauf der Teilnahmefrist 

 

vorzulegen, es sei denn, der jeweilige 
Nachweis ist elektronisch verfügbar. 

u n v e r ä n d e r t  

 (5) Der öffentliche Auftraggeber for-
dert über Eigenerklärungen hinausge-
hende Unterlagen, insbesondere Be-
scheinigungen und sonstige Nachweise, 
erst nach vorläufiger Prüfung entweder 
der Teilnahmeanträge in Verfahren mit 
Teilnahmewettbewerb oder der Ange-
bote in Verfahren ohne Teilnahmewettbe-
werb an und dies nur von einem oder 
mehreren aussichtsreichen Unterneh-
men. Er setzt bei Anforderung der Unter-
lagen eine angemessene Frist zur Einrei-
chung. Versäumt ein Unternehmen die 
Einreichung innerhalb der gesetzten 
Frist, wird sein Angebot oder Teilnahme-
antrag gemäß § 57 ausgeschlossen. So-
weit ein erhöhter Aufwand oder sonstige 
verfahrensbezogene Gründe entgegen-
stehen, kann der öffentliche Auftragge-
ber von Satz 1 abweichen. Eine Begrün-
dung für die Abweichung ist nicht erfor-
derlich. 
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(5) Im nicht offenen Verfahren und 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewett-
bewerb dürfen die Vergabeunterlagen nur 
an geeignete Unternehmen übersandt wer-
den. Im Verhandlungsverfahren ohne Teil-
nahmewettbewerb dürfen die Vergabeun-
terlagen an die Unternehmen übermittelt 
werden, die vom Auftraggeber unter Be-
achtung der §§ 6 und 7 ausgewählt wur-
den. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(6) Erklärungen und sonstige Unterla-
gen, die als Nachweis im Teilnahmewettbe-
werb oder mit dem Angebot einzureichen 
sind und auf Anforderung der Auftraggeber 
nicht bis zum Ablauf der maßgeblichen 
Frist vorgelegt wurden, können bis zum Ab-
lauf einer zu bestimmenden Nachfrist nach-
gefordert werden. Werden die Nachweise 
und sonstigen Unterlagen nicht innerhalb 
der Nachfrist vorgelegt, ist der Bewerber 
oder Bieter auszuschließen. 

(7) Der Auftraggeber kann den Be-
werber oder Bieter unter Einhaltung der 
Grundsätze der Transparenz und der 
Gleichbehandlung auffordern, fehlende, 
unvollständige oder fehlerhafte Unterla-
gen zu übermitteln, zu ergänzen, zu er-
läutern oder zu vervollständigen. Die 
Nachforderung von leistungsbezogenen 
Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeits-
bewertung der Angebote anhand der Zu-
schlagskriterien betreffen, ist ausge-
schlossen. Dies gilt nicht für Preisanga-
ben, wenn es sich um unwesentliche Ein-
zelpositionen handelt, deren Einzel-
preise den Gesamtpreis nicht verändern 
oder die Wertungsreihenfolge und den 
Wettbewerb nicht beeinträchtigen. Die 
Unterlagen sind vom Bewerber oder Bie-
ter nach Aufforderung durch den Auf-
traggeber innerhalb einer von diesem 
festzulegenden angemessenen, nach 
dem Kalender bestimmten Frist vorzule-
gen. Die Entscheidung zur und das Er-
gebnis der Nachforderung sind zu doku-
mentieren. 

§ 26 § 26 

Nachweis der wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit 

Nachweis der wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit 

(1) Auftraggeber können je nach Art, 
Verwendungszweck und Menge der zu lie-
fernden Güter oder dem Umfang der zu er-
bringenden Dienstleistungen angemessene 
Nachweise der finanziellen und wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit der Bewerber oder 
Bieter verlangen, insbesondere die Vorlage 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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1. entsprechender Bankerklärungen oder 
des Nachweises einer entsprechenden 
Berufshaftpflichtversicherung, 

 

2. von Bilanzen oder Bilanzauszügen, 
falls deren Veröffentlichung in dem 
Land, in dem der Bewerber oder Bieter 
ansässig ist, gesetzlich vorgeschrieben 
ist, 

 

3. einer Erklärung über den Gesamtum-
satz und den Umsatz für den durch 
den Auftragsgegenstand vorausge-
setzten Tätigkeitsbereich, jedoch 
höchstens für die letzten drei Ge-
schäftsjahre, entsprechend dem Grün-
dungsdatum oder dem Datum der Tä-
tigkeitsaufnahme des Unternehmens, 
sofern entsprechende Angaben verfüg-
bar sind. 

 

(2) Können Bewerber oder Bieter aus 
einem berechtigten Grund die geforderten 
Nachweise nicht beibringen, so kann der 
Auftraggeber die Vorlage jedes anderen 
geeigneten Nachweises zulassen. 

(2) Können Bewerber oder Bieter aus 
einem berechtigten Grund die geforderten 
Nachweise nicht beibringen, so kann der 
Auftraggeber die Vorlage jedes anderen ge-
eigneten Nachweises zulassen. Ein be-
rechtigter Grund kann insbesondere vor-
liegen, wenn es sich bei dem Bewerber 
oder Bieter um ein junges Unternehmen 
handelt. Der Auftraggeber weist in den 
Vergabeunterlagen auf die Möglichkeit 
der Vorlage alternativer Unterlagen nach 
Satz 1 hin. 

(3) Bewerber oder Bieter können sich 
für einen bestimmten Auftrag auf die Leis-
tungsfähigkeit anderer Unternehmen beru-
fen, wenn sie nachweisen, dass ihnen 
dadurch die erforderlichen Mittel zur Verfü-
gung stehen. Dies gilt auch für Bewerber- 
oder Bietergemeinschaften. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 32 § 32 

Nebenangebote Nebenangebote 

(1) Auftraggeber können Nebenange-
bote in der Bekanntmachung zulassen. In 
diesem Fall geben Auftraggeber in den 
Vergabeunterlagen an, welche Mindestan-
forderungen für Nebenangebote gelten und 
in welcher Art und Weise Nebenangebote 
einzureichen sind. Auftraggeber berück-
sichtigen nur Nebenangebote, die den in 
den Vergabeunterlagen festgelegten Min-
destanforderungen entsprechen. Nebenan-
gebote sind auszuschließen, wenn sie in 
der Bekanntmachung nicht ausdrücklich 
zugelassen sind. 

(1) Der Auftraggeber gibt in der Auf-
tragsbekanntmachung oder in der Auf-
forderung zur Interessensbestätigung 
an, ob er Nebenangebote zulässt, vor-
schreibt oder ausschließt. Eine Begrün-
dung ist nicht erforderlich. Auftraggeber 
berücksichtigen nur Nebenangebote, die 
den in den Vergabeunterlagen festgeleg-
ten Mindestanforderungen entsprechen. 
Werden Nebenangebote zugelassen 
oder vorgeschrieben, geben Auftragge-
ber in den Vergabeunterlagen an, welche 
Mindestanforderungen für Nebenange-
bote gelten und in welcher Art und Weise 
Nebenangebote einzureichen sind. 

(2) Auftraggeber dürfen ein Nebenan-
gebot nicht deshalb zurückweisen, weil es 
im Falle des Zuschlags zu einem Dienst-
leistungsauftrag anstelle eines Lieferauf-
trags oder zu einem Lieferauftrag anstelle 
eines Dienstleistungsauftrags führen 
würde. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

 

 

 


